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Gesetzentwurf
der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Impfpréavention gegen COVID-19 und zur
Anderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie

A. Problem und Ziel

Die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) gehért zu den ansteckendsten In-
fektions-krankheiten des Menschen. Alle Bevdlkerungsteile sind in Deutschland
von der Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 betroffen. Wahrend fiir die
meisten Menschen die Erkrankung mit COVID-19 mild verlduft, besteht insbe-
sondere fiir bestimmte Personengruppen aufgrund ihres Gesundheitszustandes
und/oder Alters ein erhohtes Risiko fiir einen schweren oder tédlichen COVID-
19-Krankheitsverlauf (vulnerable Personengruppen).

Hochaltrige Menschen und Personen mit akuten oder chronischen Grundkrank-
heiten haben ein deutlich erhthtes Risiko fir schwere COVID-19 Krankheitsver-
laufe. Darliber hin-aus sprechen bestimmte Patientengruppen, insbesondere sol-
che mit Immunschwéche, weniger gut auf die Impfung an und sind daher auf ei-
nen vollstandigen Impfschutz der sie betreuenden Personen angewiesen. Ebenso
wie (&ltere) pflegebediirftige Personen, insbesondere Bewohnerinnen und Bewoh-
ner von Pflegeheimen, gehdren die von Angeboten fiir Menschen mit Behinde-
rungen und Beeintrachtigungen betreuten Personen typischerweise aufgrund ihres
Alters und/oder des Vorliegens von Vorerkrankungen zu den vulnerablen Perso-
nengruppen (vgl. Empfehlungen des Robert Koch-Instituts fiir Alten- und Pflege-
einrichtungen und Einrichtungen fiir Menschen mit Beeintrachtigungen und Be-
hinderungen und fir den 6ffentlichen Gesundheitsdienst vom 24.11.2021, S. 4).
Diese haben einen er-hohten Unterstiitzungs- und Betreuungsbedarf und kénnen
ihre Kontakte nur schwer beeinflussen. Durch eine gemeinsame rdumliche Unter-
bringung, die Teilnahme an gemein-samen Aktivitaten und/oder hdufig l&nger an-
dauerndem nahem physischen Kontakt bei Betreuungstétigkeiten durch wech-
selndes Personal ist das Risiko einer Infektion zusétzlich erhéht. Bei Menschen
mit geistigen Behinderungen, die Zeit in Einrichtungen verbringen, ergibt sich ein
nachweislich erhohtes Expositions- und Infektionsrisiko zudem dadurch, dass sie
aufgrund ihrer kognitiven Beeintréchtigungen das strikte Einhalten von Hygiene-
und Abstandsregelungen haufig nicht eigenverantwortlich sicherstellen kénnen
(vgl. STIKO-Empfehlung zur COVID-19-Impfung, Aktualisierung vom 29. Ja-
nuar 2021, S. 50 f.)

Zur Prévention stehen gut vertragliche, hochwirksame Impfstoffe zur VVerfugung.
Impfungen gegen COVID-19 schiitzen nicht nur die geimpfte Person wirksam vor
einer Erkrankung und schweren Krankheitsverldufen (Individualschutz), sondern
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sie reduzieren gleichzeitig die Weiterverbreitung der Krankheit in der Bevolke-
rung (Bevdlkerungsschutz). Bei geimpften Personen sinkt also sowohl das Risiko
einer asymptomatischen Infektion, als auch das Ubertragungsrisiko in den Féllen,
in denen es trotz Impfung zu einer Infektion kommt. VVon einem reduzierten Uber-
tragungsrisiko profitieren insbesondere vulnerable Personen, da eine Schutzimp-
fung gerade bei alteren und immunsupprimierten Personen nicht immer eine Er-
krankung verhindert.

Dem Personal in den Gesundheitsberufen und Berufen, die Pflegebedirftige und
Menschen mit Behinderungen betreuen, kommt eine besondere Verantwortung
zu, da es intensiven und engen Kontakt zu Personengruppen mit einem hohen Ri-
siko fir einen schweren, schwersten oder gar toédlichen COVID-19 Krankheits-
verlauf hat. Ein verl&sslicher Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch
eine sehr hohe Impfquote bei dem Personal in diesen Berufen ist besonders wich-
tig, denn so wird das Risiko gesenkt, dass sich die besonders vulnerablen Perso-
nengruppen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizieren.

Seit Beginn der Pandemie stellten Krankenh&user und insbesondere Altenpflege-
heime immer wieder Orte dar, in denen es nach Eintragung des Virus zu Ausbri-
chen mit teilweise hohen Todesfallzahlen kam. Daneben kam es bundesweit auch
in Einrichtungen fiir Menschen mit Behinderungen zu Ausbriichen, teilweise mit
Todesféllen. Um eine Eintragung und Weiterverbreitung des Virus in diesen Set-
tings zu vermeiden, sollte inshesondere das dort tatige Personal vollstdndig ge-
impft sein. Obwohl medizinischem Personal sowie Pflegepersonal bereits zu Be-
ginn der Impfaktivitaten ein Impfangebot unterbreitet wurde, bestehen in diesen
Einrichtungen nach mehrmonatiger Impfkampagne noch relevante Impflicken.
Schatzungen zur Impfquote bei medizinischem Personal und Pflegepersonal aus
der COVIMO-Studie (8. Welle, Erhebungszeitraum: 08.09. - 15.10.2021, Bericht
online verflighar unter: www.rki.de/covimo) legen nahe, dass die Impfquote bei
diesen Personengruppen vergleichbar ist mit derjenigen in den Vergleichsgruppen
der Allgemeinbevdlkerung, bei der ebenfalls noch relevante Impfliicken bestehen
(88 % Gesamtimpfquote fir medizinisches Personal und Pflegepersonal, 87 % flir
Berufsgruppen ohne besonderes Ansteckungsrisiko), wobei im Rahmen der Stu-
die sogar noch von einer Uberschatzung der Impfquoten ausgegangen werden
muss. Im Rahmen eines vom RKI in 165 nicht repréasentativen Altenpflegeheimen
durchgefihrten Monitorings waren nach vorléufigen Berechnungen 83 % aller
Beschéftigten und 82 % der Beschaftigten mit engem Kontakt zu Bewohnenden
vollstdndig gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft. Acht Altenpflege-
heime (das entspricht 5 %) hatten eine Impfquote aller Beschaftigten unter 50 %
(Stand: 23.11.2021, bislang nicht publizierte Daten).

Die COVID-19-Pandemie stellt die Krankenh&duser aktuell vor grol3e finanzielle
und insbesondere vor extreme organisatorische Herausforderungen.

Aktuell leistet der Bund Versorgungsaufschlage fiir Krankenhduser nach § 21a
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes. Zugelassene Krankenhduser erhalten fir
jede Patientin und jeden Patienten, die oder der zwischen dem 1. November 2021
und dem 19. Marz 2022 zur voll- oder teilstationdren Behandlung in das Kran-
kenhaus aufgenommen wird und bei der oder dem eine Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 durch eine Testung labordiagnostisch durch direkten Virus-
nachweis bestatigt wurde, einen Versorgungsaufschlag aus der Liquiditatsreserve
des Gesundheitsfonds.

Des Weiteren kdnnen Erlosrickgénge im Jahr 2021 gegenuiber dem Jahr 2019,
die Krankenhdusern aufgrund des Coronavirus-SARS-CoV-2 entstanden sind, im
Rahmen von krankenhausindividuellen Verhandlungen der Vertragsparteien vor
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Ort anteilig ausgeglichen werden. Zudem werden fiir einen krankenhausindividu-
ellen Ausgleich Erlésanstiege im Jahr 2021 gegeniber dem Jahr 2019, soweit die
Erldsanstiege auf den Erhalt von Ausgleichszahlungen zuriickzufiihren sind, aus-
geglichen.

Die COVID-19-Pandemie wirkt sich allerdings auch auf weitere Krankenh&auser
aus, die beispielsweise aufgrund von bereits erfolgten landesrechtlichen Freihal-
teanordnungen oder aufgrund von Verlegungen innerhalb der Kleeblattsysteme
der Lander bzw. bundesweit im Rahmen dieser Kleeblattsysteme aktuell und per-
spektivisch stark belastet sind.

Daher sind neben den Versorgungsaufschlagen fur Krankenh&user, die Patientin-
nen und Patienten behandeln, die mit dem Coronavirus-SARS-CoV-2- infiziert
sind, weitere Regelungen erforderlich, die weitere Krankenhéuser und die ent-
sprechenden Freihaltungen unterstiitzen.

Neben diesen UnterstlitzungsmalRnahmen liegt es — entsprechend ihrem Auftrag
zur Sicherstellung der stationdren Versorgung — weiterhin in der Verantwortung
der Lander zu prifen, ob einzelne Krankenh&user zusétzlichen Unterstlitzungsbe-
darf aufgrund der speziellen Versorgungsstrukturen in der Region haben und Gber
die ggf. erforderliche Gewahrung erganzender Landesmittel zu entscheiden.

Am 30. Juni 2021 sind Sonderregelungen anlésslich der COVID-19-Pandemie
ausgelaufen, die die Nutzung von Video- und Telefonkonferenzen zur Durchfiih-
rung von Betriebsversammlungen, Versammlungen der leitenden Angestellten
sowie Sitzungen der Einigungsstellen, der Heimarbeitsausschiisse und von Gre-
mien nach dem Europdischen Betriebsrate-Gesetz und weiteren Gesetzen ermég-
lichten. Die wieder stark gestiegenen Inzidenzzahlen in Verbindung mit einer
noch nicht ausreichenden Impfquote machen es erforderlich, erneut die Durch-
fihrung dieser Versammlungen und Sitzungen auch ohne physische Prasenz der
Teilnehmer zu ermdglichen.

Bislang fanden Sitzungen der Pflegekommission wie auch die Beschlussfassung
nach 8 12a Absatz 3 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes in physischer Anwesen-
heit der Mitglieder der Kommission statt. Die COVID-19-Pandemie zeigt, dass
die physische Teilnahme an einer Sitzung aus gesundheitlichen Griunden nicht
ratsam oder auf Grund rechtlicher Beschrankungen nicht zuléssig sein kann. Dar-
uber hinaus sind auch andere Umsténde denkbar, die die Teilnahme Einzelner o-
der aller Sitzungsteilnehmer erheblich erschweren oder gar ganzlich unméglich
machen kdnnen (beispielsweise Streckensperrungen bei der Bahn).

Mit Aufhebung der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite ist die Ubergangsregelung fiir gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in
Werkstatten fur Menschen mit Behinderungen, bei anderen Leistungsanbietern
sowie bei tagesstrukturierenden MaRnahmen (abgekiirzt: Werkstatten) ausgelau-
fen. In Anbetracht der aktuellen Pandemieentwicklung kénnen erneute Werkstatt-
schlieBungen nicht ausgeschlossen werden. Wegen des Auslaufens der Uber-
gangsregelung kann wéhrend eventueller SchlieRzeiten der fiir die Mehraufwen-
dungen fir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung zu gewéhrende Mehrbedarf
nicht weiter gezahlt werden.

Am 31. Dezember 2021 laufen Sonderregelungen anlasslich der COVID-19-Pan-
demie aus, die Erleichterungen fir Wahlen und Beschlussfassungen der Rechts-
anwaltskammern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Patentanwaltskammer,
der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und Landernotarkasse,
der Wirtschaftspriiferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuer-
beraterkammer schaffen. Es wurde insbesondere die Mdglichkeit schriftlicher
Verfahren eingefiihrt bzw. vereinfacht, um die Kammern und Kassen in die Lage
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zu versetzen, trotz der im Zuge der COVID-19-Pandemie geltenden Beschrén-
kungen rechtssicher entscheiden und handeln zu kénnen. Die wieder stark gestie-
genen Inzidenzzahlen in Verbindung mit einer noch nicht ausreichenden Impf-
quote machen eine Verldngerung dieser Moglichkeiten Uber den 31. Dezem-
ber 2021 hinaus erforderlich, um Wahlen und Beschlussfassungen der genannten
Kammern im Bedarfsfall auch weiterhin ohne physische Présenz der Teilnehmer
zu ermoglichen.

B. L6sung

Aus medizinisch-epidemiologischer Sicht ist eine sehr hohe Impfquote in Situati-
onen, in denen Beschéftigte Kontakt zu vulnerablen Personengruppen haben, es-
sentiell. Die Impfung reduziert das Risiko, sich mit SARS-CoV-2 zu infizieren
und SARS-CoV-2 an andere Menschen zu Ubertragen, substanziell. In den ge-
nannten Einrichtungen Tatige konnen durch eine Impfung dazu beitragen, das Ri-
siko einer COVID-19-Erkrankung auch fiir die vulnerablen Personen so weit wie
maglich zu reduzieren.

Zum Schutz der 6ffentlichen Gesundheit und vulnerabler Personengruppen vor
einer COVID-19-Erkrankung wird vorgesehen, dass in bestimmten Einrichtungen
und Unternehmen tétige Personen geimpft oder genesen sein oder ein &rztliches
Zeugnis Uber das Bestehen einer Kontraindikation gegen eine Impfung gegen CO-
VID-19 besitzen missen. Fur bestehende und bis zum 15. Mérz 2022 einzuge-
hende Tatigkeitsverhéltnisse ist die VVorlagepflicht bis zum 15. Mérz 2022 zu er-
fullen. Neue Tétigkeitsverhéltnisse kénnen ab dem 16. Mérz 2022 nur bei Vorlage
eines entsprechenden Nachweises eingegangen werden. Nachweise, die ab dem
16. Mérz 2022 durch Zeitablauf ihre Gultigkeit verlieren, missen innerhalb eines
Monats nach Ablauf der Gultigkeit bei der Einrichtungs- oder Unternehmenslei-
tung durch Vorlage eines gilltigen Nachweises ersetzt werden. Bestehen Zweifel
an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises, kann
das Gesundheitsamt Ermittlungen einleiten und einer Person, die trotz der Anfor-
derung keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt oder der
Aufforderung zu einer drztlichen Untersuchung nicht Folge leistet, untersagen,
dass sie die dem Betrieb der genannten Einrichtung oder des Unternehmens die-
nenden R&ume betritt oder in einer solchen Einrichtung oder einem solchen Un-
ternehmen tétig wird.

Aufgrund der derzeit bestehenden sehr hohen Nachfrage nach Auffrischungsimp-
fungen, aber auch der wieder steigenden Nachfrage nach Erst- und Zweitimpfun-
gen ist eine schnelle Organisation und Durchfiihrung der Auffrischungsimpfun-
gen notwendig. Um diesen Bedarf bestmdglich und auch perspektivisch zu de-
cken, werden zusétzlich zu Arztinnen und Arzten ausnahmsweise auch Zahnarzte
und Zahndrztinnen, Tierdrzte und Tierdrztinnen sowie Apotheker und Apotheke-
rinnen zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 firr einen vorubergehenden Zeitraum berechtigt, sofern sie die dafiir erfor-
derlichen fachlichen Voraussetzungen erfillen, also insbesondere entsprechend
geschult sind.

Die neue einrichtungsbezogene Impfpflicht gegen COVID-19 und die Erweite-
rung des Kreises der impfberechtigten Personen beziiglich der Impfungen gegen
COVID-19 sollen auf ihre Wirksamkeit und Reformbeddirftigkeit hin evaluiert
werden.

Aufgrund eines zunehmenden pandemischen Infektionsgeschehens besteht die
Notwendigkeit, die stationdre Versorgung von Patientinnen und Patienten, die
aufgrund einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 stationdr behandelt
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werden miissen, durch zusétzliche gezielte Malinahmen aktuell und mit Blick auf
die Dynamik der Erkrankung zukinftig sicherzustellen. Gleichzeitig muss ge-
waéhrleistet sein, dass die regulére stationdre VVersorgung von nicht an COVID-19
erkrankten Patientinnen und Patienten weiterhin im medizinisch notwendigen
Umfang sichergestellt ist.

Um negative finanzielle Folgen und Liquiditatsengpdsse flr Krankenh&user, die
zur Erhohung der Verfugbarkeit der Behandlungskapazititen planbare Aufnah-
men, Operationen und Eingriffe in medizinisch vertretbarer Weise verschieben
oder aussetzen, zu vermeiden, stellt der Bund den Krankenhdusern, die einen Zu-
schlag fiir die Teilnahme an der umfassenden oder erweiterten Notfallversorgung
oder der Basisnotfallversorgung vereinbart haben, oder die die VVoraussetzungen
hierflr erflllen und dies der Landesbehdrde nachweisen kurzfristig einen finan-
ziellen Ausgleich zur Verfligung, sofern bei diesen Krankenhdusern ein Bele-
gungsriickgang im relevanten Zeitraum eintritt.

Die Ausgleichszahlungen sollen inshbesondere diejenigen Krankenhduser unter-
stitzen, die zwar nicht primar in die Versorgung von Patientinnen und Patienten
eingebunden sind, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, bei-
spielsweise aufgrund von bereits erfolgten landesrechtlichen Freihalteanordnun-
gen oder aufgrund von Verlegungen innerhalb der Kleeblattsysteme der Lander
bzw. bundesweit im Rahmen dieser Kleeblattsysteme aktuell und perspektivisch
jedoch stark belastetet sind.

Als weitere entlastende MaRnahme werden in Krankenhéusern, die Patientinnen
und Patienten mit einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 oder mit
dem Verdacht auf eine entsprechende Infektion behandeln, die Einhaltung be-
stimmter Mindestmerkmale aus dem Operationen- und Prozedurenschlissel
(OPS) voriibergehend von der Priifung der Abrechnung ausgenommen und im
Rahmen der 2021 erstmals von den Medizinischen Diensten durchzufiihrenden
Strukturprifung Ausnahmen von der Nachweispflicht bestimmter Strukturmerk-
male des OPS vorgesehen.

Die am 30. Juni 2021 ausgelaufenen pandemiebedingten Sonderregelungen zur
Durchflihrung virtueller Betriebsversammlungen und Versammlungen der leiten-
den Angestellten sowie der Durchfiihrung von Sitzungen der Einigungsstelle, der
Heimarbeitsausschiisse und der Gremien nach dem Européischen Betriebsrate-
Gesetz sowie dem SE-Beteiligungsgesetz und SCE-Beteiligungsgesetz im Rah-
men der Unterrichtung und Anhérung werden, befristet bis zum 19. Marz 2022,
mit Moglichkeit der einmaligen Verlangerung durch Beschluss des Deutschen
Bundestages wieder eingefihrt.

Mit dem Gesetzentwurf soll geregelt werden, dass in begriindeten Fallen die Teil-
nahme an einer Sitzung und Beschlussfassung der Pflegekommission unter be-
stimmten Voraussetzungen in Form von Video- oder Telefonkonferenzen még-
lich ist.

Die Ubergangsregelung zu den Mehrbedarfen fiir gemeinschaftliche Mittagsver-
pflegung in Werkstétten wird, ebenso wie die bereits durch Artikel 9 und 10 des
Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) erfolgte Verlangerung der
Regelungen zum erleichterten Zugang zu den sozialen Mindestsicherungssyste-
men, bis zum 31. Mé&rz 2022 verlangert. Dartiber hinaus wird eine Verordnungs-
erméachtigung vorgesehen, damit die Ubergangsregelung bei Bedarf bis langstens
zum 31. Dezember 2022 verléangert werden kann.

Die pandemiebedingten Sonderregelungen zur Gewahrleistung der Handlungsfé-
higkeit der Rechtsanwaltskammern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Patent-
anwaltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und
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Landernotarkasse, der Wirtschaftspriferkammer, der Steuerberaterkammern und
der Bundessteuerberaterkammer werden bis zum 30. Juni 2022 verlangert.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand
Bund, Lander und Gemeinden
IfSG

Der Gesetzentwurf bezweckt eine weitere Steigerung der Impfquote unter den in
bestimmten Einrichtungen und Unternehmen tétigen Personen und den Schutz
vulnerabler Personengruppen vor einer COVID-19 Erkrankung. Durch den Ge-
setzentwurf werden unmittelbar keine zusétzlichen Kosten geschaffen, die tber
die nach der Coronavirus-Impfverordnung fir die Schutzimpfungen entstehenden
Kosten hinausgehen.

SGB XlI und BVG

Fir das Vierte Kapitel des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) entste-
hen wegen der Verlangerung der Ubergangsregelung fiir die gemeinschaftliche
Mittagsverpflegung in Werkstatten keine Mehrkosten. Die Verlangerung fiihrt le-
diglich dazu, dass keine Einsparungen entstehen, weil der zeitweise Entfall des
Mehrbedarfs infolge der Schliefung von Werkstéatten verhindert wird. Entspre-
chendes gilt in der Ergénzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz (BVG). Allerdings sind die bei Verlangerung der Ubergangsrege-
lung nicht eintretenden Minderausgaben aufgrund der geringen Anzahl an Emp-
fangerinnen und Empféangern nach dem BVG geringer als im Vierten Kapitel des
SGB XII und sie lassen sich ebenfalls nicht quantifizieren. Diese Finanzwirkung
entféllt im BVG zu rund 48 Prozent auf die Lander und zu rund 52 Prozent auf
den Bund.

KHG

Durch die Wiedereinfuhrung von Ausgleichszahlungen flir somatische Kranken-
héuser, die vorsorglich zur Behandlung von mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
infizierten Patientinnen und Patienten Betten freihalten und hierzu planbare Ope-
rationen verschieben, ergeben sich fiir den Bund Mehrausgaben, deren Hohe im
Sinne einer Faustformel geschéatzt werden kann. Aufgrund der Unsicherheiten in
Bezug auf die Entwicklung des Infektionsgeschehens ist eine genaue Quantifizie-
rung nicht moglich. Es wird angenommen, dass alle Krankenhduser, die einen
Zuschlag fir die Teilnahme an der umfassenden, der erweiterten oder der Basis-
stufe der Notfallversorgung vereinbart haben oder die die VVoraussetzungen hier-
fiir erfiillen und dies gegentiber der Landesbehérde nachweisen, Ausgleichszah-
lungen erhalten. Mithilfe der Prognose des Spitzenverbandes Bund der Kranken-
kassen uiber diejenigen Krankenh&user, die der umfassenden, der erweiterten oder
der Basisnotfallstufe zugeordnet werden, ergeben sich bei einem angenommenen
Belegungsriickgang von 20 Prozent gegenliber dem entsprechenden Zeitraum im
Jahr 2019 fur einen Monat Mehrausgaben in Hohe von rund 1,1 Milliarden Euro.

Gesetzliche Krankenversicherung

Gleichzeitig geht mit der Verbesserung der Impfpravention eine Verhiitung von
Infektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 einher. Dadurch werden Kosten
fur Krankenbehandlungen in nicht quantifizierbarer Hohe vermieden.
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Da die an Krankenhduser zu erstattenden Ausgleichszahlungen im Gesamtjahres-
ausgleich 2021 beriicksichtigt werden, entstehen der gesetzlichen Krankenversi-
cherung auf Grund der Wiedereinfihrung der Ausgleichszahlungen nicht quanti-
fizierbare Minderausgaben. Diesen stehen nicht quantifizierbare Mehrausgaben
gegeniber, die im Rahmen des Gesamtjahresausgleichs 2021 daraus resultieren,
dass die Versorgungsaufschldge nur noch zu 50 Prozent bei der Ermittlung der
Erldse der Krankenhduser fir das Jahr 2021 berlicksichtigt werden.

Durch die zu vereinbarenden Zuschl&ge flr entstehende Mehraufwendungen fiir
Vorsorge und Rehabilitationseinrichtungen entstehen Mehrausgaben in nicht
quantifizierbarer Hohe.

Der Erfiillungsaufwand des BAS wird, sofern er der Verwaltung des Gesundheits-
fonds zuzuordnen ist, inklusive mdglicher Personalkosten aus dem Gesundheits-
fonds refinanziert.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Blrgerinnen und Birger

Fir die von § 20a IfSG erfassten Birgerinnen und Bdrger entsteht Erfiillungsauf-
wand durch die Vorlagepflicht von Impf- oder Genesenennachweisen oder eines
arztlichen Zeugnis Uber das Bestehen einer Kontraindikation gegen eine Impfung
gegen COVID-19. Diese Nachweise werden auch fir viele weitere Bereiche des
taglichen Lebens benotigt und drften in der Uberwiegenden Zahl der Falle bereits
vorliegen. Des Weiteren ist zu beriicksichtigen, dass die Impfdokumentation zu
den Leistungen bei der Impfung gehdrt, die bundesweit niedrigschwellig angebo-
ten werden. Daher besteht ein allenfalls geringfugiger Erfillungsaufwand.

Die Weitergeltung der Ubergangsregelung fiir die Bedarfe fiir die Mittagsverpfle-
gung in Werkstatten verursacht keinen zusétzlichen Erflllungsaufwand bei den
Leistungsberechtigten nach dem SGB XII und dem BVG.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Allen Gesundheitseinrichtungen und anderen erfassten Einrichtungen und Unter-
nehmen entsteht Erfiillungsaufwand durch die Anforderung und Priifung der vor-
zulegenden Nachweise sowie durch die Benachrichtigungen des Gesundheitsamts
uber sdumige Personen in geringfiigiger, nicht quantifizierbarer Hohe.

Durch die Wiedereinfiihrung der pandemiebedingten, befristeten Sonderregelun-
gen zur Ermoglichung virtueller Versammlungen und Sitzungen entsteht kein Er-
fiillungsaufwand fiir die Wirtschaft. Die seit Méarz 2020 bestehende Ubergangsre-
gelung flr die Fortgewahrung des Mehrbedarfs fiir gemeinschaftliche Mittagsver-
pflegung in Werkstéatten bei pandemiebedingter SchlieRung bleibt bestehen. Fir
die Wirtschaft entsteht keine zuséatzliche finanzielle oder zeitliche Belastung.

Krankenhdusern entsteht mit der Meldung ihres Ausgleichsanspruchs fir die Aus-
setzung oder Verschiebung planbarer Leistungen gegeniiber den L&ndern geringer
Erfillungsaufwand in nicht quantifizierbarer Hohe.

Durch die Verlangerung der pandemiebedingten, befristeten Sonderregelungen
zur Gewdbhrleistung der Handlungsfahigkeit der Rechtsanwaltskammern, der
Bundesrechtsanwaltskammer, der Patentanwaltskammer, der Notarkammern, der
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Bundesnotarkammer, der Notar- und L&ndernotarkasse, der Wirtschaftspriifer-
kammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuerberaterkammer entsteht
kein Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Allen Gesundheitseinrichtungen und anderen erfassten Einrichtungen und Unter-
nehmen in 6ffentlicher Trégerschaft entsteht Erflillungsaufwand durch die Anfor-
derung und Priifung der vorzulegenden Nachweise sowie durch die Benachrichti-
gungen des Gesundheitsamts (iber sadumige Personen in geringflgiger, nicht quan-
tifizierbarer Hohe.

Den Gesundheitsdmtern entsteht ein nicht quantifizierbarer Erfullungsaufwand
durch die Anforderung und Priifung der vorzulegenden Nachweise. Den Gesund-
heitsamtern entsteht auf Grund des erforderlichen VVorgehens gegen sdumige Per-
sonen und Einrichtungen insbesondere durch Verbotsverfiigungen oder BuRRgeld-
verfahren Erfullungsaufwand in nicht quantifizierbarer Héhe, dem Einnahmen
durch BuRgelder in ebenfalls nicht quantifizierbarer Hohe gegeniiber stehen.

Die seit Marz 2020 bestehende Ubergangsregelung fiir die Fortgewahrung der
Mehraufwendung fir gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Werkstatten bei
pandemiebedingter SchlieBung bleibt bestehen. Fir die Verwaltung entsteht keine
zusétzliche finanzielle oder zeitliche Be- oder Entlastung.

Fir die Lander entsteht Erfillungsaufwand auf Grund der Sammlung und Priifung
der von den Krankenh&usern angemeldeten Ausgleichszahlungen sowie der Ab-
wicklung der Zahlungen mit dem Bundesamt flr Soziale Sicherung (BAS) in
Hohe von rund 1 Million Euro. Hierbei wird unterstellt, dass in 16 Landern 30
Tage lang jeweils eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter zwei Stunden mit der
administrativen Umsetzung der Hilfen beschaftigt ist.

Fir das BAS entsteht geringer Erfillungsaufwand fir die Abwicklung der Zah-
lungen zwischen BAS und Léndern in Hohe von rund 15 000 Euro. Hierbei wird
unterstellt, dass zwei Mitarbeiter 30 Tage lang jeweils vier Stunden mit der Ab-
wicklung befasst sind. Der Erfullungsaufwand wird, sofern er der Verwaltung des
Gesundheitsfonds zuzuordnen ist, inklusive maglicher Personalkosten aus dem
Gesundheitsfonds refinanziert.

Durch den Verzicht auf die Priifung bzw. den Nachweis bestimmter Mindest- und
Strukturmerkmale von OPS-Kodes konnen Entlastungen der Medizinischen
Dienste entstehen, die nicht quantifizierbar sind.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau sind nicht zu erwarten.
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Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Impfpravention gegen COVID-19 und zur
Anderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie

1.

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Infektionsschutzgesetzes

Das Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBI. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

Im Inhaltsverzeichnis werden nach der Angabe zu § 20 die folgenden Angaben eingefiigt:

»8 20a Immunitétsnachweis gegen COVID-19

8§ 20b  Durchfiihrung von SchutzmalRnahmen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2“.

§ 5 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:

,Das Bundesministerium fiir Gesundheit wird abweichend von Satz 1 ermachtigt, eine Rechtsverord-
nung nach Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b bis f auch nach Aufhebung der Feststellung der epidemischen
Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag nach Absatz 1 Satz 2 zu erlassen, so-
weit Regelungen nach Satz 1 Nummer 7 Buchstabe a bis f im Rahmen der Bewéltigung der COVID-
19-Pandemie oder ihrer Folgen erforderlich sind.”

Dem Absatz 4 werden die folgenden Sétze angeftigt:

»Eine auf Grund des Absatzes 2 Satz 3 erlassene Rechtsverordnung tritt spatestens mit Ablauf des 31.
Marz 2022 auBer Kraft. Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekanntzumachen-
den Beschluss einmalig die Frist nach Satz 8 um sechs Monate verlangern.*

In Absatz 9 Satz 1 wird nach der Angabe ,,5a* ein Komma und die Angabe ,,20a, 20b* eingeftigt und
werden die Worter ,,im Rahmen der nach Absatz 1 Satz 1 festgestellten epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite* durch die Worter ,,im Rahmen der Coronavirus-SARS-CoV-2-Pandemie* ersetzt.

§ 20 wird wie folgt geéndert:

a)

In Absatz 9 werden die Sétze 2 bis 5 wie folgt gefasst:

,»Wenn der Nachweis nach Satz 1 von einer Person, die aufgrund einer nach Satz 8 zugelassenen Aus-
nahme oder nach Satz 9 in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut oder in Ein-
richtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, 8§ 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 beschaftigt
oder tatig werden darf, nicht vorgelegt wird oder wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Rich-
tigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverziglich
das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, dariiber zu benachrichtigen und
dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu tibermitteln. Die oberste Landesgesundheitsbehdrde
oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass

1. der Nachweis nach Satz 1 nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern dem Gesundheits-
amt oder einer anderen staatlichen Stelle gegentiber zu erbringen ist,

2. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht durch die Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern
durch die nach Nummer 1 bestimmte Stelle zu erfolgen hat,
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b)

d)

3. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht gegeniiber dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die
jeweilige Einrichtung befindet, sondern gegeniiber einer anderen staatlichen Stelle zu erfolgen hat.

Die Behorde, die fir die Erteilung der Erlaubnis nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch zusténdig ist, kann bestimmen, dass vor dem Beginn der Téatigkeit im Rahmen der Kindertages-
pflege der Nachweis nach Satz 1 ihr gegeniiber zu erbringen ist; in diesen Féllen hat die Benachrichti-
gung nach Satz 2 durch sie zu erfolgen. Eine Benachrichtigungspflicht nach Satz 2 besteht nicht, wenn
der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder der anderen nach Satz 3 Nummer 2 oder Satz 4 bestimmten
Stelle bekannt ist, dass das Gesundheitsamt oder die andere nach Satz 3 Nummer 3 bestimmten Stelle
uber den Fall bereits informiert ist.*

Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 9a eingefugt:

,»(9a) Sofern sich ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu einem spateren Zeitpunkt még-
lich ist oder vervollstandigt werden kann oder ein Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 Nummer 2 seine
Gultigkeit aufgrund Zeitablaufs verliert, haben Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33
Nummer 1 bis 3 betreut werden oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4
oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 tétig sind, der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen Nachweis nach
Absatz 9 Satz 1 innerhalb eines Monats, nachdem es ihnen mdglich war, einen Impfschutz gegen Ma-
sern zu erlangen oder zu vervollstandigen, oder innerhalb eines Monats nach Ablauf der Gultigkeit des
bisherigen Nachweises nach Absatz 9 Satz 1 Nummer 2 vorzulegen. Wenn der Nachweis nach Satz 1
nicht innerhalb dieses Monats vorgelegt wird oder wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Rich-
tigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverziiglich
das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung befindet, dartiber zu benachrichti-
gen und dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu tbermitteln. Absatz 9 Satz 3 gilt entspre-
chend.”

Die Absétze 10 und 11 werden wie folgt gefasst:

,(10) Personen, die am 1. Mé&rz 2020 bereits in Gemeinschaftseinrichtungen nach 8 33 Nummer 1
bis 3 betreut wurden und noch werden oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, 8 33 Nummer 1
bis 4 oder 8 36 Absatz 1 Nummer 4 tatig waren und noch sind, haben der Leitung der jeweiligen Ein-
richtung einen Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 bis zum Ablauf des 31. Juli 2022 vorzulegen. Wenn der
Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 nicht bis zum Ablauf des 31. Juli 2022 vorgelegt wird oder wenn Zwei-
fel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung
der jeweiligen Einrichtung unverziglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung
befindet, dariiber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu Ubermit-
teln. Absatz 9 Satz 3 und 4 findet entsprechende Anwendung.

(11) Personen, die bereits vier Wochen in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 4 be-
treut werden oder in Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 untergebracht sind, haben der Lei-
tung der jeweiligen Einrichtung einen Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 wie folgt vorzulegen:

1. innerhalb von vier weiteren Wochen, oder

2. wenn sie am 1. Mérz 2020 bereits betreut wurden und noch werden oder untergebracht waren und
noch sind, bis zum Ablauf des 31. Juli 2022.

Wenn der Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 in den Féllen des Satzes 1 Nummer 1 nicht innerhalb von
vier weiteren Wochen oder in den Féllen von Satz 1 Nummer 2 nicht bis zum Ablauf des 31. Juli 2022
vorgelegt wird oder wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nach-
weises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverziglich das Gesundheitsamt, in des-
sen Bezirk sich die Einrichtung befindet, dariiber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt perso-
nenbezogene Daten zu tbermitteln. Absatz 9 Satz 3 findet entsprechende Anwendung.”

Absatz 12 Satz 2 bis 6 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

,Bestehen Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises, so kann
das Gesundheitsamt eine drztliche Untersuchung dazu anordnen, ob die betroffene Person aufgrund
einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen Masern geimpft werden kann. Wenn der Nachweis
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nach Absatz 9 Satz 1 nicht innerhalb einer angemessenen Frist vorgelegt wird, kann das Gesundheits-
amt die zur Vorlage des Nachweises verpflichtete Person zu einer Beratung laden und hat diese zu einer
Vervollstandigung des Impfschutzes gegen Masern aufzufordern. Das Gesundheitsamt kann einer Per-
son, die trotz der Anforderung nach Satz 1 keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt
oder der Anordnung einer arztlichen Untersuchung nach Satz 2 nicht Folge leistet, untersagen, dass sie
die dem Betrieb einer in Absatz 8 Satz 1 genannten Einrichtung dienenden Raume betritt oder in einer
solchen Einrichtung tétig wird. Einer Person, die einer gesetzlichen Schulpflicht unterliegt, kann in
Abweichung von Satz 4 nicht untersagt werden, die dem Betrieb einer Einrichtung nach 8 33 Nummer 3
dienenden Raume zu betreten. Einer Person, die einer Unterbringungspflicht unterliegt, kann in Abwei-
chung von Satz 4 nicht untersagt werden, die dem Betrieb einer Gemeinschaftseinrichtung nach § 33
Nummer 4 oder einer Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 dienenden Raume zu betreten. Wider-
spruch und Anfechtungsklage gegen eine vom Gesundheitsamt nach Satz 2 erlassene Anordnung oder
ein von ihm nach Satz 4 erteiltes Verbot haben keine aufschiebende Wirkung.*

4. Nach § 20 werden die folgenden §§ 20a und 20b eingefiigt:

.3 20a
Immunitatsnachweis gegen COVID-19

(1) Folgende Personen miissen ab dem 15. Mérz 2022 entweder geimpfte oder genesene Personen im
Sinne des § 2 Nummer 2 oder Nummer 4 der COVID-19-Schutzmafnahmen-Ausnahmenverordnung in der
jeweils geltenden Fassung sein:

1. Personen, die in folgenden Einrichtungen oder Unternehmen tétig sind:
a) Krankenhduser,
b)  Einrichtungen fur ambulantes Operieren,
c) Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen,
d) Dialyseeinrichtungen,
e) Tageskliniken,
f)  Entbindungseinrichtungen einschliellich freiberuflich tatiger Hebammen,

g) Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in den Buchstaben a bis f genann-
ten Einrichtungen vergleichbar sind,

h)  Arztpraxen, Zahnarztpraxen,
i)  Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe,

j)  Einrichtungen des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes, in denen medizinische Untersuchungen, Pré-
ventionsmaRnahmen oder ambulante Behandlungen durchgefuhrt werden,

k) Rettungsdienste,
I) sozialpadiatrische Zentren nach § 119 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch,

m) medizinische Behandlungszentren fir Erwachsene mit geistiger Behinderung oder schweren
Mehrfachbehinderungen nach 8 119c¢ des Flinften Buches Sozialgesetzbuch.

2. Personen, die in voll- oder teilstationaren Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung alterer, be-
hinderter oder pflegebediirftiger Menschen oder in vergleichbaren Einrichtungen tatig sind,

3. Personen, die in ambulanten Pflegediensten und weiteren Unternehmen, die den in Nummer 2 genann-
ten Einrichtungen vergleichbare Dienstleistungen im ambulanten Bereich anbieten, tétig sind.

Satz 1 gilt nicht flr Personen, die auf Grund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das Corona-
virus SARS-CoV-2 geimpft werden kénnen.
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(2) Personen, die in den in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Unternehmen tatig sind,
haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens bis zum Ablauf des 15.
Mérz 2022 folgenden Nachweis vorzulegen:

1. einen Impfnachweis im Sinne des § 2 Nummer 3 der COVID-19-SchutzmalRnahmen-Ausnahmenver-
ordnung in der jeweils geltenden Fassung,

2. einen Genesenennachweis im Sinne des § 2 Nummer 5 der COVID-19-Schutzmalihahmen-Ausnah-
menverordnung in der jeweils geltenden Fassung oder

3. ein &rztliches Zeugnis dariiber, dass sie aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft werden kdnnen.

Wenn der Nachweis nach Satz 1 nicht bis zum Ablauf des 15. Marz 2022 vorgelegt wird oder wenn Zweifel
an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der je-
weiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverzuglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk
sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, dartiber zu benachrichtigen und
dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu (ibermitteln. Die oberste Landesgesundheitsbehdrde oder
die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass

1. der Nachweis nach Satz 1 nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unterneh-
mens, sondern dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle gegeniiber zu erbringen ist,

2. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht durch die Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweili-
gen Unternehmens, sondern durch die nach Nummer 1 bestimmte Stelle zu erfolgen hat,

3. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht gegentiber dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die je-
weilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, sondern gegeniiber einer anderen staat-
lichen Stelle zu erfolgen hat.

(3) Personen, die in den in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Unternehmen ab dem 16.
Mérz 2022 tatig werden sollen, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unterneh-
mens vor Beginn ihrer Té&tigkeit einen Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 vorzulegen. Wenn Zweifel an der
Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen
Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziiglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die
jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, darber zu benachrichtigen und dem Ge-
sundheitsamt personenbezogene Daten zu (ibermitteln. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Eine Person nach
Satz 1, die keinen Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 vorlegt, darf nicht in den in Absatz 1 Satz 1 genannten
Einrichtungen oder Unternehmen beschaftigt werden. Eine Person nach Satz 1, die Uber keinen Nachweis
nach Absatz 2 Satz 1 verfugt oder diesen nicht vorlegt, darf nicht in den in Absatz 1 Satz 1 genannten Ein-
richtungen oder Unternehmen tétig werden. Die oberste Landesgesundheitsbehdrde oder die von ihr be-
stimmte Stelle kann allgemeine Ausnahmen von den Sétzen 4 und 5 zulassen, wenn das Paul-Ehrlich-Institut
auf seiner Internetseite einen Lieferengpass zu allen Impfstoffen mit einer Komponente gegen das Corona-
virus SARS-CoV-2, die fur das Inverkehrbringen in Deutschland zugelassen oder genehmigt sind, bekannt
gemacht hat; parallel importierte und parallel vertriebene Impfstoffe mit einer Komponente gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 bleiben unbericksichtigt.

(4) Soweit ein Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 ab dem 16. Mérz 2022 seine Gliltigkeit aufgrund Zeit-
ablaufs verliert, haben Personen, die in den in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Unternehmen
tétig sind, der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens einen neuen Nachweis
nach Absatz 2 Satz 1 innerhalb eines Monats nach Ablauf der Giltigkeit des bisherigen Nachweises vorzu-
legen. Wenn der neue Nachweis nach Satz 1 nicht innerhalb dieses Monats vorgelegt wird oder wenn Zwei-
fel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der
jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziiglich das Gesundheitsamt, in dessen Be-
zirk sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, dartiber zu benachrichtigen und
dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu tibermitteln. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.
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(5) Diein Absatz 1 Satz 1 genannten Personen haben dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die
jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, auf Anforderung einen Nachweis nach Ab-
satz 2 Satz 1 vorzulegen. Bestehen Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten
Nachweises, so kann das Gesundheitsamt eine arztliche Untersuchung dazu anordnen, ob die betroffene Per-
son aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft wer-
den kann. Das Gesundheitsamt kann einer Person, die trotz der Anforderung nach Satz 1 keinen Nachweis
innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt oder der Anordnung einer &rztlichen Untersuchung nach Satz 2
nicht Folge leistet, untersagen, dass sie die dem Betrieb einer in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtung oder
eines in Absatz 1 Satz 1 genannten Unternehmens dienenden Raume betritt oder in einer solchen Einrichtung
oder einem solchen Unternehmen tétig wird. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine vom Gesund-
heitsamt nach Satz 2 erlassene Anordnung oder ein von ihm nach Satz 3 erteiltes Verbot haben keine auf-
schiebende Wirkung.

(6) Durchdie Absatze 1 bis 5 wird das Grundrecht der kérperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2
Satz 1 des Grundgesetzes) eingeschrankt.

8 20b
Durchflihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2

(1) Abweichend von 8 20 Absatz 4 Satz 1 sind Zahnarzte, Tierarzte sowie Apotheker zur Durchfiih-
rung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 bei Personen, die das 12. Lebensjahr voll-
endet haben, berechtigt, wenn

1. sie hierfir arztlich geschult wurden und ihnen die erfolgreiche Teilnahme an der Schulung bestétigt
wurde und

2. ihnen eine geeignete Raumlichkeit mit der Ausstattung zur Verfligung steht, die fur die Durchfiilhrung
von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 erforderlich ist, oder der Zahnarzt, der
Tierarzt oder der Apotheker in andere geeignete Strukturen, insbesondere ein mobiles Impfteam, ein-
gebunden ist.

(2) Die arztliche Schulung nach Absatz 1 Nummer 1 hat insbesondere die Vermittlung der folgenden
Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten zu umfassen:

1. Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten zur Durchfiihrung der Schutzimpfung gegen das Coronavirus
SARS-CoV-2, inshesondere zur

a) Aufklarung,

b) Erhebung der Anamnese einschlieBlich der Impfanamnese und der Feststellung der aktuellen Be-
findlichkeit zum Ausschluss akuter Erkrankungen oder Allergien,

¢) weiteren Impfberatung und
d) Einholung der Einwilligung der zu impfenden Person,
2. Kenntnis von Kontraindikationen sowie Fahigkeiten und Fertigkeiten zu deren Beachtung und

3. Kenntnis von NotfallmaBnahmen bei eventuellen akuten Impfreaktionen sowie Fahigkeiten und Fertig-
keiten zur Durchfihrung dieser Notfallmal3nahmen.

Die arztlichen Schulungen sind so zu gestalten, dass diese die bereits erworbenen Kenntnisse, Fahigkeiten
und Kompetenzen, Uber die jeder Berufsangehdrige, der an der jeweiligen &rztlichen Schutzimpfung teil-
nimmt, verfugt, berticksichtigen und auf diesen aufbauen. Bereits im Rahmen von Modellvorhaben nach
8§ 132j des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch durchgefiihrte arztliche Schulungen berechtigen zur Durchfiih-
rung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 bei Personen, die das 18. Lebensjahr voll-
endet haben.

(3) Bis zum 31. Dezember 2021 entwickeln in Zusammenarbeit mit der Bundesérztekammer:
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1.
2.
3.

die Bundesapothekerkammer ein Mustercurriculum fir die arztliche Schulung der Apotheker,
die Bundeszahnérztekammer ein Mustercurriculum fir die &rztliche Schulung der Zahnérzte und
die Bundestierérztekammer ein Mustercurriculum fir die &rztliche Schulung der Tierérzte.

(4) Die Maoglichkeit der arztlichen Delegation der Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das

Coronavirus SARS-CoV-2 auf nichtarztliches Gesundheitspersonal bleibt unberihrt.*

5. 8§22 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 4b Nummer 2 werden die Worter ,,der flir die Testung verantwortlichen Person* durch die
Worter ,,der zur Durchfithrung oder Uberwachung der Testung befugten Person ersetzt.

In Absatz 4d Nummer 2_yverden vor dem Komma am Ende die Worter ,,sowie Name und Anschrift der
zur Durchfiihrung oder Uberwachung der Testung befugten Person* eingeflgt

6. 8§ 28a wird wie folgt geandert:

a)
b)

c)

In Absatz 7 Satz 2 wird die Angabe ,,Satz 2* durch die Worter ,,Satz 1 und 2* ersetzt.
Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,,Nach dem Ende einer durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 festgestellten epide-
mischen Lage von nationaler Tragweite kdnnen die Absétze 1 bis 6 auch angewendet werden, soweit
und solange die konkrete Gefahr der epidemischen Ausbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (CO-
VID-19) in einem Land besteht und das Parlament in dem betroffenen Land die Anwendbarkeit der
Absétze 1 bis 6 feststellt, mit der MalRgabe, dass folgende SchutzmalRnahmen ausgeschlossen sind:

1. die Anordnung von Ausgangsbeschrankungen,
2. die Untersagung der Sportausiibung und die Schliefung von Sporteinrichtungen,

3. die Untersagung von Versammlungen oder Aufziigen im Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes
und von religiésen oder weltanschaulichen Zusammenkdinften,

4. die Untersagung von Reisen,
5. die Untersagung von Ubernachtungsangeboten,

6. die Schliefung von Betrieben, Gewerben, Einzel- oder GroRhandel, sofern es sich nicht um gast-
ronomische Einrichtungen, Freizeit- oder Kultureinrichtungen oder um Messen oder Kongresse
handelt,

7. die Schliefung von Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von § 33.
Absatz 7 bleibt unberihrt.*
In Absatz 9 Satz 1 wird die Angabe ,,15. Dezember 2021* durch die Angabe ,,15. Februar 2022“ ersetzt.

7. §28b wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 bis 3 werden die Worter ,,vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1)* jeweils
durch die Worter ,,in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Arbeitgeber, Beschéftigte und Besucher in den folgenden Einrichtungen und Unternehmen
dirfen diese nur betreten oder in diesen nur tatig werden, wenn sie getestete Personen im Sinne des § 2
Nummer 6 der COVID-19-SchutzmaBnahmen-Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung sind und einen Testnachweis mit sich fiihren:

1. Einrichtungen und Unternehmen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 mit der Mal3gabe, dass VVorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen auch dann umfasst sind, wenn dort keine den Krankenhdusern ver-
gleichbare medizinische Versorgung erfolgt, und

2. Einrichtungen und Unternehmen nach & 36 Absatz 1 Nummer 2 und 7.
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c)

d)

In oder von den in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen behandelte, betreute, gepflegte
oder untergebrachte Personen sowie Begleitpersonen, die die Einrichtung oder das Unternehmen nur
fiir einen unerheblichen Zeitraum betreten, gelten nicht als Besucher im Sinne des Satzes 1; Menschen
mit Behinderung, die Leistungen im Eingangsverfahren, im Berufsbildungsbereich oder im Arbeitsbe-
reich einer anerkannten Werkstatt fir behinderte Menschen oder eines anderen Leistungsanbieters nach
8 60 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch erhalten sowie Auszubildende, Studierende und Schiilerin-
nen und Schiiler, die die in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen zum Zweck ihrer beruf-
lichen Bildung betreten, gelten als Beschéftigte im Sinne des Satzes 1. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. Fur Arbeitgeber und Beschéftigte kann die zugrundeliegende Testung auch durch Antigen-Tests
zur Eigenanwendung ohne Uberwachung erfolgen, wenn sie geimpfte Personen oder genesene Personen
im Sinne des § 2 Nummer 2 oder Nummer 4 der COVID-19-SchutzmalRnahmen-Ausnahmenverord-
nung in der jeweils geltenden Fassung sind; das gilt entsprechend fiir Besucher, die als medizinisches
Personal die in den in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen behandelten, betreuten, ge-
pflegten oder untergebrachten Personen zu Behandlungszwecken aufsuchen und geimpfte Personen o-
der genesene Personen im Sinne des § 2 Nummer 2 oder Nummer 4 der COVID-19-Schutzmanahmen-
Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden Fassung sind. Eine Testung muss fir Arbeitgeber und
Beschaftigte, die geimpfte Personen oder genesene Personen im Sinne des § 2 Nummer 2 oder Num-
mer 4 der COVID-19-SchutzmaBnahmen-Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden Fassung
sind, mindestens zweimal pro Kalenderwoche durchgefiihrt werden. Fiir Besucher, die die Einrichtung
oder das Unternehmen im Rahmen eines Notfalleinsatzes oder aus anderen Griinden ohne Kontakt zu
denin den in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen behandelten, betreuten, gepflegten oder
untergebrachten Personen nur fur einen unerheblichen Zeitraum betreten, gilt Satz 1 nicht. Fir Arbeit-
geber und Beschéftigte gilt Absatz 1 Satz 3 und 4 entsprechend. Die in Satz 1 genannten Einrichtungen
und Unternehmen sind verpflichtet, ein einrichtungs- oder unternehmensbezogenes Testkonzept zu er-
stellen. Im Rahmen des Testkonzepts haben sie Testungen auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 fir alle Beschéftigten und Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 2 auch fir alle
Besucher anzubieten.”

Absatz 3 Satz 7 bis 9 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

»Voll- und teilstationdren Pflegeeinrichtungen sind verpflichtet, der zustdndigen Behdrde monatlich
Angaben zum Anteil der Personen, die gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft sind, jeweils be-
zogen auf die Personen, die in der Einrichtung beschaftigt sind oder behandelt, betreut oder gepflegt
werden oder untergebracht sind in anonymisierter Form zu tbermitteln. Sonstige in Absatz 2 Satz 1
genannte Einrichtungen oder Unternehmen sind verpflichtet, der zustdndigen Behorde auf deren Anfor-
derung Angaben zum Anteil der Personen, die gegen das Coronavirus-SARS-CoV-2 geimpft sind, in
Bezug auf die Personen, die in der Einrichtung oder dem Unternehmen beschéftigt sind in anonymisier-
ter Form zu Ubermitteln. VVoll- und teilstationdren Pflegeeinrichtungen durfen den Impfstatus der Per-
sonen, die dort behandelt, betreut oder gepflegt werden oder untergebracht sind, erheben; diese Daten
durfen nur zur Beurteilung der Gefahrdungslage in der Einrichtung oder dem Unternehmen im Hinblick
auf die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) und zur Vorbereitung der Berichterstattung nach
Satz 7 verarbeitet werden und nur solange und soweit dies erforderlich ist. Die nach den Sétzen 3 und
9 erhobenen Daten sind spatestens am Ende des sechsten Monats nach ihrer Erhebung zu l6schen; die
Bestimmungen des allgemeinen Datenschutzrechts bleiben unberthrt.”

Absatz 5 wird wie folgt geéndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa)  Indem Satzteil vor der Aufzahlung werden nach dem Wort ,,Servicepersonal* die Worter
»und Fahr und Steuerpersonal, soweit tatigkeitsbedingt physische Kontakte zu anderen
Personen bestehen,” eingefigt.

bbb)  In Nummer 1 werden die Worter ,,vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1)* durch
die Worter ,,in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

bb) In Satz 4 werden die Wérter ,,vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1)* durch die Woérter ,,in
der jeweils geltenden Fassung* ersetzt.
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cc) Folgender Satz wird angeflgt:

»Soweit in Bestimmungen einer Rechtsverordnung nach § 36 Absatz 8 in Verbindung mit Ab-
satz 10 fur in die Bundesrepublik Deutschland einreisende Personen abweichende Nachweis-
pflichten fur die Nutzung der in Satz 1 genannten Verkehrsmittel bestimmt werden, gehen diese
Bestimmungen den Bestimmungen nach Satz 1 Nummer 1 vor.*

§ 56 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 2 Satz 5 werden nach dem Wort ,, Tragweite” die Worter ,,und flr den in Absatz 1a Satz 5
genannten Zeitraum* eingefgt.

b) Dem Absatz 11 wird folgender Satz angefligt:

,Die Frist nach Satz 1 verlangert sich in den Fallen des Absatzes 9 bei der Gewahrung von Kurzarbei-
tergeld auf drei Jahre.”

§ 73 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1a wird wie folgt gedndert:

aa) Die Nummern 7a bis 7d werden durch folgende Nummern 7a bis 7h ersetzt:

la.

7b.

7c.

7d.

Te.

7f.

79.

7h.

entgegen 8§ 20 Absatz 9 Satz 2, Absatz 9a Satz 2, Absatz 10 Satz 2 oder Absatz 11 Satz 2
eine Benachrichtigung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig vornimmt,

einer vollziehbaren Anordnung nach § 20 Absatz 9 Satz 3 Nummer 3, auch in Verbindung
mit Absatz 9a Satz 3, Absatz 10 Satz 3,oder Absatz 11 Satz 3, oder nach § 20 Absatz 12
Satz 4, auch in Verbindung mit Absatz 13, zuwiderhandelt,

entgegen § 20 Absatz 9 Satz 6 oder Satz 7 eine Person betreut oder beschéftigt oder in einer
dort genannten Einrichtung tatig wird,

entgegen 8 20 Absatz 12 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 13, einen Nachweis nicht,
nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

entgegen § 20a Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 eine Benachrichtigung
nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig vornimmt,

einer vollziehbaren Anordnung nach § 20a Absatz 2 Satz 3 Nummer 3, auch in Verbindung
mit Absatz 3 Satz 3 oder Absatz 4 Satz 3, oder nach § 20a Absatz 5 Satz 3 zuwiderhandelt,

entgegen § 20a Absatz 3 Satz 4 oder Satz 5 eine Person beschaftigt oder in einer Einrichtung
oder einem Unternehmen tatig wird,

entgegen § 20a Absatz 5 Satz 1 einen Nachweis nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder
nicht rechtzeitig vorlegt,*.

bb) In Nummer 24 werden die Worter ,,8 28b Absatz 6 Satz 1 Nummer 1,* gestrichen.
b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,7d* durch die Angabe ,,7h* ersetzt.

Artikel 2

Weitere Anderung des Infektionsschutzgesetzes

Das Infektionsschutzgesetz, das zuletzt durch Artikel 1 geéndert worden ist, wird wie folgt geandert:
1. Die 8§ 20a und 20b werden aufgehoben.

8 73 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1a werden die Nummern 7e bis 7h aufgehoben.
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b)

In Absatz 2 wird die Angabe ,,7h* durch die Angabe ,,7d" ersetzt.

Artikel 3

Anderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes

Das Krankenhausfinanzierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1991 (BGBI. |
S. 886), das zuletzt durch Artikel 20e des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) gedndert worden
ist, wird wie folgt gedndert:

1. §21 wird wie folgt geédndert:

a)

b)

Nach Absatz 1a wird folgender Absatz 1b eingefiigt:

,»(1b) Zugelassene Krankenhduser, deren Leistungen nach dem Krankenhausentgeltgesetz vergitet
werden und die zur Erhéhung der Verfugbarkeit von betreibbaren Behandlungskapazitaten fiir die Ver-
sorgung von Patientinnen und Patienten, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, planbare
Aufnahmen, Operationen oder Eingriffe verschieben oder aussetzen, erhalten fiir Ausfalle von Einnah-
men, die seit dem 15. November 2021 bis zum 31. Dezember 2021 dadurch entstehen, dass Betten auf
Grund der SARS-CoV-2-Pandemie nicht so belegt werden kénnen, wie es geplant war, Ausgleichszah-
lungen aus der Liquiditatsreserve des Gesundheitsfonds, wenn diese Krankenhduser

1. einen Zuschlag fur die Teilnahme an der Notfallversorgung gemal? 8 9 Absatz 1a Nummer 5 des
Krankenhausentgeltgesetzes flr das Jahr 2019, das Jahr 2020 oder das Jahr 2021 vereinbart haben
oder

2. noch keine Zu- oder Abschlége fiir die Teilnahme oder Nichtteilnahme an der Notfallversorgung
gemaR 8 9 Absatz 1a Nummer 5 des Krankenhausentgeltgesetzes vereinbart haben und eine Ver-
sorgungsstruktur aufweisen, die mindestens den Anforderungen des Beschlusses des Gemeinsa-
men Bundesausschusses nach § 136¢ Absatz 4 Satz 1 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch tber
ein gestuftes System von Notfallstrukturen in Krankenhéusern fiir eine Teilnahme an der Basis-
notfallversorgung entspricht und dies gegeniber der fir die Krankenhausplanung zusténdigen
Landesbehdrde nachweisen.*

Nach Absatz 2a wird folgender Absatz 2b eingefugt:

»(2b) Krankenh&user, die nach Ansatz 1b Ausgleichzahlungen erhalten, ermitteln die Hohe der
Ausgleichszahlungen nach Absatz 1b, indem sie taglich, erstmals fir den 15. November 2021, vom
Referenzwert nach Absatz 2 Satz 1 die Zahl der am jeweiligen Tag stationdr behandelten Patientinnen
und Patienten abziehen. Ist das Ergebnis groRer als Null, sind 90 Prozent dieses Ergebnisses mit der fur
das jeweilige Krankenhaus geltenden tagesbezogenen Pauschale nach § 1 Absatz 1 Nummer 2 der CO-
VID-19-Ausgleichszahlungs-Anpassungs- Verordnung vom 3. Juli 2020 (BGBI. | S. 1556) oder der
sich aus der Anlage zu dieser Verordnung ergebenden tagesbezogenen Pauschale zu multiplizieren. Die
Krankenhduser melden den sich fir sie jeweils aus der Berechnung nach Satz 2 ergebenden Betrag
differenziert nach Kalendertagen wochentlich an die fir die Krankenhausplanung zustédndige Landes-
behorde, die alle von den Krankenh&usern im Land gemeldeten Betrdge pruft und summiert. Die Er-
mittlung nach Satz 1 ist letztmalig fir den 31. Dezember 2021 durchzufuhren. Bei Krankenhdusern, die
Ausgleichszahlungen nach Absatz 1b erhalten, gilt gegenuiber den ibrigen Vertragsparteien nach § 18
Absatz 2 das Vorliegen der VVoraussetzungen des § 7 Satz 1 Nummer 2 der Pflegepersonaluntergrenzen-
Verordnung fur das Jahr 2021 fur den jeweiligen Zeitraum des Erhalts von Ausgleichszahlungen als
nachgewiesen. Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend.

Nach Absatz 4a wird folgender Absatz 4b eingefugt:

.»(4b) Die Lander ubermitteln die fur ihre Krankenhduser aufsummierten Betrdge nach Absatz 2b
Satz 3 jeweils unverziglich an das Bundesamt fur Soziale Sicherung. Das Bundesamt flir Soziale Si-
cherung zahlt auf Grundlage der nach Satz 1 angemeldeten Mittelbedarfe die Betrdge an das jeweilige



Drucksache 20/188 -18- Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

Land zur Weiterleitung an die Krankenhduser aus der Liquiditatsreserve des Gesundheitsfonds. Zur
Sicherstellung der Liquiditat der Krankenhduser kdnnen die Lander beim Bundesamt fiir Soziale Siche-
rung ab dem ... [einsetzen: Tag nach dem Inkrafttreten gemald Artikel 21 Absatz 1] Abschlagszahlun-
gen beantragen. Absatz 4 Satz 4 gilt entsprechend.”

d) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 7a eingefiigt:

»(72) Die Vertragsparteien nach 8 17b Absatz 2 vereinbaren bis zum ... [einsetzen: Sieben Tage
nach dem Inkrafttreten gemaR Artikel 21 Absatz 1] das Nahere zum Verfahren des Nachweises der Zahl
der taglich voll- oder teilstationdr behandelten Patientinnen und Patienten im Vergleich zum Referenz-
wert fir die Ermittlung und Meldung nach Absatz 2b. Kommt eine Vereinbarung nach Satz 1 nicht
innerhalb dieser Frist zustande, legt die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6 den Inhalt der Vereinbarung
ohne Antrag einer Vertragspartei innerhalb von weiteren zwei Wochen fest.*

e) Nach Absatz 8a wird folgender Absatz 8b eingefiigt:

.»(8b) Das Bundesamt fiir Soziale Sicherung teilt dem Bundesministerium fur Gesundheit unver-
ziglich die Hohe des an die L&nder jeweils nach Absatz 4b gezahlten Betrags mit. Der Bund erstattet
den Betrag an die Liquiditétsreserve des Gesundheitsfonds innerhalb von einer Woche nach der Mittei-
lung gemald Satz 1.“

f)  Nach Absatz 9a wird folgender Absatz 9b eingefigt:

,(9b) Die Lander Ubermitteln dem Bundesministerium fir Gesundheit und dem Spitzenverband
Bund der Krankenkassen bis zum 31. Januar 2022 eine aktualisierte krankenhausbezogene nach Mona-
ten differenzierte Aufstellung der nach Absatz 4a Satz 3 und Absatz 4b Satz 2 fur das Jahr 2021 ausge-
zahlten Finanzmittel. Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen tbermittelt den Vertragsparteien
nach § 18 Absatz 2 die Hohe der Ausgleichszahlungen nach Absatz 1a und Absatz 1b, die einem Kran-
kenhaus fir das Jahr 2021 ausgezahlt wurden, wenn eine der Vertragsparteien verlangt, dass eine Ver-
einbarung zu einem Erldsausgleich nach diesem Gesetz oder einer Verordnung nach § 23 Absatz 2
Nummer 4 getroffen wird.”

2. §22 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,»Die Vertragsparteien nach § 17b Absatz 2 vereinbaren bis zum 31. Dezember 2021 Pauschalbetrage fiir
1. die Vergitung der von den in Absatz 1 genannten Einrichtungen erbrachten Behandlungsleistungen,
2. Zuschlage fiir entstehende Mehraufwendungen und
3. das Nahere zum Verfahren der Abrechnung der Vergutungen.*

3. Dem § 23 wird folgender Absatz 4 angefugt:

.»(4) Das Bundesministerium fir Gesundheit kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Finanzen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

1. die Voraussetzungen fiir die Anspruchsberechtigung der Krankenhaduser nach § 21 Absatz 1b entspre-
chend der Entwicklung der Belastung der Krankenh&user aufgrund der Zahl der mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 Infizierten und dem Schweregrad ihrer Erkrankung abweichend regeln,

2. denin § 21 Absatz 2b Satz 2 genannten Prozentsatz abweichend regeln und

3. einenvon § 21 Absatz 1b abweichenden Zeitraum fiir die Beriicksichtigung von Einnahmeausfallen der
Krankenhduser, einen von 8§ 21 Absatz 2b Satz 4 abweichenden Zeitraum fiir die Durchfiihrung der Er-
mittlungen nach § 21 Absatz 2b Satz 1 und weitere von 8 21 Absatz 9b Satz 1 abweichende Zeitpunkte
fiir die Ubermittlung der krankenhausbezogenen Aufstellungen nach § 21 Absatz 9b Satz 1 iiber die
nach Absatz 4b Satz 2 ausgezahlten Finanzmittel regeln.*

4. In § 25 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,,sowie zwischen dem 1. November 2020 und einschliellich dem
30. Juni 2021* jeweils durch ein Komma und die Wérter ,,zwischen dem 1. November 2020 und einschlieR-
lich dem 30. Juni 2021 sowie zwischen dem 1. November 2021 und einschlieBlich dem 19. Marz 2022
ersetzt.



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode -19- Drucksache 20/188

Artikel 4

Anderung der Verordnung zur Regelung weiterer MaRnahmen zur wirtschaftlichen Sicherung der
Krankenh&user

8 5 der Verordnung zur Regelung weiterer Manahmen zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhduser
vom 7. April 2021 (BAnz AT 08.04.2021 V1), die zuletzt durch Artikel 20f des Gesetzes vom 22. November
2021 (BGBI. I S. 4906) geédndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In Absatz 1 Nummer 2 werden nach den Woértern ,,.§ 21 Absatz 1a Satz 1“ die Worter ,,oder Absatz 1b* ein-
gefugt.

2. In Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b werden nach den Wértern ,,8 21 Absatz 1a Satz 1“ die Worter ,,oder
Absatz 1b * eingeflgt.

3. In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wortern ,,§ 21 Absatz 1a Satz 1 die Worter ,,und Absatz 1b* eingefugt,
werden die Worter ,,sowie die fur das Jahr 2021 gezahlten Versorgungsaufschldge nach § 21a Absatz 1
Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes* gestrichen und werden nach der Angabe ,,85 Prozent* die
Worter ,,und die fur das Jahr 2021 gezahlten Versorgungsaufschldge nach § 21a Absatz 1 Satz 1 des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes in Héhe von 50 Prozent“ eingefligt.

4. In Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b werden nach den Wértern ,,8 21 Absatz 1a Satz 1“ die Worter
,»oder Absatz 1b* eingefugt.

5. In Absatz 10 Satz 1 und 2 werden nach den Woértern ,,§ 21 Absatz 1a Satz 1“ jeweils die Worter ,,und Ab-
satz 1b* eingefugt.

Artikel 5
Anderung des Betriebsverfassungsgesetzes

8 129 des Betriebsverfassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. September 2001
(BGBI.I S. 2518), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. I S. 2959) gedndert worden
ist, wird wie folgt gefasst:

»8 129
Sonderregelungen aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(1) Versammlungen nach den 88 42, 53 und 71 kdénnen bis zum Ablauf des 19. Mérz 2022 auch mittels
audiovisueller Einrichtungen durchgefiihrt werden, wenn sichergestellt ist, dass nur teilnahmeberechtigte Perso-
nen Kenntnis von dem Inhalt der Versammlung nehmen kénnen. Eine Aufzeichnung ist unzulassig.

(2) Die Teilnahme an Sitzungen der Einigungsstelle sowie die Beschlussfassung kénnen bis zum Ablauf
des 19. Mérz 2022 auch mittels einer Video- und Telefonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte
vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen kénnen. Eine Aufzeichnung ist unzuléssig. Die Teilnehmer, die
mittels Video- und Telefonkonferenz teilnehmen, bestatigen ihre Anwesenheit gegeniiber dem Vorsitzenden der
Einigungsstelle in Textform.

(3) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss einmalig
die Fristen nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 um bis zu drei Monate verlangern.*



Drucksache 20/188 -20- Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

Artikel 6
Anderung des Sprecherausschussgesetzes

Dem Sprecherausschussgesetz vom 20. Dezember 1988 (BGBI. | S. 2312, 2316), das zuletzt durch Artikel 3
des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1762) geandert worden ist, wird folgender § 39 angefiigt:

»8 39
Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(1) Eine Versammlung nach 8 15 kann bis zum Ablauf des 19. Mérz 2022 auch mittels audiovisueller Ein-
richtungen durchgefiihrt werden, wenn sichergestellt ist, dass nur teilnahmeberechtigte Personen Kenntnis von
dem Inhalt der Versammlung nehmen kénnen. Eine Aufzeichnung ist unzul&ssig.

(2) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss einmalig
die Frist nach Absatz 1 Satz 1 um bis zu drei Monate verlangern.*

Artikel 7
Anderung des Europaischen Betriebsrate-Gesetzes

Nach § 41a des Europdische Betriebsrate-Gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember
2011 (BGBI. I S. 2650), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBI. | S. 1044) gedndert
worden ist, wird folgender § 41b eingefligt:

»8 41b
Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(1) Bis zum Ablauf des 19. Méarz 2022 kodnnen die Teilnahme an Sitzungen des besonderen Verhandlungs-
gremiums, eines Europdischen Betriebsrats oder einer Arbeitnehmervertretung im Sinne des 8§ 19 sowie die Be-
schlussfassung auch mittels Video- und Telefonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt
der Sitzung keine Kenntnis nehmen kénnen. Eine Aufzeichnung ist unzuldssig.

(2) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss einmalig
die Frist nach Absatz 1 Satz 1 um bis zu drei Monate verlangern.”

Artikel 8
Anderung des SE-Beteiligungsgesetzes

Das SE-Beteiligungsgesetz vom 22. Dezember 2004 (BGBI. | S. 3675, 3686), das zuletzt durch Artikel 12
des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBI. | S. 1044) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Der Inhaltsiibersicht wird folgende Angabe angefugt:
»8 48 Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie”.
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2. Folgender 8§ 48 wird angefugt:

11§ 48
Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(1) Bis zum Ablauf des 19. Méarz 2022 kénnen im Rahmen der Unterrichtung und Anhérung die Teil-
nahme an Sitzungen eines SE-Betriebsrats oder einer Arbeithehmervertretung nach § 21 Absatz 2 sowie die
Beschlussfassung auch mittels Video- und Telefonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte
vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen kénnen. Eine Aufzeichnung ist unzulassig.

(2) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss ein-
malig die Frist nach Absatz 1 Satz 1 um bis zu drei Monate verlangern.*

Artikel 9
Anderung des SCE-Beteiligungsgesetzes

Das SCE-Beteiligungsgesetz vom 14. August 2006 (BGBI. I S. 1911, 1917), das zuletzt durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBI. 1 S. 1044) geédndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Der Inhaltsiibersicht wird folgende Angabe angefugt:
»,850 Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie.”
2. Folgender § 50 wird angeflgt:

»8 50
Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(1) Biszum Ablauf des 19. Méarz 2022 kénnen im Rahmen der Unterrichtung und Anhérung die Teil-
nahme an Sitzungen eines SCE-Betriebsrats oder einer Arbeitnehmervertretung nach 8 21 Absatz 2 sowie
die Beschlussfassung auch mittels Video- und Telefonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte
vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen kdnnen. Eine Aufzeichnung ist unzuléssig.

(2) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss ein-
malig die Frist nach Absatz 1 Satz 1 um bis zu drei Monate verlangern.*

Artikel 10
Anderung des Heimarbeitsgesetzes

Dem § 4 Absatz 3 des Heimarbeitsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 804-
1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBI. |
S. 1055) geéndert worden ist, werden die folgenden Sétze angefligt:

,Bis zum Ablauf des 19. Mérz 2022 koénnen auf Vorschlag des Vorsitzenden die Teilnahme an Sitzungen des
Heimarbeitsausschusses sowie die Beschlussfassung auch mittels einer Video- und Telefonkonferenz erfolgen,
wenn

1. kein Beisitzer diesem Verfahren unverzuglich widerspricht und

2. sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen konnen.
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Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss einmalig die Frist
nach Satz 4 um bis zu drei Monate verlangern.”

Artikel 11

Anderung der Werkstatten-Mitwirkungsverordnung

In § 40b der Werkstatten-Mitwirkungsverordnung vom 25. Juni 2001 (BGBI. | S. 1297), die zuletzt durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1762) gedndert worden ist, werden die Worter ,,zur Aufhe-
bung der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite wegen der dynamischen Ausbreitung
der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) nach 8 5 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes durch den
Deutschen Bundestag* durch die Worter ,,zum Ablauf des 19. Mérz 2022" ersetzt.

Artikel 12
Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

Dem § 12a des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 (BGBI. | S. 799), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBI. 1 S. 1657) gedndert worden ist, wird folgender Absatz 5 angeftigt:

»(5) Die Teilnahme an Sitzungen der Kommission sowie die Beschlussfassung kénnen in begriindeten Aus-
nahmefallen mittels einer Video- oder Telefonkonferenz erfolgen, wenn

1. kein Mitglied der Kommission diesem Verfahren unverziiglich widerspricht,

2. der oder die Beauftragte des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales diesem Verfahren nicht unverzig-
lich widerspricht und

3. sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen kénnen.*

Artikel 13

Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch

In § 130 Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften fir die Sozialversicherung
— in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBI. | S. 3710, 3973; 2011 | S. 363), das
zuletzt durch Artikel 4a des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. | S. 4906) geandert worden ist, wird nach
dem Wort ,,Arzt“ ein Komma und werden die Worter “Zahnérztinnen oder Zahnarzt, Tierarztin oder Tierarzt oder
Apothekerin oder Apotheker* eingefiigt und wird die Angabe ,,30. April 2022 durch die Angabe ,,31. Mai 2022
ersetzt.

Artikel 14
Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch

In § 125b Absatz 2a Satz 1 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBI. | S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) geéndert worden ist, wird die Angabe ,,31. Dezember 2021" durch
die Worter ,,Ablauf des 25. November 2022 ersetzt.
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Artikel 15
Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch

8 114 Absatz 2a des Elften Buches Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung — (Artikel 1 des Gesetzes
vom 26. Mai 1994, BGBI. | S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. November 2021
(BGBI. I S. 4906) ge&ndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Die Satze 1 und 6 werden aufgehoben.

2. Imneuen Satz 3 wird die Angabe ,,Satz 2* durch die Angabe ,,Satz 1“ ersetzt.

Artikel 16
Anderung des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch

Das Zwolfte Buch Sozialgesetzbuch — Sozialhilfe — (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003,
BGBI. | S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. | S. 4906)
geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Inder Inhaltstibersicht wird die Angabe zu § 142 wie folgt gefasst:

-8 142 Ubergangsregelung fiir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung fur Menschen mit Behinderun-
gen aus Anlass der COVID-19-Pandemie; Verordnungserméchtigung®.

2. §142 wird wie folgt gefasst:

» 8142

Ubergangsregelung fir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung fiir Menschen mit Behinderungen aus
Anlass der COVID-19-Pandemie; Verordnungserméchtigung

(1) Wourde im Oktober 2021 ein Mehrbedarf nach § 42b Absatz 2 anerkannt, wird dieser bis zum Ab-
lauf des 31. Mérz 2022 in unverénderter Hohe auch dann anerkannt, wenn abweichend von § 42b Absatz 2
Satz 1 und 2 die Voraussetzungen der Gemeinschaftlichkeit der Mittagsverpflegung und der Essenseinnahme
in der Verantwortung des Leistungsanbieters nicht vorliegen. Fir die Berechnung der H6he des Mehrbedarfs
sind die Anzahl der fiir Oktober 2021 beriicksichtigten Arbeitstage und die sich nach § 42b Absatz 2 Satz 3
ergebenden Mehraufwendungen je Arbeitstag zugrunde zu legen.

(2) Die Bundesregierung wird erméchtigt, den in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraum durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates l&ngstens bis zum 31. Dezember 2022 zu verl&dngern.”

Artikel 17
Anderung des Bundesversorgungsgesetzes

8§ 88b des Bundesversorgungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. |
S. 21), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. 1 S. 4906) gedndert worden ist,
wird wie folgt gefasst:
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.8 88b

(1) Wurde im Oktober 2021 ein Mehrbedarf nach § 27a dieses Gesetzes in Verbindung mit § 30 Absatz 8
und 8 42b Absatz 2 des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch anerkannt, wird dieser bis zum Ablauf des 31. Marz
2022 in unveranderter Hohe auch dann anerkannt, wenn abweichend von § 27a dieses Gesetzes in Verbindung
mit § 30 Absatz 8 und § 42b Absatz 2 Satz 1 und 2 des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch die VVoraussetzungen
der Gemeinschaftlichkeit der Mittagsverpflegung und der Essenseinnahme in der Verantwortung des Leistungs-
anbieters nicht vorliegen. Fir die Berechnung der Hohe des Mehrbedarfs sind die Anzahl der fir Oktober 2021
berlicksichtigten Arbeitstage und die sich nach § 27a dieses Gesetzes in Verbindung mit § 30 Absatz 8 und 8§ 42b
Absatz 2 Satz 3 des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch ergebenden Mehraufwendungen je Arbeitstag zugrunde
zu legen.

(2) Die Bundesregierung wird ermachtigt, den in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraum durch Rechtsverord-
nung ohne Zustimmung des Bundesrates l&ngstens bis zum 31. Dezember 2022 zu verlangern.*

Artikel 18
Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes

8 3 Absatz 4a des Asylbewerberleistungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. August 1997
(BGBI. 1 S. 2022), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. I S. 2020) gedndert worden
ist, wird aufgehoben.

Artikel 19
Anderung des COVID-19-Gesetzes zur Funktionsfahigkeit der Kammern

In 8 11 des COVID-19-Gesetz zur Funktionsfahigkeit der Kammern vom 10. Juli 2020 (BGBI. I S. 1643,
1644) wird die Angabe ,,31. Dezember 2020 durch die Angabe ,,30. Juni 2022* ersetzt.

Artikel 20

Anderung des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im
Pauschalreisevertragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit der Kammern im Bereich
der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriferordnung und des

Steuerberatungsgesetzes wahrend der COVID-19-Pandemie

In Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Pauschalrei-
severtragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit der Kammern im Bereich der Bundesrechtsanwalts-
ordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriferordnung und des Steuerberatungsgesetzes wéhrend der
COVID-19-Pandemie vom 10. Juli 2020 (BGBI. I S. 1643) wird die Angabe ,,31. Dezember 2021* durch die An-
gabe ,,30. Juni 2022 ersetzt.
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Artikel 21

Anderung des Gesetzes zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlasslich
der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite

Das Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlasslich der Aufhebung der
Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 22. November 2021 (BGBI. | S. 4906) wird
wie folgt gedndert:

1. Artikel 5 Nummer 3a wird aufgehoben.
2. Artikel 20b wird aufgehoben.
3. Artikel 22 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 wird die Angabe ,,und 3* durch die Angabe ,,bis 4 ersetzt.
b) Absatz 2 wird durch die folgenden Absétze 2 und 3 ersetzt:
»(2) Artikel 5 Nummer 1a tritt mit Wirkung vom 24. November 2021 in Kraft.
(3) Die Artikel 4, 5 Nummer 1, 2, 3 und 4 sowie Artikel 8 treten am 1. Januar 2022 in Kraft.*

¢) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

Artikel 22
Einschrankung von Grundrechten

Durch Artikel 1 Nummer 3 wird das Grundrecht der kdrperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1
des Grundgesetzes) und durch Artikel 6 Buchstabe b wird das Grundrecht der Freiziigigkeit (Artikel 11 Absatz 1
des Grundgesetzes) eingeschréankt.

Artikel 23
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absétze 2 und 3 am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
(2) Die Artikel 16 bis 18 treten mit Wirkung vom 25. November 2021 in Kraft.
(3) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

Berlin, den 6. Dezember 2021

Dr. Rolf Mtzenich und Fraktion
Katrin Goring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion
Christian Lindner und Fraktion
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

I Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) gehort zu den ansteckendsten Infektionskrankheiten des Men-
schen. Alle Bevélkerungsteile sind in Deutschland von der Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 betrof-
fen. Wahrend fiir die meisten Menschen die Erkrankung mit COVID-19 mild verlduft, besteht insbesondere fir
bestimmte Personengruppen aufgrund ihres Gesundheitszustandes und/oder Alters ein erhdhtes Risiko flr einen
schweren oder tddlichen COVID-19-Krankheitsverlauf (vulnerable Personengruppen).

Hochaltrige Menschen und Personen mit akuten oder chronischen Grundkrankheiten haben ein deutlich erhdhtes
Risiko fiir schwere COVID-19 Krankheitsverlaufe. Dariiber hinaus sprechen bestimmte Patientengruppen, insbe-
sondere solche mit Immunschwéche, weniger gut auf die Impfung an und sind daher auf einen vollstandigen
Impfschutz der sie betreuenden Personen angewiesen. Ebenso wie (&ltere) pflegebeddirftige Personen, insbeson-
dere Bewohnerinnen und Bewohner von Pflegeheimen, gehdren die von Angeboten fiir Menschen mit Behinde-
rungen und Beeintréchtigungen betreuten Personen typischerweise aufgrund ihres Alters und/oder des Vorliegens
von Vorerkrankungen zu den vulnerablen Personengruppen (vgl. Empfehlungen des Robert Koch-Instituts fur
Alten- und Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen fir Menschen mit Beeintréchtigungen und Behinderungen und
fur den 6ffentlichen Gesundheitsdienst vom 24.11.2021, S. 4). Diese haben einen erhéhten Unterstiitzungs- und
Betreuungsbedarf und kénnen ihre Kontakte nur schwer beeinflussen. Durch eine gemeinsame rdumliche Unter-
bringung, die Teilnahme an gemeinsamen Aktivitdten und/oder haufig langer andauerndem nahem physischen
Kontakt bei Betreuungstatigkeiten durch wechselndes Personal ist das Risiko einer Infektion zusatzlich erhéht.
Bei Menschen mit geistigen Behinderungen, die Zeit in Einrichtungen verbringen, ergibt sich ein nachweislich
erhéhtes Expositions- und Infektionsrisiko zudem dadurch, dass sie aufgrund ihrer kognitiven Beeintrachtigungen
das strikte Einhalten von Hygiene- und Abstandsregelungen haufig nicht eigenverantwortlich sicherstellen kén-
nen (vgl. STIKO-Empfehlung zur COVID-19-Impfung, Aktualisierung vom 29. Januar 2021, S. 50 f.).

Zur Préavention stehen gut vertrégliche, hochwirksame Impfstoffe zur Verfigung. Impfungen gegen COVID-19
schiitzen nicht nur die geimpfte Person wirksam vor einer Erkrankung und schweren Krankheitsverlufen (Indi-
vidualschutz), sondern sie reduzieren gleichzeitig die Weiterverbreitung der Krankheit in der Bevdlkerung (Be-
volkerungsschutz). Bei geimpften Personen sinkt also sowohl das Risiko einer asymptomatischen Infektion, als
auch das Ubertragungsrisiko in den Fillen, in denen es trotz Impfung zu einer Infektion kommt. Von einem redu-
zierten Ubertragungsrisiko profitieren insbesondere vulnerable Personen, da eine Schutzimpfung gerade bei &lte-
ren und immunsupprimierten Personen nicht immer eine Erkrankung verhindert.

Dem Personal in den Gesundheitsberufen und Berufen, die Pflegebedurftige und Menschen mit Behinderungen
betreuen, kommt eine besondere Verantwortung zu, da es intensiven und engen Kontakt zu Personengruppen mit
einem hohen Risiko flr einen schweren, schwersten oder gar tédlichen COVID-19 Krankheitsverlauf hat. Ein
verlasslicher Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch eine sehr hohe Impfquote bei dem Personal in
diesen Berufen ist besonders wichtig, denn so wird das Risiko gesenkt, dass sich die besonders vulnerablen Per-
sonengruppen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizieren.

Seit Beginn der Pandemie stellten Krankenhduser und insbesondere Altenpflegeheime immer wieder Orte dar, in
denen es nach Eintragung des Virus zu Ausbriichen mit teilweise hohen Todesfallzahlen kam. Daneben kam es
bundesweit auch in Einrichtungen fiir Menschen mit Behinderungen zu Ausbrichen, teilweise mit Todesféllen.
Um eine Eintragung und Weiterverbreitung des Virus in diesen Settings zu vermeiden, sollte insbesondere das
dort tatige Personal vollstandig geimpft sein. Obwohl medizinischem Personal sowie Pflegepersonal bereits zu
Beginn der Impfaktivitdten ein Impfangebot unterbreitet wurde, bestehen in diesen Einrichtungen nach mehrmo-
natiger Impfkampagne noch relevante Impfliicken. Schéatzungen zur Impfquote bei medizinischem Personal und
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Pflegepersonal aus der COVIMO-Studie (8. Welle, Erhebungszeitraum: 08.09. - 15.10.2021, Bericht online ver-
fugbar unter: www.rki.de/covimo) legen nahe, dass die Impfquote bei diesen Personengruppen vergleichbar ist
mit derjenigen in den Vergleichsgruppen der Allgemeinbevdlkerung, bei der ebenfalls noch relevante Impfliicken
bestehen (88 % Gesamtimpfquote flr medizinisches Personal und Pflegepersonal, 87 % fiir Berufsgruppen ohne
besonderes Ansteckungsrisiko), wobei im Rahmen der Studie sogar noch von einer Uberschatzung der Impfquo-
ten ausgegangen werden muss. Im Rahmen eines vom RKI in 165 nicht reprasentativen Altenpflegeheimen durch-
gefuhrten Monitorings waren nach vorlaufigen Berechnungen 83 % aller Beschéftigten und 82 % der Beschaftig-
ten mit engem Kontakt zu Bewohnenden vollstandig gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft. Acht Alten-
pflegeheime (das entspricht 5 %) hatten eine Impfquote aller Beschéftigten unter 50 % (Stand: 23.11.2021, bislang
nicht publizierte Daten).

Die COVID-19-Pandemie stellt die Krankenhduser aktuell vor grof3e finanzielle und insbesondere vor extreme
organisatorische Herausforderungen.

Aktuell leistet der Bund Versorgungsaufschldge fur Krankenhduser nach § 21a des Krankenhausfinanzierungsge-
setzes. Zugelassene Krankenhduser erhalten fiir jede Patientin und jeden Patienten, die oder der zwischen dem 1.
November 2021 und dem 19. Mérz 2022 zur voll- oder teilstationdren Behandlung in das Krankenhaus aufge-
nommen wird und bei der oder dem eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch eine Testung labor-
diagnostisch durch direkten Virusnachweis bestatigt wurde, einen Versorgungsaufschlag aus der Liquiditatsre-
serve des Gesundheitsfonds.

Des Weiteren kénnen Erlésriickgange im Jahr 2021 gegeniiber dem Jahr 2019, die Krankenhdusern aufgrund des
Coronavirus-SARS-CoV-2 entstanden sind, im Rahmen von krankenhausindividuellen Verhandlungen der Ver-
tragsparteien vor Ort anteilig ausgeglichen werden. Zudem werden fur einen krankenhausindividuellen Ausgleich
Erlosanstiege im Jahr 2021 gegeniiber dem Jahr 2019, soweit die Erlosanstiege auf den Erhalt von Ausgleichs-
zahlungen zurtickzufiihren sind, ausgeglichen.

Die COVID-19-Pandemie wirkt sich allerdings auch auf weitere Krankenh&user aus, die beispielsweise aufgrund
von bereits erfolgten landesrechtlichen Freihalteanordnungen oder aufgrund von Verlegungen innerhalb der Klee-
blattsysteme der Lander bzw. bundesweit im Rahmen dieser Kleeblattsysteme aktuell und perspektivisch stark
belastet sind.

Daher sind neben den Versorgungsaufschlagen fir Krankenhduser, die Patientinnen und Patienten behandeln, die
mit dem Coronavirus-SARS-CoV-2- infiziert sind, weitere Regelungen erforderlich, die weitere Krankenhduser
und die entsprechenden Freihaltungen unterstiitzen.

Neben diesen UnterstiitzungsmalRnahmen liegt es — entsprechend ihrem Auftrag zur Sicherstellung der stationaren
Versorgung — weiterhin in der Verantwortung der Lander zu priifen, ob einzelne Krankenhauser zusatzlichen
Unterstitzungsbedarf aufgrund der speziellen Versorgungsstrukturen in der Region haben und tber die ggf. er-
forderliche Gewéhrung ergéanzender Landesmittel zu entscheiden.

Am 30. Juni 2021 sind Sonderregelungen anlasslich der COVID-19-Pandemie ausgelaufen, die die Nutzung von
Video- und Telefonkonferenzen zur Durchfiihrung von Betriebsversammlungen, Versammlungen der leitenden
Angestellten sowie Sitzungen der Einigungsstellen, der Heimarbeitsausschiisse und von Gremien nach dem Eu-
ropdischen Betriebsrate-Gesetz und weiteren Gesetzen ermdglichten. Die wieder stark gestiegenen Inzidenzzah-
len in Verbindung mit einer noch nicht ausreichenden Impfquote machen es erforderlich, erneut die Durchfiihrung
dieser Versammlungen und Sitzungen auch ohne physische Prasenz der Teilnehmer zu ermdglichen.

Bislang fanden Sitzungen der Pflegekommission wie auch die Beschlussfassung nach § 12a Absatz 3 des Arbeit-
nehmer-Entsendegesetzes in physischer Anwesenheit der Mitglieder der Kommission statt. Die COVID-19-Pan-
demie zeigt, dass die physische Teilnahme an einer Sitzung aus gesundheitlichen Griinden nicht ratsam oder auf
Grund rechtlicher Beschrankungen nicht zul&ssig sein kann. Dariiber hinaus sind auch andere Umstande denkbar,
die die Teilnahme Einzelner oder aller Sitzungsteilnehmer erheblich erschweren oder gar génzlich unméglich
machen kdnnen (beispielsweise Streckensperrungen bei der Bahn).

Mit Aufhebung der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite ist die Ubergangsregelung fiir
gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Werkstétten fiir Menschen mit Behinderungen, bei anderen Leistungs-
anbietern sowie bei tagesstrukturierenden MalRnahmen (abgekiirzt: Werkstétten) ausgelaufen. In Anbetracht der
aktuellen Pandemieentwicklung kénnen erneute WerkstattschlieBungen nicht ausgeschlossen werden. Wegen des
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Auslaufens der Ubergangsregelung kann wahrend eventueller SchlieRzeiten der fiir die Mehraufwendungen fiir
die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung zu gewéhrende Mehrbedarf nicht weiter gezahlt werden.

Am 31. Dezember 2021 laufen Sonderregelungen anlésslich der COVID-19-Pandemie aus, die Erleichterungen
fiir Wahlen und Beschlussfassungen der Rechtsanwaltskammern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Patentan-
waltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und Landernotarkasse, der Wirtschafts-
priferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuerberaterkammer schaffen. Es wurde insbesondere
die Mdglichkeit schriftlicher Verfahren eingefiihrt bzw. vereinfacht, um die Kammern und Kassen in die Lage zu
versetzen, trotz der im Zuge der COVID-19-Pandemie geltenden Beschrankungen rechtssicher entscheiden und
handeln zu kénnen. Die wieder stark gestiegenen Inzidenzzahlen in Verbindung mit einer noch nicht ausreichen-
den Impfquote machen eine Verlangerung dieser Moglichkeiten iber den 31. Dezember 2021 hinaus erforderlich,
um Wahlen und Beschlussfassungen der genannten Kammern im Bedarfsfall auch weiterhin ohne physische Pra-
senz der Teilnehmer zu ermdglichen.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Aus medizinisch-epidemiologischer Sicht ist eine sehr hohe Impfquote in Situationen, in denen Beschaftigte Kon-
takt zu vulnerablen Personengruppen haben, essentiell. Die Impfung reduziert das Risiko, sich mit SARS-CoV-2
zu infizieren und SARS-CoV-2 an andere Menschen zu (ibertragen, substanziell. Beschéftigte in den genannten
Einrichtungen kdnnen durch eine Impfung dazu beitragen, das Risiko einer COVID-19-Erkrankung fiir sich selbst
und die vulnerablen Personen so weit wie mdglich zu reduzieren.

Zum Schutz der 6ffentlichen Gesundheit und vulnerabler Personengruppen vor einer COVID-19-Erkrankung wird
vorgesehen, dass in bestimmten Einrichtungen und Unternehmen tétige Personen geimpft oder genesen sein oder
ein arztliches Zeugnis Uber das Bestehen einer Kontraindikation gegen eine Impfung gegen COVID-19 besitzen
mussen. Fir bestehende und bis zum 15. Mérz 2022 einzugehende Tatigkeitsverhaltnisse ist die Vorlagepflicht
bis zum 15. Mdrz 2022 zu erfullen. Neue Tétigkeitsverhaltnisse kdnnen ab dem 16. Mérz 2022 nur bei Vorlage
eines entsprechenden Nachweises eingegangen werden. Nachweise, die ab dem 16. Marz 2022 durch Zeitablauf
ihre Glltigkeit verlieren, missen innerhalb eines Monats nach Ablauf der Giltigkeit bei der Einrichtungs- oder
Unternehmensleitung durch Vorlage eines glltigen Nachweises ersetzt werden. Bestehen Zweifel an der Echtheit
oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises, kann das Gesundheitsamt Ermittlungen einleiten und
einer Person, die trotz der Anforderung keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt oder der
Aufforderung zu einer &rztlichen Untersuchung nicht Folge leistet, untersagen, dass sie die dem Betrieb der ge-
nannten Einrichtung oder des Unternehmens dienenden R&ume betritt oder in einer solchen Einrichtung oder
einem solchen Unternehmen tatig wird.

Aufgrund der derzeit bestehenden sehr hohen Nachfrage nach Auffrischungsimpfungen, aber auch der wieder
steigenden Nachfrage nach Erst- und Zweitimpfungen ist eine schnelle Organisation und Durchfiihrung der Auf-
frischungsimpfungen notwendig. Um diesen Bedarf bestmdglich und auch perspektivisch zu decken, werden zu-
sétzlich zu Arztinnen und Arzten ausnahmsweise auch Zahnarzte und Zahnérztinnen, Tierdrzte und Tierdrztinnen
sowie Apotheker und Apothekerinnen zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 fir einen voriibergehenden Zeitraum berechtigt, sofern sie die daftr erforderlichen fachlichen VVorausset-
zungen erfiillen, also insbesondere entsprechend geschult sind.

Die neue einrichtungsbezogene Impfpflicht gegen COVID-19 und die Erweiterung des Kreises der impfberech-
tigten Personen bezuglich der Impfungen gegen COVID-19 sollen auf ihre Wirksamkeit und Reformbedurftigkeit
hin evaluiert werden.

Aufgrund eines zunehmenden pandemischen Infektionsgeschehens besteht die Notwendigkeit, die stationare Ver-
sorgung von Patientinnen und Patienten, die aufgrund einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 statio-
nar behandelt werden mussen, durch zuséatzliche gezielte MalRnahmen aktuell und mit Blick auf die Dynamik der
Erkrankung zukiinftig sicherzustellen. Gleichzeitig muss gewahrleistet sein, dass die regulére stationére Versor-
gung von nicht an COVID-19 erkrankten Patientinnen und Patienten weiterhin im medizinisch notwendigen Um-
fang sichergestellt ist.

Um negative finanzielle Folgen und Liquiditatsengpasse fur Krankenhéuser, die zur Erhdhung der Verfugbarkeit
der Behandlungskapazitaten planbare Aufnahmen, Operationen und Eingriffe in medizinisch vertretbarer Weise
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verschieben oder aussetzen, zu vermeiden, stellt der Bund den Krankenhdusern, die einen Zuschlag fir die Teil-
nahme an der umfassenden oder erweiterten Notfallversorgung oder der Basisnotfallversorgung vereinbart haben,
oder die die Voraussetzungen hierflr erfullen und dies der Landesbehérde nachweisen, kurzfristig einen finanzi-
ellen Ausgleich zur Verfligung, sofern bei diesen Krankenh&usern ein Belegungsriickgang im relevanten Zeitraum
eintritt.

Die Ausgleichszahlungen sollen insbesondere diejenigen Krankenh&user unterstiitzen, die zwar nicht primér in
die Versorgung von Patientinnen und Patienten eingebunden sind, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert
sind, beispielsweise aufgrund von bereits erfolgten landesrechtlichen Freihalteanordnungen oder aufgrund von
Verlegungen innerhalb der Kleeblattsysteme der Lander bzw. bundesweit im Rahmen dieser Kleeblattsysteme
aktuell und perspektivisch jedoch stark belastetet sind.

Als weitere entlastende MalRnahme werden in Krankenh&usern, die Patientinnen und Patienten mit einer Infektion
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 oder mit dem Verdacht auf eine entsprechende Infektion behandeln, die Ein-
haltung bestimmter Mindestmerkmale aus dem Operationen- und Prozedurenschlissel (OPS) voriibergehend von
der Prifung der Abrechnung ausgenommen und im Rahmen der 2021 erstmals von den Medizinischen Diensten
durchzufiihrenden Strukturpriifung Ausnahmen von der Nachweispflicht bestimmter Strukturmerkmale des OPS
vorgesehen.

Die am 30. Juni 2021 ausgelaufenen pandemiebedingten Sonderregelungen zur Durchfiihrung virtueller Betriebs-
versammlungen und Versammlungen der leitenden Angestellten sowie der Durchfiihrung von Sitzungen der Ei-
nigungsstelle, der Heimarbeitsausschiisse und der Gremien nach dem Europdischen Betriebsrate-Gesetz sowie
dem SE-Beteiligungsgesetz und SCE-Beteiligungsgesetz im Rahmen der Unterrichtung und Anhdrung werden,
befristet bis zum 19. Mérz 2022, mit Mdglichkeit der einmaligen Verlangerung durch Beschluss des Deutschen
Bundestages wieder eingefuhrt.

Mit dem Gesetzentwurf soll geregelt werden, dass in begriindeten Fallen die Teilnahme an einer Sitzung und
Beschlussfassung der Pflegekommission unter bestimmten Voraussetzungen in Form von Video- oder Telefon-
konferenzen mdglich ist.

Die Ubergangsregelung zu den Mehrbedarfen fiir gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Werkstatten wird,
ebenso wie die bereits durch Artikel 9 und 10 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) erfolgte
Verléangerung der Regelungen zum erleichterten Zugang zu den sozialen Mindestsicherungssystemen, bis zum
31. Mérz 2022 verlangert. Dariiber hinaus wird eine Verordnungsermachtigung vorgesehen, damit die Ubergangs-
regelung bei Bedarf bis langstens zum 31. Dezember 2022 verlangert werden kann.

Die pandemiebedingten Sonderregelungen zur Gewéhrleistung der Handlungsfahigkeit der Rechtsanwaltskam-
mern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Patentanwaltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer,
der Notar- und L&ndernotarkasse, der Wirtschaftspriiferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteu-
erberaterkammer werden bis zum 30. Juni 2022 verlangert.

I1. Alternativen

Keine.

(AVA Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die vorgesehenen Anderungen ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1
Nummer 19 des Grundgesetzes (GG)(MaRnahmen gegen tbertragbare Krankheiten bei Menschen, Recht der Arz-
neien) sowie hinsichtlich der BuRgeldregelungen aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Strafrecht).

Fur die Regelungen im KHG ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zudem aus Artikel 74 Absatz 1
Nummer GG (die wirtschaftliche Sicherung der Krankenh&user und die Regelung der Krankenhauspflegesétze)
in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Danach kdnnen die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhduser und
die Krankenhauspflegesatze durch Bundesgesetz geregelt werden. Bundesgesetzliche Regelungen sind auch zur
Wahrung der Rechtseinheit erforderlich. In der aktuellen Situation ist es von besonderer Bedeutung, dass im ge-
samten Bundesgebiet kurzfristig ausreichende Krankenhauskapazitdten zur Verfligung stehen, um mit dem
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Coronavirus SARS-CoV-2 (COVID-19) Infizierte zu behandeln. Dieses Ziel kann nur erreicht werden, wenn
Krankenhauser, die an COVID-19 erkrankte Patientinnen und Patienten behandeln, die von ihnen erbrachten Leis-
tungen nach einheitlichen Regelungen abrechnen und diese Abrechnungen auch nach einheitlichen Regelungen
Uberpriift werden. Dieses Regelungsziel kénnte durch eine Gesetzesvielfalt auf Landesebene nicht erreicht wer-
den, sodass eine flachendeckende und gleichméRige Versorgung Infizierter nicht gewéhrleistet ware.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir das Arbeitnehmer-Entsendegesetz, das Betriebsverfassungsgesetz,
das Sprecherausschuligesetz, das Europdische Betriebsrate-Gesetz, das SE-Beteiligungsgesetz, das SCE-Beteili-
gungsgesetz und das Heimarbeitsgesetz folgt aus Artikel 74 Absatz1 Nummer 12 des Grundgesetzes
(Arbeitsrecht).

Das Gesetzgebungsrecht des Bundes fiir die Anderungen des SGB XII, BVG und AsylbLG (Artikel 11, 12 und
13) ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes (6ffentliche Firsorge) in Verbindung mit
Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes. Der Bund hat die Gesetzgebungskompetenz, da die Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhéltnisse im Bundesgebiet und die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamt-
staatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Absatz 2 des Grundgeset-
zes). Nur durch die Gesetzgebung des Bundes lassen sich einheitliche Lebensverhéltnisse gewahrleisten. In der
Bundesrepublik Deutschland bestehen hinsichtlich des Beschaftigungsstandes und Einkommensniveaus erhebli-
che regionale Unterschiede. Durch eine einheitliche Bundesgesetzgebung im Bereich der 6ffentlichen Fiirsorge
wird verhindert, dass sich innerhalb der Bundesrepublik Deutschland das Sozialgefiige auseinanderentwickelt.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Verlangerung der Sonderregelungen anlésslich der COVID-19-
Pandemie flir Wahlen und Beschlussfassungen der Kammern der rechtsheratenden Berufe folgt flr die Rechtsan-
waltskammern, die Bundesrechtsanwaltskammer, die Patentanwaltskammer, die Notarkammern, die Bundes-
notarkammer, die Notar- und Landernotarkasse, die Steuerberaterkammern und die Bundessteuerberaterkammer
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (Rechtsanwaltschaft und Rechtsberatung). Die Gesetzge-
bungskompetenz flr die Sonderregelungen der Wahlen und Beschlussfassungen bei der Wirtschaftspriferkammer
ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 Grundgesetz (Recht der Wirtschaft). Die Berechtigung zur Inan-
spruchnahme der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz folgt insoweit aus Artikel 72 Absatz 2 GG, da ein-
heitliche berufsrechtliche Regelungen fiir Wirtschaftspriferinnen und Wirtschaftsprifer zur Wahrung der Wirt-
schaftseinheit erforderlich sind.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Européischen Union und vélkerrechtlichen Vertragen

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europdischen Union und den volkerrechtlichen Vertragen, die die Bundesre-
publik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Der Gesetzentwurf tragt zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung bei, indem voriiber-gehend auf die Priifung
bzw. den Nachweis bestimmter Mindest- und Strukturmerkmale einzelner Kodes des OPS zu verzichten ist.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit dem Leitprinzip der Bundesregierung zur nach-haltigen Entwicklung
hinsichtlich Gesundheit, Lebensqualitét, sozialem Zusammenhalt und sozialer Verantwortung, gerade in Zeiten
einer Pandemie.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Bund, Lander und Gemeinden
IfSG
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Der Gesetzentwurf bezweckt eine weitere Steigerung der Impfquote unter den in bestimmten Einrichtungen und
Unternehmen tétigen Personen und den Schutz vulnerabler Personengruppen vor einer COVID-19 Erkrankung.
Durch den Gesetzentwurf werden unmittelbar keine zusétzlichen Kosten geschaffen, die (ber die nach der
Coronavirus-Impfverordnung fiir die Schutzimpfungen entstehenden Kosten hinausgehen.

SGB XIl und BVG

Fur das Vierte Kapitel des SGB XII entstehen wegen der Verlangerung der Ubergangsregelung fiir die gemein-
schaftliche Mittagsverpflegung in Werkstatten keine Mehrkosten. Die Verlangerung fuhrt lediglich dazu, dass
keine Einsparungen entstehen, weil der zeitweise Entfall des Mehrbedarfs infolge der SchlieRung von Werkstatten
verhindert wird. Entsprechendes gilt in der Erganzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem BVG. Allerdings
sind die bei Verlangerung der Ubergangsregelung nicht eintretenden Minderausgaben aufgrund der geringen An-
zahl an Empféngerinnen und Empfangern nach dem BVG geringer als im Vierten Kapitel des SGB XII und sie
lassen sich ebenfalls nicht quantifizieren. Diese Finanzwirkung entféllt im BVG zu rund 48 Prozent auf die Lander
und zu rund 52 Prozent auf den Bund.

KHG

Durch die Wiedereinfuhrung von Ausgleichszahlungen fiir somatische Krankenh&user, die vorsorglich zur Be-
handlung von mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Patientinnen und Patienten Betten freihalten und
hierzu planbare Operationen verschieben, ergeben sich fir den Bund Mehrausgaben, deren Héhe im Sinne einer
Faustformel geschatzt werden kann. Aufgrund der Unsicherheiten in Bezug auf die Entwicklung des Infektions-
geschehens ist eine genaue Quantifizierung nicht méglich. Es wird angenommen, dass alle Krankenh&user, die
einen Zuschlag flr die Teilnahme an der umfassenden, der erweiterten oder der Basisstufe der Notfallversorgung
vereinbart haben oder die die Voraussetzungen hierfur erfillen und dies gegeniiber der Landesbehérde nachwei-
sen, Ausgleichszahlungen erhalten. Mithilfe der Prognose des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen tber
diejenigen Krankenh&user, die der umfassenden, der erweiterten oder der Basisnotfallstufe zugeordnet werden,
ergeben sich bei einem angenommenen Belegungsriickgang von 20 Prozent gegeniiber dem entsprechenden Zeit-
raum im Jahr 2019 fur einen Monat Mehrausgaben in Héhe von rund 1,1 Milliarden Euro.

Gesetzliche Krankenversicherung

Gleichzeitig geht mit der Verbesserung der Impfpravention eine Verhiitung von Infektionen mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 einher. Dadurch werden Kosten flr Krankenbehandlungen in nicht quantifizierbarer Héhe vermie-
den.

Der Erfullungsaufwand wird, sofern er der Verwaltung des Gesundheitsfonds zuzuordnen ist, inklusive méglicher
Personalkosten aus dem Gesundheitsfonds refinanziert.

Da die an Krankenhduser zu erstattenden Ausgleichszahlungen im Gesamtjahresausgleich 2021 ber(cksichtigt
werden, entstehen der gesetzlichen Krankenversicherung auf Grund der Wiedereinfiihrung der Ausgleichszahlun-
gen nicht quantifizierbare Minderausgaben. Diesen stehen nicht quantifizierbare Mehrausgaben gegeniber, die
im Rahmen des Gesamtjahresausgleichs 2021 daraus resultieren, dass die Versorgungsaufschldge nur noch zu 50
Prozent bei der Ermittlung der Erlése der Krankenhduser fir das Jahr 2021 berticksichtigt werden.

Durch die zu vereinbarenden Zuschlége fiir entstehende Mehraufwendungen fir Vorsorge und Rehabilitations-
einrichtungen entstehen Mehrausgaben in nicht quantifizierbarer Hohe.

4. Erfullungsaufwand

Erfullungsaufwand flr Blrgerinnen und Blrger

Fur die von § 20a IfSG erfassten Burgerinnen und Biirger entsteht Erfullungsaufwand durch die Vorlagepflicht
von Impf- oder Genesenennachweisen oder eines arztlichen Zeugnis Uber das Bestehen einer Kontraindikation
gegen eine Impfung gegen COVID-19. Diese Nachweise werden auch fur viele weitere Bereiche des taglichen
Lebens bendtigt und diirften in der berwiegenden Zahl der Falle bereits vorliegen. Des Weiteren ist zu beriick-
sichtigen, dass die Impfdokumentation zu den Leistungen bei der Impfung gehort, die bundesweit niedrigschwel-
lig angeboten werden. Daher besteht ein allenfalls geringfiigiger Erfullungsaufwand.
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Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Allen Gesundheitseinrichtungen und anderen erfassten Einrichtungen und Unternehmen entsteht Erfullungsauf-
wand durch die Anforderung und Priifung der vorzulegenden Nachweise sowie durch die Benachrichtigungen des
Gesundheitsamts tiber sdumige Personen in geringflgiger, nicht quantifizierbarer Hohe.

Durch die Wiedereinfiihrung der pandemiebedingten, befristeten Sonderregelungen zur Ermoéglichung virtueller
Versammlungen und Sitzungen entsteht kein Erflillungsaufwand fir die Wirtschaft.

Die Weitergeltung der Ubergangsregelung fiir die Bedarfe fiir die Mittagsverpflegung in Werkstétten verursacht
keinen zusétzlichen Erfullungsaufwand bei den Leistungsberechtigten nach dem SGB XII und dem BVG.

Krankenhdusern entsteht mit der Meldung ihres Ausgleichsanspruchs fur die Aussetzung oder VVerschiebung plan-
barer Leistungen gegentiber den Landern geringer Erfullungsaufwand in nicht quantifizierbarer Hohe.

Durch die Verlangerung der pandemiebedingten, befristeten Sonderregelungen anlésslich der COVID-19-Pande-
mie fir Wahlen und Beschlussfassungen der Rechtsanwaltskammern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Pa-
tentanwaltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und Landernotarkasse, der Wirt-
schaftspriferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuerberaterkammer entsteht kein Erfallungs-
aufwand fur die Wirtschaft.

Erfullungsaufwand fir die Verwaltung

Allen Gesundheitseinrichtungen und anderen erfassten Einrichtungen und Unternehmen in 6ffentlicher Trager-
schaft entsteht Erflllungsaufwand durch die Anforderung und Priifung der vorzulegenden Nachweise sowie durch
die Benachrichtigungen des Gesundheitsamts tiber sdumige Personen in geringfiigiger, nicht quantifizierbarer
Hohe.

Den Gesundheitsdmtern entsteht ein nicht quantifizierbarer Erfullungsaufwand durch die Anforderung und Prii-
fung der vorzulegenden Nachweise. Den Gesundheitsamtern entsteht auf Grund des erforderlichen VVorgehens
gegen saumige Personen und Einrichtungen insbesondere durch Verbotsverfiigungen oder BuRgeldverfahren Er-
fillungsaufwand in nicht quantifizierbarer Hohe, dem Einnahmen durch BuRgelder in ebenfalls nicht quantifi-
zierbarer Hohe gegeniiber stehen.

Die seit Marz 2020 bestehende Ubergangsregelung fiir die Fortgewahrung der Mehraufwendung fiir gemein-
schaftliche Mittagsverpflegung in Werkstétten bei pandemiebedingter Schlieung bleibt bestehen. Fir die Ver-
waltung entsteht keine zusétzliche finanzielle oder zeitliche Be- oder Entlastung.

Fur die Lander entsteht Erfillungsaufwand auf Grund der Sammlung und Prifung der von den Krankenhdusern
angemeldeten Ausgleichszahlungen sowie der Abwicklung der Zahlungen mit dem Bundesamt fiir Soziale Siche-
rung (BAS) in Hohe von rund 1 Million Euro. Hierbei wurde unterstellt, dass in 16 L&ndern 30 Tage lang jeweils
eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter zwei Stunden mit der administrativen Umsetzung der Hilfen beschéftigt
sind.

Fir das BAS entsteht geringer Erfullungsaufwand fiir die Abwicklung der Zahlungen zwischen BAS und Léndern
in Hohe von rund 15 000 Euro. Hierbei wird unterstellt, dass zwei Mitarbeiter 30 Tage lang jeweils 4 Stunden mit
der Abwicklung befasst sind. Der Erfiillungsaufwand wird, sofern er der Verwaltung des Gesundheitsfonds zuzu-
ordnen ist, inklusive mdglicher Personalkosten aus dem Gesundheitsfonds refinanziert.

Durch den Verzicht auf die Priifung bzw. den Nachweis bestimmter Mindest- und Strukturmerkmale von OPS-
Kodes kdnnen Entlastungen der Medizinischen Dienste entstehen, die nicht quantifizierbar sind.

5.  Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu
erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Die Regelungen haben keine Auswirkungen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher und keine gleichstellungspo-
litischen oder demografischen Auswirkungen.
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VIl.  Befristung; Evaluierung

Geméal 8 5 Absatz 9 Satz 1 IfSG beauftragt das Bundesministerium fiir Gesundheit eine externe Evaluation zu
den Auswirkungen der Regelungen in § 5 IfSG und in den Vorschriften der §8 5a, 20a, 20b, 28 bis 32, 36 und 56
IfSG und zu der Frage einer Reformbediirftigkeit.

Die Sonderregelungen fir Wahlen und Beschlussfassungen der Rechtsanwaltskammern, der Bundesrechtsan-
waltskammer, der Patentanwaltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und Lander-
notarkasse, der Wirtschaftspriiferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuerberaterkammer wer-
den bis zum 30. Juni 2022 befristet.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Infektionsschutzgesetzes)

Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folgednderung. Die Anderung im Inhaltsverzeichnis ist eine Folge der Einfiigung von
88 20a, 20b.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Mit dem neu angefiigten Satz wird geregelt, dass die in Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b bis f enthaltenen Verord-
nungsermdachtigungen auch auBerhalb einer vom Deutschen Bundestag festgestellten epidemischen Lage von na-
tionaler Tragweite gelten. In der aktuellen COVID-19-Pandemie hat sich gezeigt, dass auch aulRerhalb der Fest-
stellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite das Infektionsgeschehen so sein kann, dass die Aus-
bildungen der Arztinnen und Arzte, der Zahnarztinnen und Zahnarzte, der Apothekerinnen und Apotheker und
der Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten nicht so durchgefiihrt werden kénnen, wie es die jeweiligen
Approbationsordnungen vorsehen. Dabei geht es insbesondere bei der Aushildung von Arztinnen und Arzten um
die Durchfiihrung von patientenbezogenem Unterricht und patientenbezogenen Priifungen. Um Verzdgerungen
im Studienfortschritt zu verhindern, ist es daher weiterhin notwendig, Abweichungen von den geltenden Appro-
bationsordnungen zuzulassen.

Zu Buchstabe b

Mit dem neu angefiigten Satz wird geregelt, dass eine auf Grund des Absatzes 2 Satz 3 erlassene Rechtsverord-
nung spatestens mit Ablauf des 31. Mérz 2022 auRer Kraft tritt, durch den Deutschen Bundestag jedoch einmalig
um sechs Monate verlangert werden kann. Die Fristen orientieren sich an der Dauer der Studiensemester. Eine
entsprechende Verordnung gilt so bis zum Ende des Wintersemesters 2021/2022 und kann bis zum Ende des
Sommersemesters 2022 verlangert werden. Damit wird sichergestellt, dass die entsprechende Rechtsverordnung
auBerhalb einer vom Deutschen Bundestag festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite nur fir den
Zeitraum gilt, fir den sie auch bendtigt wird.

Zu Buchstabe ¢

Die einrichtungsbezogene Impfpflicht gegen COVID-19 und die Erweiterung der Befugnis zur Durchfiihrung von
Schutzimpfungen gegen COVID-19 sollen im Hinblick auf ihre Wirksamkeit und Reformbedurftigkeit untersucht
werden. Daher werden sie in die Aufz&hlung der zu evaluierenden Normen nach 8 5 Absatz 9 aufgenommen.

Zu Nummer 3

Die Anpassungen der Regelungen zur Masernimpfpflicht dienen zum einen der Umsetzung der in BR Drs.
426/1/21 geédulRerten Forderungen und zum anderen einer Harmonisierung mit den nunmehr durch Nummer 4
aufgenommen Regelungen zur COVID-19-Impfpflicht.
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Zu Buchstabe a

Wenn der Nachweis der Masernimpfung von einer in einer von der Vorlagepflicht umfassten Einrichtung be-
schaftigten oder tatigen Person nicht vorgelegt wird, oder wenn Zweifel an der Echtheit des vorgelegten Nach-
weises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverzuglich das zustandige Gesundheitsamt zu be-
nachrichtigen und erforderlichen personenbezogenen Daten (8 2 Nummer 16) zu tbermitteln.

Die oberste Landesbehdrde kann u.a. bestimmen, dass der Nachweis nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung
sondern dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle zu erbringen ist. Die Vorschrift schafft einen
Gleichlauf mit entsprechenden Bestimmungen der mit diesem Gesetz neu eingefiigten Vorschrift des § 20a.

Zu Buchstabe b

Soweit sich ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu einem spéteren Zeitpunkt moglich ist oder vervoll-
standigt werden kann (oder ein Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 Nummer 2 aufgrund von Zeitablauf seine Giiltig-
keit verliert), sind Personen, die in den relevanten Einrichtungen betreut werden oder dort tatig sind, verpflichtet,
innerhalb eines Monats, nachdem es ihnen mdglich war, einen Impfschutz gegen Masern zu erlangen oder zu
vervollstandigen, einen entsprechenden Nachweis vorzulegen. Der Nachweis kann insbesondere dann durch Zeit-
ablauf seine Gultigkeit verlieren, wenn das arztliche Zeugnis bezlglich einer Kontraindikation sich auf einen
Umstand bezieht, der nachtrdglich wegfallen kann (etwas das Bestehen einer Schwangerschaft). Das Auslaufen
der Gultigkeit bezieht sich nicht auf den vollstdndigen Impfschutz bzw. eine Immunitat gegen Masern.

Sollte der Nachweis nicht vorgelegt werden, oder sollten Zweifel an der Echtheit oder Richtigkeit des vorgelegten
Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverziiglich das zustdndige Gesundheitsamt zu
benachrichtigen und personenbezogene Daten (§ 2 Nummer 16) zu Ubermitteln.

Mit der Regelung wird eine Grundlage geschaffen, durch die die Leitung insbesondere von Kindertragestétten
befugt werden, den altersgemalen Masernschutzstatus nach Vollendung des ersten Lebensjahres und den voll-
stdndigen Masernschutzstatus nach Vollendung des zweiten Lebensjahres bei bereits betreuten Kindern zu erhe-
ben (siehe BR Drs. 426/1/21). Die L&nder kdnnen an Stelle der betroffenen Einrichtungen die Gesundheitsémter
als Adressaten einer solchen Nachweispflicht bestimmen.

Zu Buchstabe ¢

Personen, die am 1. Marz 2020 bereits in einschldgigen Einrichtungen betreut oder tatig waren und noch werden
bzw. sind, haben der Einrichtungsleitung bis zum Ablauf des 31. Juli 2022 einen Nachweis nach Absatz 9 vorzu-
legen. Die bisher fur diese Personengruppe geltende Frist bis zum 31. Dezember 2021 wird verlangert, um den
Umsténden der COVID-19 Pandemie Rechnung zu tragen. Sollte bis zum Ablauf der Frist kein Nachweis vorge-
legt werden, hat die Leitung der Einrichtung unverziiglich das zustandige Gesundheitsamt zu informieren und
diesem die erforderlichen personenbezogenen Daten zu Gbermitteln.

Absatz 11 wird entsprechend der Anderungen in Absatz 9a und 10 angepasst.

Zu Buchstabe d

Sollten Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, so kann das
Gesundheitsamt nach Satz 1 eine drztliche Untersuchung dazu anordnen, ob die betroffene Person aufgrund einer
medizinischen Kontraindikation nicht gegen Masern geimpft werden kann. Das Gesundheitsamt kann einer Per-
son, die trotz der Anforderung nach Satz 1 keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt oder der
Anordnung einer arztlichen Untersuchung nach Satz 2 nicht Folge leistet, untersagen, dass sie die dem Betrieb
einer in Absatz 8 Satz 1 genannten Einrichtung dienenden R&ume betritt oder in einer solchen Einrichtung tétig
wird (Satz 4).

Zu Nummer 4
Zu 8 20a

In Anlehnung an die Regelungen zur Einfiihrung einer Masernimpfpflicht durch das Gesetz fiir den Schutz vor
Masern und zur Starkung der Impfpravention (BGBI. | 2020, S. 148) in § 20 Absatz 8 bis 13 wird in § 20a zur
Einflhrung einer entsprechenden Pflicht fiir den Schutz vor der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) in be-
stimmten Einrichtungen und Unternehmen eine entsprechende Regelung vorgesehen.
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Die Vorlagepflicht fur Immunisierungsnachweise der Beschaftigten gegeniiber den Einrichtungen bzw. dem Ge-
sundheitsamt ist auf den 31. Dezember 2022 befristet (Artikel 2). Die fur diesen Zweck verarbeiteten Daten mis-
sen spdtestens dann, ggf. nach Art. 17 DSGVO auch friiher, geléscht werden.

Zu Absatz 1

Geimpfte und genesene Personen werden seltener infiziert und werden somit auch seltener zu Ubertragern des
Coronavirus SARS-CoV-2. Zudem sind sie, wenn sie trotz Impfung infiziert werden sollten, weniger bzw. fir
einen kirzeren Zeitraum infektits. Das Risiko, das von Geimpften oder Genesenen ausgeht, ist somit deutlich
geringer als bei Personen, die Uber keine Immunisierung aufgrund eines vollstdndigen Impfschutzes oder einer
durchgemachten Infektion verfiigen. In bestimmten Settings, z. B. in Krankenh&usern oder Pflegeeinrichtungen,
halten sich typischerweise eine Vielzahl von besonders vulnerablen Personen auf. Diese sind regelméfig aufgrund
ihrer gesundheitlichen Verfassung im Hinblick auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 besonders
gefahrdet und tragen unter Umsténden ein erhohtes Risiko flr schwere Verldufe. Dies gilt insbesondere auch fiir
Schwangere, Wéchnerinnen und Neugeborene, die eines besonderen Schutzes bedurfen.

Neben pflegebedirftigen Personen, insbesondere den Bewohnerinnen und Bewohnern von Pflegeheimen, geho-
ren die von Angeboten fiir Menschen mit Behinderungen und Beeintrachtigungen betreuten Personen typischer-
weise aufgrund ihres Alters und/oder des Vorliegens von Vorerkrankungen zu den vulnerablen Personengruppen
(vgl. Empfehlungen des Robert Koch-Instituts fur Alten- und Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen fiir Men-
schen mit Beeintrdchtigungen und Behinderungen und fiir den 6ffentlichen Gesundheitsdienst (Version 24) vom
24.11.2021, S. 4). Sie haben einen erhéhten Unterstiitzungs- und Betreuungsbedarf und kénnen ihre Kontakte nur
schwer beeinflussen. Durch eine gemeinsame rdumliche Unterbringung, die Teilnahme an gemeinsamen Aktivi-
taten und/oder haufig langer andauerndem nahem physischen Kontakt bei Betreuungstatigkeiten durch wechseln-
des Personal ist das Risiko einer Infektion zusétzlich erhoht. Es kam bundesweit zu COVID-19-Ausbrlchen in
Pflegeheimen und in Einrichtungen fir Menschen mit Behinderungen, teilweise mit Todesfallen.

Insbesondere Menschen mit geistigen oder psychischen Behinderungen sind einem erhéhten Expositionsrisiko
ausgesetzt, wenn sie Zeit in Einrichtungen verbringen. Aufgrund ihrer kognitiven Beeintrachtigungen haben Be-
troffene nachweislich ein grundsétzlich erhohtes Infektionsrisiko, da das strikte Einhalten von Hygiene- und Ab-
standsregelungen hdufig nicht eigenverantwortlich sichergestellt werden kann (vgl. STIKO-Empfehlung zur CO-
VID-19-Impfung, Aktualisierung vom 29. Januar 2021, S. 50 f.).

Eine regelméRige Testung kann zwar in einem bestimmten Zeitfenster akute Infektionen entdecken und damit das
Risiko eines Eintrags in gewissem Umfang verringern. Eine Testung kann aber keinen gleichwertigen Schutz zu
einer vollstdndigen Immunisierung gerade bei Kontakt mit besonders vulnerablen Personengruppen darstellen.

Daher wird fur solche Einrichtungen und Unternehmen, in denen sich typischerweise eine Vielzahl von besonders
vulnerablen Personen aufhalten oder die von diesen Einrichtungen und Unternehmen versorgt werden, vorge-
schrieben, dass dort tatige Personen geimpft oder genesen sein miissen oder ein &rztliches Zeugnis Uber das Be-
stehen einer Kontraindikation gegen eine Impfung gegen COVID-19 besitzen. Die Verpflichtung gilt ab dem 15.
Marz 2022. Auf ein konkretes Vertragsverhaltnis zwischen der jeweiligen Einrichtung und der dort tatigen Person
kommt es fiir die Verpflichtung nicht an.

Eine solche Malinahme ist notwendig, weil in diesen Einrichtungen nach mehrmonatiger Impfkampagne noch
relevante Impfliicken bestehen. Schatzungen zur Impfquote bei medizinischem Personal und Pflegepersonal aus
der COVIMO-Studie (8. Welle, Erhebungszeit-raum: 08.09. - 15.10.21, Bericht online verfligbar unter:
www.rki.de/covimo) legen nahe, dass die Impfquote bei diesen Personengruppen vergleichbar ist mit derjenigen
in der Allgemeinbevolkerung, hier also ebenfalls noch relevante Impfliicken bestehen (88 % [95 % KI: 84; 93]
fur medizinisches Personal und Pflegepersonal, 87 % [95 % KI: 85; 89] fur Berufsgruppen ohne besonderes An-
steckungsrisiko), wobei im Rahmen der Studie sogar noch von einer Uberschatzung der Impfquoten ausgegangen
werden muss. Im Rahmen eines vom RKI in 165 nicht représentativen Altenpflegeheimen durchgefthrten Moni-
torings waren nach vorlaufigen Berechnungen 83 % [95 % KI: 82; 84] aller Beschéftigten und 82 % [95 % KI:
81; 83] der Beschaftigten mit engem Kontakt zu Bewohnenden vollstandig gegen COVID-19 geimpft. Acht (5
%) der Altenpflegeheime hatten eine Impfquote aller Beschaftigten unter 50 % (Stand: 23.11.21., bislang nicht
publizierte Daten).
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In den Nummern 1 bis 3 werden die besonders schutzbeddirftigen Settings abschlieBend aufgezéhlt. Die Vorschrif-
ten gelten nicht fir die in den Einrichtungen oder von den Unternehmen behandelten, betreuten, gepflegten oder
untergebrachten Personen.

Erfasst werden nicht nur zeitlich ganz voriibergehend (nicht nur jeweils wenige Minuten, sondern Uber einen
langeren Zeitraum) in den Einrichtungen und Unternehmen tatige Personen.

Die Art der Beschaftigung (Arbeitsvertrag, Leiharbeitsverhdltnis, Praktikum, Beamtenverhaltnis etc.) ist ohne
Bedeutung. Bei den erfassten Personen handelt es sich beispielsweise um medizinisches bzw. Pflege- und Betreu-
ungspersonal einschliel3lich zusatzlicher Betreuungskréfte nach 8 53b SGB XI, aber auch andere dort tétige Per-
sonen wie zum Beispiel Hausmeister oder Transport-, Kiichen- oder Reinigungspersonal. Erfasst sind auch Aus-
zubildende, Personen, welche ihren Freiwilligendienst (nach dem BFDG oder JFDG) ableisten, ehrenamtlich Té-
tige, Praktikanten sowie Zeitarbeitskrafte.

Die Anforderungen an den Impf- oder Genesenenstatus ergeben sich aus 8 2 Nummer 2 oder Nummer 4 der CO-
VID-19-Schutzmalnahmen-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 in der jeweils geltenden Fassung. Eine ge-
impfte Person ist danach eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie ausgestellten Impfnachweises
ist. Eine genesene Person ist eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie ausgestellten Genesenen-
nachweises ist.

Zu Nummer 1

Zu den besonders schutzbedirftigen Settings zéhlen zunéchst die Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Absatz 1
Nummer 1 bis 10: Krankenh&user, Einrichtungen fiir ambulantes Operieren, VVorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen (auch soweit keine den Krankenhausern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt), Einrichtun-
gen nach § 51 SGB IX und Dienste der beruflichen Rehabilitation, Dialyseeinrichtungen, Tageskliniken, Entbin-
dungseinrichtungen einschliel3lich freiberuflich tatiger Hebammen (dazu gehdren auch ambulante hebammenge-
leitete Einrichtungen nach § 134a des Finften Buches Sozialgesetzbuch), Behandlungs- oder Versorgungsein-
richtungen, die mit einer der in den Buchstaben a bis f genannten Einrichtungen vergleichbar sind, Arztpraxen,
Zahnarztpraxen, Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, Einrichtungen des 6ffentlichen Gesundheits-
dienstes, in denen medizinische Untersuchungen, PréaventionsmaRnahmen oder ambulante Behandlungen durch-
gefuhrt werden und Rettungsdienste. Erfasst werden insbesondere auch sozialpadiatrische Zentren nach § 119 des
Funften Buches Sozialgesetzbuch sowie medizinische Behandlungszentren fiir Erwachsene mit geistiger Behin-
derung oder schweren Mehrfachbehinderungen nach § 119c des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 2

Zu den besonders schutzbedirftigen Settings zéhlen auch voll- oder teilstationédre Einrichtungen zur Betreuung
und Unterbringung alterer, behinderter oder pflegebedrftiger Menschen oder Unternehmen, die diesen Einrich-
tungen vergleichbare Dienstleistungen anbieten.

Aus dem Bereich der Eingliederungshilfe z&hlen dazu besondere Wohnformen fiir Menschen mit Behinderungen
und Werkstatten fiir behinderte Menschen im Sinn des § 219 SGB IX, andere Leistungsanbieter nach § 60 SGB
IX sowie andere vergleichbare tagesstrukturierende Angebote (z. B. Tagesforderstatten) inklusive der Unterneh-
men, die von diesen Einrichtungen beauftragt sind, um die betreuten Menschen mit Behinderungen zu beférdern
(z. B. Fahrdienst zur und von der Werkstatt fur behinderte Menschen). Dabei wird bei den Werkstéatten flr behin-
derte Menschen auf die Einrichtung insgesamt abgestellt, somit nicht zwischen Eingangsverfahren bzw. Berufs-
bildungsbereich einerseits und dem Arbeitsbereich andererseits unterschieden. Auch vollstationdre Einrichtungen
(z. B. betreute Wohngruppen fiir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen) und teilstationére Einrichtungen (z.
B. Heilpadagogische Tagesstatten, heilpadagogische Kitas) fiir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen zéhlen
hierzu. Nicht erfasst werden hingegen Angebote des familienanalogen Wohnens sowie inklusive Kindertagesein-
richtungen, da dort von einem anderen Sachverhalt auszugehen ist.

Zu Nummer 3

Umfasst sind insbesondere auch Personen, die in ambulanten Pflegediensten und weiteren Unternehmen, die den
Einrichtungen nach Nummer 2 vergleichbare Dienstleistungen im ambulanten Bereich anbieten, tétig sind. Damit
sind im Bereich der Pflegversicherung alle nach 8 72 SGB XI zugelassenen ambulanten Pflegeeinrichtungen
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(Pflegedienste) und die Betreuungsdienste, fur die Vorschriften, die gemall SGB Xl fiir Pflegedienste gelten, ent-
sprechend anzuwenden sind, sowie die Einzelpflegekréfte gemal § 77 SGB XI erfasst.

Insbesondere fallen darunter auch ambulante Pflegedienste, die ambulante Intensivpflege in Einrichtungen,
Wohngruppen oder sonstigen gemeinschaftlichen Wohnformen erbringen.

Zu den Unternehmen, die Menschen mit Behinderungen ambulant betreuen, zahlen im Sinne dieser Vorschrift
insbesondere:

o ambulant betreute Wohngemeinschaften fiir Menschen mit Behinderungen und andere Unternehmen, die
Assistenzleistungen nach § 78 SGB IX erbringen.

e Unternehmen, die Leistungen der interdisziplindren Friiherkennung und Friihférderung nach 8 42 Ab-
satz 2 Nummer 2 und § 46 SGB 1X in Verbindung mit der Frihférderungsverordnung oder heilpadago-
gische Leistungen nach § 79 SGB IX erbringen.

o Beforderungsdienste, die Leistungen nach § 83 Absatz 1 Nummer 1 SGB 1X erbringen.

Zudem werden auch Unternehmen erfasst, die beauftragt sind, um die betreuten Menschen mit Behinderungen zu
befdrdern.

Die zuvor genannten Unternehmen, in denen Menschen mit Behinderungen betreut werden, wurden im Hinblick
auf den Schutz vulnerabler Personengruppen vor einer COVID-19 Erkrankung im Sinne dieser Vorschrift insbe-
sondere als besonders schutzbedirftige Settings eingestuft. Es besteht jedoch kein Automatismus, dass die hier
genannten Unternehmen § 36 Abs. 1 Nr. 7 IfSG unterfallen.

Ebenfalls zu den besonders schutzwirdigen Settings z&hlen Leistungsberechtigte nach § 29 SGB 1X, da im Rah-
men des personlichen Budgets fiir diese die gleichen Leistungen erbracht werden wie in den Einrichtungen und
Unternehmen. Die Leistungsberechtigten gehdren ebenfalls zur Gruppe der vulnerablen Personen und organisie-
ren und beschaffen sich die Leistungen im Rahmen des personlichen Budgets lediglich selbst. Der Umstand, dass
sich die Leistungsberechtigten nicht in einer Einrichtung befinden, sondern sich die Leistungen selbst beschaffen,
fuhrt nicht zu einem Wegfall ihrer Schutzbedirftigkeit.

Nicht erfasst sind Angebote zur Unterstlitzung im Alltag im Sinne von § 45a Absatz 1 Satz 2 des Elften Buches
Sozialgesetzbuch zéhlen nicht zu den Dienstleistungen, sofern sie nicht gleichzeitig als Pflegeeinrichtungen ge-
maRk § 72 SGB XI zugelassen sind.

Nicht zu den in den Einrichtungen oder Unternehmen téatigen Personen zé&hlen die dort behandelten, betreuten,
gepflegten oder untergebrachten Personen. Menschen mit Behinderungen, die in Werkstétten fiir behinderte Men-
schen beschaftigt sind, unterfallen nicht der Impfpflicht, da auch andere Betreute nicht erfasst sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Verfahren fur Personen, die in den genannten Einrichtungen bereits tatig sind: Personen, die
in den in Absatz 1 genannten Einrichtungen oder Unternehmen tétig sind, haben der jeweiligen Leitung der Ein-
richtung oder des Unternehmens bis zum Ablauf des 15. Méarz 2021 einen Impf- oder Genesenennachweis oder
ein drztliches Zeugnis tber eine Kontraindikation gegen eine Impfung gegen COVID-19 vorzulegen.

Die Anforderungen an den Impf- oder Genesenennachweis ergeben sich aus § 2 Nummer 3 oder Nummer 5 der
COVID-19-SchutzmaBnahmen-Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden Fassung.

Ein Impfnachweis ist ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vollstandigen Schutzimpfung gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, franzdsischer, italienischer oder spanischer Sprache in ver-
korperter oder digitaler Form, wenn die zugrundeliegende Schutzimpfung mit einem oder mehreren vom Paul-
Ehrlich-Institut im Internet unter der Adresse https://www.pei.de/impfstoffe/covid-19 genannten Impfstoffen er-
folgt ist, und a) entweder aus einer vom Paul-Ehrlich-Institut veréffentlichten Anzahl von Impfstoffdosen, die fur
eine vollstandige Schutzimpfung erforderlich ist, besteht und seit der letzten erforderlichen Einzelimpfung min-
destens 14 Tage vergangen sind oder b) bei einer genesenen Person aus einer verabreichten Impfstoffdosis besteht.

Ein Genesenennachweis ist ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vorherigen Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, franzdsischer, italienischer oder spanischer Sprache in verkdrperter
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oder digitaler Form, wenn die zugrundeliegende Testung durch eine Labordiagnostik mittels Nukleinsdurenach-
weis (PCR, PoC-PCR oder weitere Methoden der Nukleinsdureamplifikationstechnik) erfolgt ist und mindestens
28 Tage sowie maximal 6 Monate zuriickliegt.

Es ist davon auszugehen, dass bis zum Ablauf der Frist am 15. Marz 2022 ein vollstandiger Impfschutz erlangt
werden kann.

Alternativ kann auch ein arztliches Zeugnis vorgelegt werden, aus dem hervorgeht, dass eine COVID-19-Schutz-
impfung bei der betroffenen Person aus medizinischen Griinden nicht moéglich ist.

Es sind die Vorgaben des Datenschutzrechtes zu beachten. Wenn die Nachweise bzw. das &rztliche Zeugnis im
Rahmen eines Beschéftigungsverhaltnisses vorzulegen sind, kann die Datenverarbeitung, soweit sie nicht bereits
nach § 23a bzw. § 36 Abs. 3 IfSG zulassig ist, auf § 26 Abs. 3 Satz 1 bzw. auf § 22 Absatz 1 Buchstabe ¢ Bun-
desdatenschutzgesetz in Verbindung mit § 20a IfSG gestiitzt werden. Die Pflicht, in den genannten Einrichtungen
und Unternehmen nur mit Impf- oder Genesenennachweis oder &rztlichem Zeugnis uber das Vorliegen einer
Kontraindikation tatig zu sein, stellt eine gesetzliche Tatigkeitsvoraussetzung und damit eine rechtliche Pflicht
aus dem Arbeitsrecht im Sinne des § 26 Absatz 3 Satz 1 BDSG dar. Eine uber die Nachweise bzw. das arztliche
Zeugnis hinausgehende Verarbeitung von Gesundheitsdaten, wie zum Beispiel dem Grund, aus dem sich eine
Kontraindikation ergibt, ist nicht zulassig. Nach § 22 Absatz 2 BDSG sind angemessene und spezifische Mal3-
nahmen zur Wahrung der Interessen der betroffenen Personen vorzusehen.

Die in Absatz 2 vorgesehene, auf die genannten Personengruppen bezogene Pflicht, die entsprechenden Nach-
weise vorzulegen, dient einer effizienten Implementierung der im Absatz 1 vorgesehenen Impfpflicht und damit
unmittelbar dem Schutz von besonders vulnerablen Personengruppen. Es stehen keine milderen und gleich geeig-
neten Mittel zur Verfiigung, als die Verpflichtung zur VVorlage der Nachweise gegentber der Leitung der jeweili-
gen Einrichtung bzw. des jeweiligen Unternehmens. Damit ist der mit der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten verbundene Eingriff in die informationelle Selbstbestimmung der betroffenen Personengruppen verhéltnis-
maRig.

Wenn der Nachweis nach Satz 1 nicht bis zum Ablauf des 15. Marz 2022 vorgelegt wird oder Zweifel an der
Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Ein-
richtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige
Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, dariiber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt per-
sonenbezogene Daten (§ 2 Nummer 16) zu Ubermitteln. Die Datentibermittlung und Verarbeitung erfolgt insoweit
auf der Grundlage des Artikels 9 Absatz 2 Buchstabe i Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung mit § 22
Absatz 1 Buchstabe ¢ Bundesdatenschutzgesetz.

Die oberste Landesgesundheitsbehdrde oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass der Nachweis
nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens, sondern dem Gesundheitsamt
oder einer anderen staatlichen Stelle gegeniiber zu erbringen ist. Die oberste Landesgesundheitsbehdrde kann
ebenfalls bestimmen, dass die Benachrichtigung nach Satz 2 durch die benannte Stelle zu erfolgen hat oder dass
die Benachrichtigung nicht gegeniiber dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder
das jeweilige Unternehmen befindet, sondern gegeniiber einer anderen staatlichen Stelle zu erfolgen hat.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt das Verfahren flr Personen, die in den genannten Einrichtungen ab dem 16. Mé&rz 2022 neu tétig
werden wollen. Personen, die in den genannten Einrichtungen oder Unternehmen ab dem 16. Marz 2022 tétig
werden sollen, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens vor Beginn ihrer
Tatigkeit einen Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 (Impf- oder Genesenennachweis, drztliches Zeugnis) vorzulegen.
Wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung
der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziiglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk
sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, dartiber zu benachrichtigen und dem
Gesundheitsamt personenbezogene Daten (8 2 Nummer 16) zu ubermitteln.

Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend: Die oberste Landesgesundheitsbehdrde oder die von ihr bestimmte Stelle kann
bestimmen, dass der Nachweis nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens,
sondern dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle gegeniiber zu erbringen ist. Die oberste Lan-
desgesundheitsbehtrde kann ebenfalls bestimmen, dass die Benachrichtigung nach Satz 2 durch die benannte
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Stelle zu erfolgen hat oder dass die Benachrichtigung nicht gegeniiber dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich
die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, sondern gegeniber einer anderen staatlichen
Stelle zu erfolgen hat.

Eine Person nach Satz 1, die keinen Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 vorlegt, darf nicht in Einrichtungen oder
Unternehmen nach Absatz 1 Satz 1 beschaftigt werden. Eine Person nach Satz 1, die tiber keinen Nachweis nach
Absatz 2 Satz 1 verfligt oder diesen nicht vorlegt, darf nicht in Einrichtungen oder Unternehmen nach Absatz 1
Satz 1 tatig werden (betrifft nicht im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhéltnis tatige Personen). Im Ergebnis
entfallt fiir diesen Personenkreis die Lohnzahlungspflicht des Arbeitgebers (8 326 Absatz 1 BGB, 88 326 Ab-
satz 2, 615 und 616 BGB sind nicht einschlagig). Weitere arbeitsrechtliche Konsequenzen kdénnen im Einzelfall
in Betracht kommen.

Die oberste Landesgesundheitsbehdrde oder die von ihr bestimmte Stelle kann allgemeine Ausnahmen von den
Sdtzen Satz 4 und 5 zulassen, wenn das Paul-Ehrlich-Institut auf seiner Internetseite einen Lieferengpass zu allen
Impfstoffen mit einer Komponente gegen das Coronavirus SARS-CoV-2, die fur das Inverkehrbringen in
Deutschland zugelassen oder genehmigt sind, bekannt gemacht hat; parallel importierte und parallel vertriebene
Impfstoffe mit einer Komponente gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 bleiben unberucksichtigt.

Zu Absatz 4

Soweit ein Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 ab dem 16. Méarz 2022 seine Gultigkeit aufgrund Zeitablaufs verliert,
haben Personen, die in den genannten Einrichtungen oder Unternehmen tétig sind, der Leitung der jeweiligen
Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens einen Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 vor Ablauf der Glltigkeit
des bisherigen Nachweises vorzulegen. Das kann insbesondere der Fall sein, wenn ein Genesenennachweis nach
sechs Monaten seine Wirksamkeit verliert. Ebenso kommen spatere Anpassungen der COVID-19-Schutzmalinah-
men-Ausnahmenverordnung in Betracht, nach der Impfnachweise ihre Gultigkeit ohne Auffrischungsimpfung
verlieren kdnnen.

Wenn der Nachweis nicht bis zum Ablauf der Giltigkeit des bisherigen Nachweises vorgelegt wird oder Zweifel
an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen
Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziglich nach Ablauf der Gultigkeit des bisherigen Nachwei-
ses das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet,
dartiber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt die erforderlichen personenbezogenen Daten zu tibermitteln.

Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend: Die oberste Landesgesundheitsbehdrde oder die von ihr bestimmte Stelle kann
bestimmen, dass der Nachweis nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens,
sondern dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle gegeniiber zu erbringen ist. Die oberste Lan-
desgesundheitsbehdrde kann ebenfalls bestimmen, dass die Benachrichtigung nach Satz 2 durch die benannte
Stelle zu erfolgen hat oder dass die Benachrichtigung nicht gegeniiber dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich
die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, sondern gegentber einer anderen staatlichen
Stelle zu erfolgen hat.

Zu Absatz 5

Personen, die in den genannten Einrichtungen oder Unternehmen tétig werden, haben dem Gesundheitsamt, in
dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, auf Anforderung einen
Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 vorzulegen.

Bestehen Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises, so kann das Gesund-
heitsamt Ermittlungen einleiten und eine &rztliche Untersuchung dazu anordnen, ob die betroffene Person auf-
grund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) geimpft
werden kann.

Das Gesundheitsamt kann einer Person, die trotz der Anforderung nach Satz 1 keinen Nachweis innerhalb einer
angemessenen Frist vorlegt oder der Aufforderung zu einer arztlichen Untersuchung nicht Folge leistet, untersa-
gen, dass sie die dem Betrieb einer in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtung oder eines in Absatz 1 Satz 1 ge-
nannten Unternehmens dienenden Raume betritt oder in einer solchen Einrichtung oder einem solchen Unterneh-
men tatig wird. Aufgrund dieser Rechtsfolge ist von einer zwangsweisen Durchsetzung der drztlichen Untersu-
chung abzusehen. Soweit das Paul-Ehrlich-Institut auf seiner Internetseite einen Lieferengpass zu allen Impfstof-
fen mit einer Komponente gegen das Coronavirus SARS-CoV-2, die fir das Inverkehrbringen in Deutschland
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zugelassen oder genehmigt sind, bekannt gemacht hat ist von entsprechenden Untersagungen abzusehen. Im Er-
gebnis entfallt fur diesen Personenkreis die Lohnzahlungspflicht des Arbeitgebers (§ 326 Absatz 1 BGB, 8§ 326
Absatz 2, 615 und 616 BGB sind nicht einschlagig). Weitere arbeitsrechtliche Konsequenzen kénnen im Einzel-
fall in Betracht kommen.

Der Eingriff in das Grundrecht der Freiheit der Berufsausiibung (Artikel 12 Absatz 1 GG) bei der Erteilung des
Tatigkeitsverbots ist grundsétzlich durch die mit Satz 1 verfolgten Zwecke des ¢ffentlichen Gesundheitsschutzes
und des Schutzes vulnerabler Personengruppen vor einer COVID-19 Erkrankung gerechtfertigt. Das Gesundheits-
amt hat das Grundrecht bei der Bemessung der Dauer des Verbotes zu berlicksichtigen.

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine vom Gesundheitsamt angeordnete &rztliche Untersuchung oder
ein vom Gesundheitsamt erteiltes Verbot haben keine aufschiebende Wirkung.

Zu Absatz 6

Die Pflicht, einen ausreichenden Impfschutz gegen SARS-CoV-2 aufweisen zu mussen, beriihrt das Grundrecht
der korperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 GG), auch wenn die Freiwilligkeit der Impfentschei-
dung selbst unberthrt bleibt. Der Eingriff ist durch die damit verfolgten 6ffentlichen Ziele des Gesundheitsschut-
zes gerechtfertigt. Zum Schutz der Personen in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen vor den teilweise
schwer verlaufenden Infektionen ist eine gesetzliche Verpflichtung zum Vorhandensein von Immunitat oder Impf-
schutz gegen SARS-CoV-2 bei den in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen verhéltnismaRig. In oder von den
genannten Einrichtungen oder Unternehmen behandelte, betreute, gepflegte oder untergebrachte Personen sind
zudem typischerweise als vulnerabel einzustufen und kénnen sich teilweise nicht selbst hinreichend vor Infektio-
nen schiitzen. Das Risiko von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 ist als gering einzustufen.
Far Personen, die ohne erhebliche Gefahr fur ihr Leben oder ihre Gesundheit nicht geimpft werden kénnen, sieht
das Gesetz Ausnahmen vor.

Zu 8§ 20b

Der neue 8 20b berechtigt angesichts der aktuellen Phase der COVID-19-Pandemie im Hinblick auf die jetzt
notwendige schnelle Organisation und Durchfiihrung der Auffrischungsimpfungen zusétzlich zu Arztinnen und
Arzten ausnahmsweise auch Zahnarzte und Zahnarztinnen, Tierdrzte und Tierdrztinnen sowie Apotheker und
Apothekerinnen zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2.

Zu Absatz 1

Nach § 20 Absatz 4 ist jeder Arzt bzw. jede Arztin zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen berechtigt. Mit dem
neuen § 20b wird von dieser Regelung abweichend die Berechtigung zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen
gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auf Zahnérzte und Zahndrztinnen, Tierédrzte und Tierdrztinnen sowie Apo-
theker und Apothekerinnen erweitert. Diese Erweiterung gilt nur in Bezug auf Schutzimpfungen gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 bei Personen, die das 12. Lebensjahr vollendet haben. Die Regelung soll das Ziel
unterstiitzen, moglichst zeitnah den Schutz des Einzelnen und eine hinreichend breite Immunitét in der Bevélke-
rung zu erreichen, um die Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 einzudammen. Da der Impfstoff des Her-
stellers BioNTech/Pfizer hinsichtlich Zusammensetzung und Dosierung bei Erwachsenen sowie Kindern und Ju-
gendlichen ab 12 Jahren identisch ist und angesichts der bestehenden Erfahrungen mit den Corona-Schutzimp-
fungen bei den 12 bis 17-Jahrigen (die Impfquote der vollstandig Geimpften in dieser Gruppe néhert sich 50
Prozent), wird die Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 durch die genannten
Personengruppen bei Personen ab dem 12. Lebensjahr ermdglicht.

Zahnérzte und Zahnéarztinnen sowie Apotheker und Apothekerinnen haben eine tragende Rolle in der Gesund-
heitsversorgung. So beherrschen Zahnérzte und Zahnérztinnen insbesondere auch die Betreuung von Patienten
und Patientinnen sowie den Umgang mit Spritzen. Im Zusammenhang mit einer Impfung gilt dies auf Grundlage
der zahnmedizinischen Ausbildungen hingegen in dieser Form nicht. Tierdrzte und Tierdrztinnen verfligen Uber
die — wenn auch in Bezug auf Tiere — erforderlichen Kompetenzen fiir die Durchfiihrung von Schutzimpfungen.
Apotheker und Apothekerinnen beherrschen ebenfalls die Gesprachsfiihrung mit Patienten und Patientinnen, ins-
besondere in Bezug auf die Beratung, sowie den Umgang mit Arzneimitteln.

Die Durchflihrung von Schutzimpfungen umfasst neben dem Setzen der Spritze auch die Anamnese, Aufklarung,
Impfberatung sowie die Beobachtung im Anschluss an die Impfung und unter Umstédnden auch das Beherrschen
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und Anwenden von NotfallmalBnahmen im Falle von akuten Impfreaktionen. Die dafir erforderlichen Kompeten-
zen werden Zahndrztinnen und Zahnérzten, Tierdrzte und Tierdrztinnen sowie Apothekern und Apothekerinnen
im Rahmen ihrer Ausbildung nicht vermittelt.

Um sicherzustellen, dass Zahnérzte und Zahnérztinnen, Tierdrzte und Tierdrztinnen sowie Apotheker und Apo-
thekerinnen die Schutzimpfungen und Auffrischungsimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auch fir
die zu impfende Person sicher durchfiihren kénnen, wird geregelt, dass sie zuvor an einer arztlichen Schulung
teilnehmen mussen.

Mit der Regelung wird zum einen ermdglicht, dass Zahnérztinnen und Zahnarzte, Tierdrztinnen und Tierarzte
sowie Apothekerinnen und Apotheker insbesondere in geeigneten Raumlichkeiten Schutzimpfungen gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 durchfiihren kdnnen, d.h. die R&umlichkeiten mussen Uber eine entsprechende Aus-
stattung verfugen. Das kann die eigene Praxis sein, aber auch angemietete Raumlichkeiten oder auch die Téatigkeit
in einem Impfzentrum kommen in Betracht. Zum anderen wird die Moglichkeit eroffnet, dass Angehdrige der
genannten Berufsgruppen Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auch unabhdngig von derarti-
gen Raumlichkeiten durchfihren kdnnen, wenn sie in einer geeigneten Struktur, insbesondere in ein mobiles
Impfteams im Sinne der Coronavirus-Impfverordnung, eingebunden sind. Damit sollen Angehdrige der genannten
Berufsgruppen moglichst flexibel, insbesondere auch in mobile Impfungen von Menschen, einbezogen werden
konnen, die hinsichtlich ihrer Mobilitat eingeschrankt sind.

Zudem ist die Durchfuhrung der Schutzimpfung nur gestattet, sofern das Berufsrecht dem nicht entgegensteht.
MaRgeblich sind in diesem Zusammenhang insbesondere die Regelungen in den jeweiligen Berufsordnungen der
Zahnérztekammern, der Tierdrztekammern und der Apothekerkammern.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt, welche Inhalte die Schulung nach Absatz 1 zu vermitteln hat. Die Schulung soll dabei alle Kennt-
nisse, Féhigkeiten und Kompetenzen vermitteln, die fur eine sichere Durchfilhrung der Schutzimpfung gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 erforderlich sind. Die Aufz&hlung der Inhalte ist dabei nicht abschlieRend. Zudem soll
die Schulung auf die zu schulende Berufsgruppe der Zahnérzte und Zahnérztinnen, Tierdrzte und Tierdrztinnen
sowie Apotheker und Apothekerinnen zugeschnitten werden. So verfiigt ein Zahnarzt bzw. eine Zahndrztin z.B.
uber die fur die Aufklarung der Patienten und Patientinnen erforderlichen Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompe-
tenz, sodass Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen zu diesem Aspekt nur in Bezug auf die Durchfiihrung der
Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 zusétzlich vermittelt werden mdissten. Tierérzte und Tier-
&rztinnen verfligen zwar (ber die fur die Behandlung — einschlieRlich der Durchfiihrung von Schutzimpfungen —
erforderlichen Kompetenzen. Allerdings erstrecken sich diese auf die Behandlung von Tieren, sodass die fur die
Durchfuhrung von Schutzimpfungen bei Menschen erforderlichen Kompetenzen zu vermitteln sind. Apothekern
und Apothekerinnen werden dagegen die erforderlichen Kompetenzen insbesondere fiir die Aufklarung, die Ver-
abreichung des Impfstoffs sowie zu Notfallmainahmen in der Schulung vermittelt werden mdissen.

Apotheker und Apothekerinnen, die bereits im Rahmen von Modellvorhaben nach 8§ 132j SGB V in der Durch-
fuhrung von Grippeschutzimpfungen arztlich geschult wurden, verfugen Uber die erforderlichen Kompetenzen
fur die Durchfihrungen von Schutzimpfungen bei Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Die Schu-
lungen nach 8§ 132j SGB V berechtigen daher zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus
SARS-CoV-2 nur bei Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Fir Impfungen von Personen zwischen
12 und 17 Jahren, sind entsprechende Erganzungsschulungen durchzufiihren.

Zu Absatz 3

Mit Absatz 3 wird geregelt, dass die Bundesapothekerkammer flr die &rztlichen Schulungen der Apothekerinnen
und Apotheker, die Bundeszahnarztekammer fur die &rztlichen Schulungen der Zahnérztinnen und Zahnérzte und
die Bundestierérztekammer fir die &rztlichen Schulungen der Tierérzte und Tierédrztinnen jeweils in Zusammen-
arbeit mit der Bundeséarztekammer bis zum 31. Dezember 2021 ein Mustercurriculum entwickeln. Damit soll
sichergestellt werden, dass die Schulungen bundesweit mdglichst einheitlich durchgefuhrt werden und ziigig be-
ginnen kénnen. Bei der Entwicklung des Mustercurriculums soll auch auf die Erfahrungen aus der Entwicklung
der &rztlichen Schulungen fur Grippeschutzimpfungen im Rahmen von Modellvorhaben nach § 132j SGB zurlick-
gegriffen werden. Besonders zu berticksichtigen ist, dass die Schulungen gezielt auf die Impfung der Personen-
gruppe zwischen 12 und 17 Jahren eingehen. Fur Apothekerinnen und Apotheker, die bereits im Rahmen von
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Modellvorhaben nach § 132j SGB V geschult sind, sind daher entsprechende Mdoglichkeiten fiir Ergénzungs-
schulungen zu entwickeln. Die Durchflihrungen der &rztlichen Schulungen kann insbesondere durch die zustan-
dige Landesapothekerkammer, Landeszahnarztekammer bzw. Landestierarztekammer erfolgen.

Zu Absatz 4

Acrtikel 4 stellt klar, dass dartiber hinaus auch weiterhin die Moglichkeit der Delegation arztlicher Téatigkeiten auf
nichtérztliches Gesundheitspersonal besteht. Insbesondere die Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2, egal ob Grundimmunisierung oder Auffrischungsimpfung, kann delegiert werden.
Hierflr eignen sich Berufsgruppen, die aufgrund ihrer Ausbildung grundsétzlich ber die erforderlichen Kennt-
nisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten sowie Uber eine aktuelle Berufserfahrung und Kenntnisse zum Umgang mit
dem Impfstoff und zu medizinischen Fragen tber Wirkung und Nebenwirkung des eingesetzten Impfstoffs ver-
figen, um sowohl die Impfung selbst durchzufiihren wie auch erste Notfallmalinahmen im Fall anaphylaktischer
oder sonstiger Reaktionen einleiten zu kénnen. Dies dirfte im Grundsatz insbesondere auf Pflegefachpersonen
und Hebammen zutreffen. Apothekerinnen und Apotheker sowie Zahnérztinnen und Zahnérzte kénnen die erfor-
derlichen Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten im Rahmen einer Schulung erwerben. Die bestehende M&g-
lichkeit der Delegation arztlicher Aufgaben sollte bestmdglich genutzt werden, um die Anzahl der durchgefiihrten
Schutzimpfungen weiter zu erhéhen.

Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

Es wird eine klarstellende Erganzung vorgenommen, indem konkretisiert wird, dass die zur Testung verantwort-
liche Person die zur Durchfiihrung oder Uberwachung der Testung befugte Person ist.

Zu Buchstabe b

Vor dem Hintergrund, dass bei Testungen einheitliche Standards auch bei der Dokumentation gelten sollen, wer-
den die in Absatz 4b Nummer 2 genannten Anforderungen auch fiir die Testdokumentation nach Absatz 4d Num-
mer 2 klarstellend ergénzt.

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Klarstellung, dass nicht nur die in § 28 Absatz 1 Satz 2 genannten Einrichtungen Betriebe
erfasst sind.

Zu Buchstabe b

In § 28a wird der Katalog ausgeschlossener SchutzmalRnahmen prézisiert. Ausgeschlossen sind:
1. die Anordnung von Ausgangsbeschrankungen,

2. die Untersagung der Sportausiibung und SchlieBung von Sporteinrichtungen,

3. die Untersagung von Versammlungen oder Aufziigen im Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes und von
religiosen oder weltanschaulichen Zusammenk(inften,

4. die Untersagung von Reisen,
die Untersagung von Ubernachtungsangeboten,

6. die SchlieBung von Betrieben, Gewerben, Einzel- oder Grofthandel, sofern es sich nicht gastronomische Ein-
richtungen oder um Freizeit- oder Kultureinrichtungen oder um Messen oder Kongresse handelt,

7. die Schliefung von Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von § 33.

Nummer 2 stellt klar dass schwerpunktmaRig der Sportausiibung dienende Sporteinrichtungen wie Fitnesscenter
oder Schwimmbhallen nicht geschlossen werden dirfen.

Indem in der Aufzéhlung der Nummer 3 Veranstaltungen und Ansammlungen entfallen, sind Veranstaltungen
jeglicher Art, sofern sie nicht eine Versammlung oder ein Aufzug im Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes oder
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eine religidse oder weltanschauliche Zusammenkunft darstellen, untersagbar. Untersagbar sind danach insbeson-
dere Sportveranstaltungen mit einem gréReren Publikum.

Nummer 6 stellt klar, dass es mdoglich ist, gastronomische Einrichtungen, Freizeit- oder Kultureinrichtungen zu
schliel3en sowie die Durchfiihrung von Messen und Kongressen zu untersagen.

Zu Buchstabe ¢

Far Schutzmainahmen, die nach § 28a Absatz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2, die bis zum 25.
November 2021 in Kraft getreten sind, bleibt Absatz 1 bis zum Ablauf des 15. Februar 2022 anwendbar.

Zu Nummer 7

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine rechtsformliche Anpassung des Verweises auf die COVID-19 SchutzmaRnahmen-Aus-
nahmenverordnung.

Zu Buchstabe b

Es wird eine Klarstellung vorgenommen, dass Begleitpersonen von behandelten, betreuten, gepflegten oder un-
tergebrachten Personen, die die Einrichtung oder das Unternehmen nur fur einen unerheblichen Zeitraum betreten,
wie diese Personengruppe ebenfalls nicht als Besucher anzusehen sind. Zu den Begleitpersonen zdhlen insbeson-
dere Erziehungsberechtigte bei Minderjahrigen und Assistenzkréfte bei Menschen mit Behinderungen. Damit
wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die behandelten, betreuten, gepflegten oder untergebrachten Perso-
nen auf die Begleitpersonen im Rahmen ihrer Therapie, zur Forderung des Behandlungserfolges oder im Alltag
angewiesen sind. Diese Personen sind daher ebenso wie die behandelten, betreuten, gepflegten oder untergebrach-
ten Personen zu behandeln.

Dies gilt nicht fiir Menschen mit Behinderung, die Leistungen im Eingangsverfahren, im Berufsbildungsbereich
oder im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt fiir behinderte Menschen oder eines anderen Leistungsanbie-
ters nach 8 60 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch erhalten. Auszubildende, Studierende und Schulerinnen und
Schiiler, die die in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen zum Zweck ihrer beruflichen Bildung be-
treten, gelten ebenfalls als Beschéftigte im Sinne des Satzes 1

Fur Arbeitgeber und Beschaftigte kann die zugrundeliegende Testung auch durch Antigen-Tests zur Eigenanwen-
dung ohne Uberwachung erfolgen, wenn sie geimpfte oder genesene Personen sind; das gilt entsprechend fiir
Besucher, die als geimpftes oder genesenes medizinisches Personal die in Satz 1 genannten Einrichtungen und
Unternehmen behandelten, betreuten, gepflegten oder untergebrachten Personen zu Behandlungszwecken aufsu-
chen.

Eine Testung muss furr Arbeitgeber und Beschaftigte, die geimpfte Personen oder genesene Personen im Sinne
des § 2 Nummer 2 oder Nummer 4 der COVID-19-Schutzmanahmen-Aushahmenverordnung in der jeweils gel-
tenden Fassung sind, mindestens zweimal pro Kalenderwoche durchgefiihrt werden. Fir Besucher, die die Ein-
richtung oder das Unternehmen im Rahmen eines Notfalleinsatzes oder aus anderen Griinden ohne Kontakt zu
den in den in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen behandelten, betreuten, gepflegten oder unterge-
brachten Personen nur fiir einen unerheblichen Zeitraum betreten, gilt Satz 1 nicht. Flr Arbeitgeber und Beschaf-
tigte gilt Absatz 1 Satz 3 und 4 entsprechend.

Die in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen sind verpflichtet, ein einrichtungs- oder unternehmens-
bezogenes Testkonzept zu erstellen. Im Rahmen des Testkonzepts haben Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Num-
mer 2 Testungen auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 flr alle Beschaftigten und Besucher an-
zubieten.

Zu Buchstabe ¢

Um den Aufwand bei den Dokumentationspflichten zu verringern, werden Anderungen in Absatz 3 Satz 7 bis 9
vorgesehen. Insbesondere wird die Ubermittlungspflicht auf einen monatlichen Rhythmus und auf Daten zum
Impfstatus in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen beschrénkt und —auller bei Pflegeeinrichtungen —
von der Anforderung der zustandigen Stelle abh&ngig gemacht.
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Zu Buchstabe d

Zu Doppelbuchstabe aa
Es handelt sich um eine rechtsformliche Anpassung des Verweises.

Zu Doppelbuchstabe bb

In Absatz 5 Satz 1 wird eine bestehende Liicke in Bezug auf 3G-Nachweispflichten fiir Fahr- und Steuerpersonal
von Taxidiensten und Bus- und Flugbetrieben geschlossen Es wird eine notwendige Erganzung vorgenommen,
mit der die Anforderungen an die Nutzung der Verkehrsmittel des Luftverkehrs, des 6ffentlichen Personennah-
verkehrs und des Offentlichen Personenfernverkehrs im Hinblick auf das VVorliegen eines Impf-, Test- oder Gene-
senennachweises auch auf Fahr- und Steuerpersonal Anwendung finden. Gleichzeitig werden fir die genannten
Bereiche Ausnahmen fir Beschéftigte und Arbeitgeber von diesen Nachweispflicht vorgesehen, insofern diese
keine tétigkeitsbedingten physischen Kontakte zu anderen Personen haben. VVon physischen Kontakten ist grund-
sétzlich auszugehen, wenn bei der Tatigkeit ein Zusammentreffen mit anderen Personen nicht ausgeschlossen
werden kann, auch wenn es zu keinem direkten Kérperkontakt kommt.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es wird klargestellt, dass die Bestimmungen einer Rechtsverordnung nach § 36 Absatz 8 in Verbindung mit Ab-
satz 10 den Bestimmungen nach Satz 1 Nummer 1 vorgehen. In einer Verordnung nach diesen Vorschriften wer-
den die zur Verhinderung der Ausbreitung von einer Krankheit, die zur Feststellung der epidemischen Lage von
nationalen Tragweite geflhrt hat, notwendigen Regelungen im Zusammenhang mit Einreise und Pflichten der
Beforderer getroffen.

Zu Nummer 8

Zu Buchstabe a

Die Anpassung in Absatz 2 Satz 5 stellt klar, dass auch Zeiten nach der Aufhebung der Feststellung der epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite bis zum 19. Mérz 2022 (Absatz 1a Satz 5) in die laufende Jahresfrist nach
dieser VVorschrift einberechnet werden.

Zu Buchstabe b

Mit der Regelung wird die Frist zur Geltendmachung von Entschadigungsanspriichen nach 8 56 I1fSG im Falle
des Anspruchstibergangs auf die Bundesagentur fiir Arbeit nach 8 56 Absatz 9 IfSG bei der Gewahrung von Kurz-
arbeitergeld auf drei Jahre verléngert.

Die Bundesagentur fur Arbeit kann in dem dreistufigen Kurzarbeitergeld-Verfahren (1. Anzeige von Kurzarbeit,
2. Monatlicher Antrag auf Erstattung des vom Arbeitgeber ausgezahlten Kurzarbeitergeldes, 3. Abschlusspriifung
nach Beendigung der Kurzarbeit) mdgliche Anspruchstibergénge erst bei den Abschlusspriifungen feststellen. Bei
den derzeit beim Kurzarbeitergeld geltenden Bezugsdauern von bis zu 24 Monaten und dem Umfang der Inan-
spruchnahme von Kurzarbeit, ist es wahrscheinlich, dass die Abschlusspriifungen erst dann durchgefiihrt werden
konnen, wenn die bestehende Frist von zwei Jahren zur Geltendmachung der tibergegangenen Entschadigungsan-
spriche bereits abgelaufen ist. Ohne Fristverlangerung droht der in § 56 Absatz 9 IfSG geregelte Anspruchsiiber-
gang auf die Bundesagentur furr Arbeit in vielen Féllen ins Leere zu laufen. Um dies zu verhindern wird die Frist
fiir die Bundesagentur fiir Arbeit auf drei Jahre verlangert.

Zu Nummer 9
Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa
Die Ordnungswidrigkeitentatbestdnde werden angepasst.

Auf Grundlage des § 20a Absatz 2 bis 4 werden folgende neuen Buf3geldtatbestande eingefiihrt:

Absatz 1a Nummer 7e sanktioniert die Leitung der Einrichtung, die vorschriftswidrig Gesundheitsamt nicht, nicht
richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig benachrichtigt.
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Absatz 1a Nummer 7f sanktioniert u.a. Nichtbeachtung einer vollziehbaren Anordnung hinsichtlich eines Betre-
tungsverbotes in Bezug auf bestimmte Einrichtungen.

Absatz 1a Nummer 7g sanktioniert die Leitung der Einrichtung, die vorschriftswidrig eine Person beschéftigt. Sie
sanktioniert auch die nachweispflichtige Person, die vorschriftswidrig in einer dort genannten Einrichtung tatig
wird.

Absatz 1a Nummer 7h sanktioniert die nachweispflichtigen Personen, die vorschriftswidrig einen Nachweis nicht,
nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig vorlegen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung, die nach Ersetzung der alten Fassung des § 28b durch die
neue Fassung dieser Vorschrift notwendig wurde.

Zu Buchstabe b

Die Ordnungswidrigkeitentatbestdnde der Nummern 7e bis 7h werden in § 73 Absatz 2 ergénzt. Die Ordnungs-
widrigkeit kann daher mit einer GeldbuRe bis zu zweitausendfiinfhundert Euro geahndet werden.

Zu Artikel 2 (Weitere Anderung des Infektionsschutzgesetzes)
Flankierend dazu werden auch die entsprechenden Ordnungswidrigkeitentatbestdnde auller Kraft gesetzt.

Zu Nummer 1

Ziel der Regelung des § 20a IfSG ist es, die Impfquote in betroffenen Einrichtungen und Unternehmen kurzfristig
zu erhéhen. Sie soll daher zunéchst bis Ende 2022 gelten.

Ziel der Regelung des 8 20b IfSG ist es, sicherzustellen, dass die Nachfrage der Bevélkerung nach Schutzimp-
fungen bedient und damit eine zligige Immunitat der Bevolkerung erreicht bzw. aufgefrischt werden kann. Die
Erweiterung der zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 berechtigen Be-
rufsgruppen soll daher zeitlich bis zum 31. Dezember 2022 begrenzt werden. Uber den Zeitraum hinaus besteht
keine Notwendigkeit fir diese Erweiterung. Die Schutzimpfungen kénnen dann durch Arzte und Arztinnen nach
§ 20 Absatz 4 erfolgen.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a
Flankierend zu Nummer 1 werden auch die entsprechenden Ordnungswidrigkeitentatbestande auer Kraft gesetzt.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine notwendige Folgeanpassung.

Zu Artikel 3 (Anderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Aufgrund eines zunehmenden pandemischen Infektionsgeschehens kann regional die Notwendigkeit bestehen,
die stationdre Versorgung von Patientinnen und Patienten, die aufgrund einer Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 intensivmedizinisch behandelt werden missen, durch zusétzliche gezielte MalRnahmen aktuell und
mit Blick auf die Dynamik der Erkrankung zukiinftig sicherzustellen. Gleichzeitig muss gewéhrleistet sein, dass
die regulére stationare Versorgung von nicht an COVID-19 erkrankten Patientinnen und Patienten weiterhin im
medizinisch notwendigen Umfang sichergestellt ist.

Um negative finanzielle Folgen und Liquiditatsengpasse fur Krankenhduser, die zur Erhéhung der Verfugbarkeit
der Behandlungskapazitéten planbare Aufnahmen, Operationen und Eingriffe in medizinisch vertretbarer Weise
verschieben oder aussetzen, zu vermeiden, stellt der Bund diesen Krankenh&usern kurzfristig einen finanziellen
Ausgleich zur Verfligung, sofern bei diesen Krankenhdusern ein Belegungsriickgang im relevanten Zeitraum ein-
tritt.
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Der neue Absatz 1b regelt die Anspruchsvoraussetzungen fiir die Gewahrung der im Zeitraum zwischen dem
15. November und 31. Dezember 2021 vorgesehenen Ausgleichszahlungen. Dies sind zum einen die Kranken-
h&user, die einen Zuschlag fur die Teilnahme an der Notfallversorgung nach § 9 Absatz 1a Nummer 5 des Kran-
kenhausentgeltgesetzes vereinbart haben, unabhéngig davon, ob die Krankenhduser einen Zuschlag fur die Teil-
nahme an der Basisnotfallversorgung oder an der erweiterten oder umfassenden Notfallversorgung vereinbart
haben. Daneben sind — vergleichbar der Regelung fur die bis zum 15. Juni 2021 vorgesehenen Ausgleichszahlun-
gen — auch Krankenhauser anspruchsberechtigt, die zwar noch keine Zu- oder Abschldge fir die Teilnahme oder
Nichtteilnahme an der Notfallversorgung nach § 9 Absatz 1a Nummer 5 des Krankenhausentgeltgesetzes verein-
bart haben, die aber mindestens die Anforderungen fiir eine Teilnahme an der Basisnotfallversorgung erfiillen und
die dies gegenuiber der Landesbehdrde nachweisen. Hierfir werden die Lander im Wesentlichen auf die Feststel-
lungen im Rahmen der bis zum 15. Juni 2021 gewahrten Ausgleichszahlungen zuriickgreifen kénnen.

Absatz 2b ibernimmt im Wesentlichen das in Absatz 2 und Absatz 2a geregelte Verfahren zur Ermittlung der
Differenztage, fir die Ausgleichzahlungen geleistet werden. Die Ausgleichszahlungen sind an die berechtigten
somatischen Krankenhéuser in gleicher Hohe zu zahlen, wie sie auf Grund der COVID-19-Ausgleichszahlungs-
Anpassungs-Verordnung beziehungsweise der Anlage zu dieser Verordnung gezahlt worden sind. Im Ubrigen
ubernimmt der Absatz 2b im Wesentlichen das bisherige in 8 21 KHG geregelte Verfahren zur Ermittlung und
zur Meldung des Finanzbedarfs der Krankenhduser. Daher kann insoweit an die bestehenden administrativen
Strukturen angekniipft werden. Das bedeutet auch, dass die Lander zu einer Priifung der von den Krankenh&usern
ermittelten Betrdge verpflichtet werden. Hierdurch soll ausgeschlossen werden, dass unplausible oder unbegriin-
dete Meldungen an das Bundesamt flir Soziale Sicherung weitergegeben werden. Durch den Erhalt von Aus-
gleichszahlungen gilt der Ausnahmetatbestand des § 7 Satz 1 Nummer 2 der Pflegepersonaluntergrenzen-Verord-
nung fiir das Jahr 2021 flr den Zeitraum des Erhalts von Ausgleichszahlungen als gegeben. Die Krankenh&user
haben den Vertragsparteien nach § 11 des Krankenhausentgeltgesetzes den Erhalt von Ausgleichszahlungen an-
zuzeigen.

Absatz 4b tUbernimmt das bisherige Verfahren zur Ubermittlung des Finanzbedarfs der Krankenhéuser an das
Bundesamt flr Soziale Sicherung mit den erforderlichen Anpassungen. Wie bisher bestimmt das Bundesamt fiir
Soziale Sicherung das Néhere zum Verfahren der Anmeldung und Zahlung der Betrdge einschlieflich der Ab-
schlagszahlungen.

Durch die Anderung in Absatz 7a wird die Verpflichtung der Vertragsparteien auf Bundesebene zum Abschluss
einer Vereinbarung tber den Nachweis der freigehaltenen Bettenkapazitaten im Vergleich zu dem in Absatz 2
Satz 1 abschlieflend geregelten Referenzwert aktualisiert.

Absatz 8b regelt die Mitteilungspflichten des Bundesamtes furr Soziale Sicherung entsprechend der Regelung in
Absatz 8. AulRerdem wird die Refinanzierung der vom Bundesamt firr Soziale Sicherung aus der Liquiditatsre-
serve des Gesundheitsfonds ausgezahlten Mittel durch den Bundeshaushalt geregelt.

Mit der Regelung in Absatz 9b wird die Verpflichtung der Lander geregelt, dem Bundesministerium fir Gesund-
heit und dem GKV-Spitzenverband eine aktualisierte krankenhausbezogene Aufstellung tber die fir das Jahr
2021 insgesamt ausgezahlten Finanzmittel, d.h. fir Ausgleichzahlungen, die flr den Zeitraum vom 1. Januar 2021
bis zum 31. Dezember 2021 nach § 21 Absatz 4a und Absatz 4b ausgezahlt wurden, nach Monaten unterteilt zu
ubermitteln. Eine zeitnah vorliegende krankenhausbezogene Aufstellung der ausgezahlten Finanzmittel ist vor
dem Hintergrund der dynamischen und sich aktuell verscharfenden Entwicklung der COVID-19-Pandemie — ins-
besondere fur die Krankenhduser selbst — von besonderer Bedeutung. Dariiber hinaus wird durch die zeitnahe
Ubermittlung einer krankenhausbezogenen Aufstellung der ausgezahlten Finanzmittel die erforderliche Transpa-
renz Uber die durch die Regelung ausgeldsten Finanzstrome geschaffen. Die in der krankenhausbezogenen Auf-
stellung enthaltene Ubersicht tiber die ausgezahlten Ausgleichszahlungen sind von den Vertragsparteien auf Orts-
ebene bei der krankenhausindividuellen Verhandlung eines Ausgleichs fiir coronabedingte Erlésriickgange im
Jahr 2021 gegeniiber dem Jahr 2019 zugrunde zu legen.

Zu Nummer 2

Da nicht auszuschlieBen ist, dass die Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen in den Féllen, in denen Kapazi-
taten der zugelassenen Krankenhduser zur Behandlung von Patientinnen und Patienten mit einer SARS-CoV-2
Infektion vollstandig ausgeschopft sind, eine stationdre Behandlung dieser Patientinnen und Patienten auch in
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Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen erforderlich werden kann, haben die Vertragsparteien durch die Ver-
einbarung zusétzlicher Pauschalen sicherzustellen, dass die fir die Versorgung dieser Personen erforderlichen
Mehraufwendungen, etwa im Hinblick auf erhdhte Hygieneanforderungen oder organisatorische Anpassungen im
Behandlungsablauf, vergutungsrechtlich abgedeckt sind.

Zu Nummer 3

8 23 enthdlt die erforderliche Verordnungserméchtigung fiir das Bundesministerium fir Gesundheit, um im Be-
darfsfall kurzfristig auf unvorhersehbare Entwicklungen der Coronapandemie reagieren zu konnen. Kurzfristiger
regulatorischer Anderungsbedarf kann sich insoweit in Bezug auf die VVoraussetzungen fiir die Anspruchsberech-
tigung der Krankenh&user als auch in Bezug auf die Hohe der Ausgleichszahlungen ergeben. Je nach weiterem
Verlauf der Entwicklung der Pandemie kann es auch erforderlich werden, den Zeitraum, fir den die Ausgleichs-
zahlungen gewéhrt werden, zu verlangern oder nach dessen Ende zu einem spéteren Zeitpunkt erneut Ausgleichs-
zahlungen vorzusehen. In Abhdngigkeit von mdglichen Anderungen sind auch die Fristen fir die Lander zur
Ubermittlung der krankenhausbezogenen Aufstellungen tber die ausgezahlten Betrage entsprechend anzupassen.

Zu Nummer 4

Die Krankenhéuser sind derzeit durch die Behandlung von Patientinnen und Patienten, die an COVID-19 erkrankt
sind, erneut teils Uberdurchschnittlich belastet und kdnnen dadurch nicht in jedem Behandlungsfall die im Opera-
tionen- und Prozedurenschlissel (OPS) festgelegten Mindestmerkmale einhalten. Mit dem Zweiten Gesetz zum
Schutz der Bevolkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 19. Mai 2020 wurden bereits
Ausnahmen von Prifungen bei Krankenhausbehandlung nach § 275c des Funften Buches Sozialgesetzbuch (SGB
V) fiir Krankenh&user, die COVID-19-(Verdachts-) Félle behandeln, eingefiihrt und diese mit dem Dritten Gesetz
zum Schutz der Bevolkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 18. November 2020
erneut zugelassen, um finanzielle Nachteile fir die betroffenen Krankenhéuser zu vermeiden. Durch die Anderung
werden diese Ausnahmen nun auf den Zeitraum vom 1. November 2021 bis einschlieRlich 19. Mérz 2022 er-
streckt. Dieser Zeitraum ist nach § 25 Absatz 4 auch von der Nachweispflicht im Rahmen der Strukturprifung
nach § 275d SGB V ausgenommen, da die Krankenhduser in den Zeitrdumen, in denen sie durch die Behandlung
von Patientinnen und Patienten, die an COVID-19 erkrankt sind, tberdurchschnittlich belastet sind, keine aussa-
gekréaftigen Nachweise vorlegen kdnnen. Ist der Nachweis eines Strukturmerkmals dann nicht mehr zu erbringen,
begutachtet der Medizinische Dienst nicht, ob das Krankenhaus das betreffende Strukturmerkmal einhalt.

Zu Artikel 4 (Anderung der Verordnung zur Regelung weiterer Manahmen zur wirtschaftlichen
Sicherung der Krankenh&user)

Bei den Anderungen der Verordnung handelt es sich um notwendige Folgednderungen zu der mit der Anderung
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes vorgesehenen Einfilhrung von Ausgleichszahlungen fir den Zeitraum
vom 15. November bis zum 31. Dezember 2021. Die Folgednderungen sehen vor, dass diese Ausgleichszahlungen
bei der Durchfiihrung der Erlésausgleiche fiir das Jahr 2021 zu berticksichtigen sind.

Zu Nummer 1

Durch die Einbeziehung der Ausgleichszahlungen fiir den Zeitraum vom 15. November bis zum 31. Dezember
2021 in den Erlésausgleich fur das Jahr 2021 ist es erforderlich, dass die Vertragsparteien auf Bundesebene ihre
diesbeziigliche Vereinbarung anpassen.

Zu Nummer 2

Die Regelung sieht vor, dass die Vertragsparteien auf Bundesebene auch Kriterien vereinbaren, anhand derer
festgestellt werden kann, ob ein Erlésanstieg auf Ausgleichszahlungen, die fiir den Zeitraum vom 15. November
bis zum 31. Dezember 2021 geleistet wurden, zurtickzufihren ist.

Zu Nummer 3

Die Regelung gibt vor, dass Ausgleichszahlungen, die fiir den Zeitraum vom 15. November bis zum 31. Dezember
2021 geleistet wurden, ebenso wie die Ausgleichszahlungen, die bis zum 15. Juni 2021 geleistet wurden, bei der
Ermittlung der Erldse flr das Jahr 2021 zu 85 Prozent zu beriicksichtigen sind. Die Versorgungsaufschlége, die
Krankenhduser fiir den Zeitraum zwischen dem 1. November und dem 31. Dezember 2021 fiir die Behandlung
von Patientinnen und Patienten erhalten, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, sind dagegen nur
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zu 50 Prozent bei der Ermittlung der Erl6se fir das Jahr 2021 zu berticksichtigen. Insoweit wirkt sich die Behand-
lung von Patientinnen und Patienten, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, beim Erlésausgleich
gunstiger flr die Krankenhduser aus als eine Freihaltung von Betten.

Zu Nummer 4

Die Vertragsparteien auf Ortsebene werden verpflichtet, einen Erlésanstieg zu vereinbaren, der auch durch Aus-
gleichszahlungen, die fur den Zeitraum vom 15. November bis zum 31. Dezember 2021 geleistet wurden, begriin-
det sein kann.

Zu Nummer 5

Die Regelungen geben den Vertragsparteien auf Ortsebene vor, dass sie bei der Vereinbarung des Ausgleichsbe-
trags die Ausgleichszahlungen, die fir den Zeitraum vom 15. November bis zum 31. Dezember 2021 geleistet
wurden, zu berticksichtigen haben.

Zu Artikel 5 (Anderung des Betriebsverfassungsgesetzes)

Die am 30. Juni 2021 ausgelaufene Regelung des friheren 8 129 Absatz 3 des Betriebsverfassungsgesetzes (Be-
trVG) ermdglichte die Durchfiihrung von Betriebs-, Teil- und Abteilungsversammlungen sowie Betriebsratever-
sammlungen und Jugend- und Auszubildendenversammlungen wéhrend der COVID-19 Pandemie mittels audio-
visueller Einrichtungen. Diese Mdglichkeit soll aufgrund der wieder ansteigenden Inzidenzzahlen und der noch
nicht ausreichenden Impfquote durch die neue Regelung des § 129 Absatz 1 BetrVG wieder erdffnet werden. Dies
tragt dazu bei, noch bestehende Infektionsrisiken durch die Zusammenkunft vieler Beschaftigter im Rahmen sol-
cher Versammlungen gerade auch in Grof3betrieben zu vermeiden. Ohne eine solche Regelung bestiinde die Ge-
fahr, dass Betriebsversammlungen auf absehbare Zeit aufgrund des héherrangigen Gesundheitsschutzes der Be-
legschaft nicht stattfinden kénnen. Eine Ubertragung in Videokonferenzraume des jeweiligen Betriebs wird hier-
durch ebenso ermdglicht wie die Ubertragung Gber das Internet. Aufzeichnungen solcher Versammlungen sind
aus Grinden des Persdnlichkeitsschutzes der Teilnehmer und zur Wahrung der Nichtoffentlichkeit der Betriebs-
versammlungen nicht zuldssig.

Aus den gleichen Grunden wird auch fiir die Einigungsstelle die zum 30. Juni 2021 ausgelaufene Mdglichkeit
nach dem friheren § 129 Absatz 2 BetrVG wieder geschaffen, Beschllsse auch in einer Sitzung mittels einer
Video- und Telefonkonferenz fassen zu kénnen. Dabei kann sowohl eine Zuschaltung einzelner teilnahmeberech-
tigter Personen als auch die Durchfiihrung ausschlieRlich per Video- und Telefonkonferenz erfolgen. Es muss
sichergestellt sein, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen kénnen. Dies umfasst technische
MaRnahmen wie zum Beispiel eine Verschliisselung der Verbindung und organisatorische Malinahmen wie die
Nutzung eines nichtoffentlichen Raumes wahrend der Dauer der Sitzung. Die zugeschalteten Sitzungsteilnehmer
kénnen zum Beispiel zu Protokoll versichern, dass nur teilnahmeberechtigte Personen in dem von ihnen genutzten
Raum anwesend sind. Sobald nicht teilnahmeberechtigte Personen den Raum betreten, ist hierliber unverziiglich
zu informieren.

Soweit mit dieser Regelung elektronische Kommunikationsmdoglichkeiten eréffnet werden, sind diese auch fiir
Personen mit Behinderung barrierefrei zuganglich und nutzbar zu machen.

Zeitlich wird die Regelung durch Absatz 3 in Anlehnung an die Befristungsregelungen des § 28a Absatz 10 und
des § 28b Absatz 7 Satz 3 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) auf den 19. Méarz 2022 befristet. Der Deutsche
Bundestag kann einmalig durch Beschluss, der im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen ist, die Frist um bis zu
drei Monate verlangern.

Zu Artikel 6 (Anderung des SprecherausschuRRgesetzes)

Auch die am 30. Juni 2021 ausgelaufene Maglichkeit, nach dem friiheren § 39 Absatz 2 des Sprecherausschuf3-
gesetzes (SprAuG) Versammlungen der leitenden Angestellten wéhrend der COVID-19-Pandemie mittels audio-
visueller Einrichtungen durchfiihren zu kénnen, soll aufgrund der wieder ansteigenden Inzidenzzahlen und der
noch nicht ausreichenden Impfquote durch die neue Regelung des § 39 SprAuG wieder er6ffnet werden. Zeitlich
wird die Regelung in Anlehnung an die Befristungsregelungen des § 28a Absatz 10 und des 8§ 28b Absatz 7 In-
fektionsschutzgesetz zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) auf den
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19. Marz 2022 befristet. Der Deutsche Bundestag kann einmalig durch Beschluss, der im Bundesgesetzblatt be-
kannt zu machen ist, die Frist um bis zu drei Monate verlangern. Auf die Ausfihrungen zur Anderung des § 129
BetrVG wird verwiesen.

Zu Artikel 7 (Anderung des Européischen Betriebsrite-Gesetzes)

Die am 30. Juni 2021 ausgelaufene Moglichkeit, nach dem friiheren § 41b des Européische Betriebsrate-Gesetzes
(EBRG) wahrend der COVID-19-Pandemie Sitzungen und Beschlussfassungen des besonderen Verhandlungs-
gremiums, des Europdischen Betriebsrats oder einer Arbeitnehmervertretung im Sinne des § 19 EBRG mittels
Video- und Telefonkonferenz durchfiihren zu kdnnen, soll aufgrund der wieder ansteigenden Inzidenzzahlen und
der noch nicht ausreichenden Impfquote durch die neue Regelung des § 41b EBRG wieder erdffnet werden.

Die Regelung tragt der Situation um die COVID-19 Pandemie und den damit verbundenen Schwierigkeiten einer
Préasenzsitzung Rechnung. Sie schafft Rechtssicherheit und ermdglicht es den genannten Gremien, Sitzungen und
Beschlussfassungen mittels Video- und Telefonkonferenz durchfiihren zu kénnen. Dabei kdnnen sowohl einzelne
teilnahmeberechtigte Personen zugeschaltet werden als auch die Sitzung ausschlief3lich als Video- und Telefon-
konferenz durchgefihrt werden. Es muss sichergestellt sein, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis
nehmen konnen. Dies umfasst technische MalRnahmen wie zum Beispiel eine Verschlisselung der Verbindung
und organisatorische MalRnahmen wie die Nutzung eines nichtéffentlichen Raumes wahrend der Dauer der Sit-
zung. Die zugeschalteten Sitzungsteilnehmer kdnnen zum Beispiel zu Protokoll versichern, dass nur teilnahme-
berechtigte Personen in dem von ihnen genutzten Raum anwesend sind. Sobald nicht teilnahmeberechtigte Per-
sonen den Raum betreten, ist hierliber unverzuglich zu informieren. Aufzeichnungen sind aus Griinden des Per-
sonlichkeitsschutzes der Teilnehmer und zur Wahrung der Nichtoffentlichkeit der Sitzung nicht zul&ssig.

Soweit mit dieser Regelung elektronische Kommunikationsmdglichkeiten eréffnet werden, sind diese auch fir
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Behinderung barrierefrei zuganglich und nutzbar zu machen.

Zeitlich wird die Regelung in Anlehnung an die Befristungsregelungen des § 28a Absatz 10 Satz 3 und des § 28b
Absatz 7 Satz 3 IfSG auf den 19. Marz 2022 befristet. Der Deutsche Bundestag kann durch einmaligen Beschluss,
der im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen ist, die Frist um bis zu drei Monate verlangern.

Zu Artikel 8 (Anderung des SE-Beteiligungsgesetzes)

Mit der Anderung wird auch dem SE-Betriebsrat die auf die COVID-19-Pandemie beschrankte Maglichkeit wie-
der erdffnet, Sitzungen und Beschlussfassungen im Rahmen der Unterrichtung und Anhdrung mittels Video- und
Telefonkonferenz durchzufiihren. Die Ausfilhrungen zu Artikel 7 (Anderung des EBRG) gelten entsprechend.

Zu Artikel 9 (Anderung des SCE-Beteiligungsgesetzes)

Mit der Anderung wird auch dem SCE-Betriebsrat die auf die COVID-19-Pandemie beschrinkte Mdéglichkeit
wieder erdffnet, Sitzungen und Beschlussfassungen im Rahmen der Unterrichtung und Anhdrung mittels Video-
und Telefonkonferenz durchzufithren. Die Ausfiihrungen zu Artikel 7 (Anderung des EBRG) gelten entsprechend.

Zu Artikel 10 (Anderung des Heimarbeitsgesetzes)

Die am 30. Juni 2021 ausgelaufene Mdglichkeit, nach dem frilheren § 4 Absatz 3 Satz 4 des Heimarbeitsgesetzes
(HAG) wahrend der COVID-19-Pandemie Sitzungen und Beschlussfassungen mittels Video- und Telefonkonfe-
renz durchfihren zu kénnen, soll aufgrund der wieder ansteigenden Inzidenzzahlen und der noch nicht ausrei-
chenden Impfquote durch den neu angefligten Satz 4 in § 4 Absatz 3 HAG wieder er6ffnet werden.

Die Regelung tragt der Situation um die fortdauernde COVID-19 Pandemie und den damit verbundenen Schwie-
rigkeiten einer Prasenzsitzung Rechnung. Sie schafft Rechtssicherheit und ermdglicht es den Heimarbeitsaus-
schussen fir einen begrenzten Zeitraum, Sitzungen und Beschlussfassungen auch mittels Video- und Telefonkon-
ferenz durchfiihren zu kdnnen. Dabei konnen sowohl einzelne teilnahmeberechtigte Personen zugeschaltet werden
als auch die Sitzung ausschlieBlich als Video- und Telefonkonferenz mit den teilnahmeberechtigten Personen
durchgefihrt werden, soweit kein Mitglied des Heimarbeitsausschusses dem Vorschlag der bzw. des Vorsitzenden
unverziglich widerspricht. Die an der Beratung und Abstimmung Teilnehmenden haben sicherzustellen, dass
Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen kénnen. Dies umfasst technische MalRnahmen wie zum
Beispiel eine Verschlusselung der Verbindung und organisatorische MalRnahmen wie die Nutzung eines nichtof-
fentlichen Raumes wéhrend der Dauer der Sitzung. Die zugeschalteten Sitzungsteilnehmer kdnnen zum Beispiel
zu Protokoll versichern, dass nur teilnahmeberechtigte Personen in dem von ihnen genutzten Raum anwesend



Drucksache 20/188 -50 - Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

sind. Sobald nicht teilnahmeberechtigte Personen den Raum betreten, ist hiertiber unverziglich zu informieren.
Die Nutzung von Video- und Telefonkonferenzen tritt fiir einen begrenzten Zeitraum als zusatzliche Option neben
die hergebrachte Durchfiihrung von Sitzungen unter physischer Anwesenheit der Teilnehmer vor Ort als Regel-
fall.

Zeitlich wird die Regelung in Anlehnung an die Befristungsregelungen des § 28a Absatz 10 Satz 3 und des § 28b
Absatz 7 Satz 3 IfSG auf den 19. Mérz 2022 befristet. Der Deutsche Bundestag kann durch einmaligen Beschluss,
der im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen ist, die Frist um bis zu drei Monate verlangern.

Zu Artikel 11 (Anderung der Werkstatten-Mitwirkungsverordnung)

Die Regelung ermdglicht die Durchfihrung der Wahlen zum Werkstattrat und zu der Frauenbeauftragten als
Briefwahl. Sie soll tiber die Aufhebung der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite wegen
der dynamischen Ausbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) nach 8 5 Absatz 1 Satz 2 des Infek-
tionsschutzgesetzes durch den Deutschen Bundestag hinaus bis zum Ablauf des 19. Mérz 2022 gelten.

Zu Artikel 12 (Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes)

Die Handlungs- und Beschlussfahigkeit der Pflegekommission soll auch in Fallen gewéhrleistet sein, in welchen
einzelne oder auch alle Sitzungsteilnehmer nicht physisch anwesend sein kdnnen. Gerade die COVID-19-Pande-
mie hat gezeigt, dass die physische Teilnahme an einer Sitzung aus gesundheitlichen Griinden (wie beispielsweise
die Zugehorigkeit zu einer Risikogruppe) nicht ratsam oder auf Grund rechtlicher Beschrdnkungen (zum Beispiel
einer amtlich angeordneten Quaranténe) nicht zuléssig sein kann. Darliber hinaus sind auch andere Umsténde
denkbar, die die Teilnahme einzelner oder aller Sitzungsteilnehmer erheblich erschweren oder gar ganzlich un-
maoglich machen kénnen (beispielsweise Streckensperrungen bei der Bahn).

Die Nutzung technischer Mdglichkeiten zur Durchfihrung von Sitzungen und Beschlussfassungen ohne physi-
sche Présenz sieht das Arbeitnehmer-Entsendegesetz derzeit nicht ausdriicklich vor. Aus diesem Grund soll in
8§ 12a Absatz 5 die Teilnahme und Beschlussfassung mittels Video- oder Telefonkonferenz unter bestimmten Vo-
raussetzungen ermdéglicht werden. Dabei soll die Anwesenheit vor Ort bei den Beratungen und der Beschlussfas-
sung weiterhin der Regelfall sein.

Mit der Regelung des § 12a Absatz 5 soll es einzelnen oder auch allen Teilnehmern an einer Sitzung der Pflege-
kommission in besonderen Féllen erméglicht werden, auch im Rahmen einer Video- oder Telefonkonferenz an
der Sitzung und Beschlussfassung teilzunehmen, soweit kein Mitglied und soweit nicht der oder die Beauftragte
des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales unverziglich widerspricht. Die Vertraulichkeit der Sitzung muss
auch bei einer Teilnahme mittels Video- oder Telefonkonferenz gewahrleistet sein, weshalb sichergestellt sein
muss, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen kénnen. Die Pflegekommission beziehungsweise
der mittels Video- oder Telefonkonferenz zugeschaltete Sitzungsteilnehmer hat durch geeignete MalRnahmen das
jeweils Magliche zu tun, um nicht teilnahmeberechtigte Personen von der Kenntnis des Inhalts der Sitzung aus-
zuschlieRen. Die zugeschalteten Sitzungsteilnehmer haben zu Beginn der Sitzung zu versichern, dass nur teilnah-
meberechtigte Personen in dem Raum anwesend sind und sie die (ibrigen Mitglieder unverziiglich unterrichten,
sobald nicht teilnahmeberechtigte Personen den Raum betreten.

Zu Artikel 13 (Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)

Im Rahmen der Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie kommt der Schutzimpfung eine entscheidende Bedeutung
zu. Die Coronavirus-Impfverordnung wurde daher bis zum 31. Mai 2022 verlangert. Um den Personalbedarf in
den Impfzentren und den daran angegliederten mobilen Impfteams im Sinne der Coronavirus-Impfverordnung zu
decken, miissen neben Arztinnen und Arzten auch Zahnarztinnen und Zahnérzte, Tierarztinnen und Tierarzte so-
wie Apothekerinnen und Apotheker zusatzlich zu ihrer sonstigen Tatigkeit oder aus dem Ruhestand fiir die Uber-
nahme dieser Dienste gewonnen werden. Um das Engagement dieser weiteren Berufsgruppen zu erleichtern, wird
die bislang fiir Arztinnen und Arzte geregelte Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung fiir Tatigkeiten in den
Impfzentren im Sinne der Coronavirus-Impfverordnung und den daran angegliederten mobilen Impfteams ent-
sprechend ausgedehnt. Zudem wird die in der Regelung enthaltene zeitliche Befristung bis zum 31. Mai 2022
verlangert. Damit wird die Verlangerung der Coronavirus-Impfverordnung auch in § 130 SGB 1V nachvollzogen.
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Zu Artikel 14 (Anderung des Fuinften Buches Sozialgesetzbuch)

Aufgrund der anhaltenden COVID-19-Pandemie und des weiterhin bestehenden erhéhten Schutzbedarfs bei der
Durchfiihrung der therapeutischen Behandlungen soll die Méglichkeit einer Bestimmung einer Hygienepauschale
fir Heilmittelverordnung verlangert werden. Die Hohe des Betrags von 1,50 Euro je Heilmittelverordnung bleibt
dabei unveréndert. Die Regelung gilt fur Heilmittelverordnung, die langstens bis zum 25. November 2022 abge-
rechnet werden. Aktuell entspricht dies dem Zeitpunkt von einem Jahr nach der Aufhebung der Feststellung der
epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag nach 8 5 Absatz 1 Satz 2 des In-
fektionsschutzgesetzes. Diese Regelung erfolgt analog § 20i Abs. 3 Satz 16 SGB V.

Um das tatsdchliche Infektionsgeschehen abzubilden, erfolgt eine Konkretisierung des mdglichen Abrechnungs-
termins direkt in der Rechtsverordnung.

Zu Artikel 15 (Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Mit dem ,,Gesetz zur Fortgeltung der die epidemische Lage von nationaler Tragweite betreffenden Regelungen*
vom 29. Mérz 2021 wurde der Spitzenverband Bund der Pflegekassen damit beauftragt, im Benehmen mit dem
Medizinischen Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen und dem Prifdienst des Verbandes der
Privaten Krankenversicherung e. V. sowie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Gesundheit unver-
zuglich das Nahere zur Durchfuhrbarkeit von Priifungen zu beschlieBen. Dadurch sollte insbesondere geregelt
werden, unter welchen Voraussetzungen Prifauftrdge angesichts der aktuellen Infektionslage angemessen sind
und welche spezifischen VVorgaben, insbesondere zur Hygiene, zu beachten sind. Seit dem 15. April 2021 bilden
die ,,Regelungen des GKV-Spitzenverbandes zur Durchfiihrbarkeit von Qualitatspriifungen nach 8 114 Abs. 2a
SGB XI* die Grundlage fir die Entscheidung, ob und wie Priifungen vor Ort in den Pflegeeinrichtungen durch-
gefuhrt werden kénnen. Am 25. Oktober 2021 wurde eine erste Anpassung der Regelungen an die Entwicklung
der SARS-CoV-2-Pandemie vorgenommen.

Durch die Anderung wird die bisher geltende zeitliche Befristung der Regelungen zur Durchfiihrbarkeit von Qua-
litdtsprifungen bis zum 31. Dezember 2021 aufgehoben. Dies ist sachgerecht, da die SARS-CoV-2-Pandemie
andauert und die Infektionslage auch in absehbarer Zukunft fiir das Prifgeschehen relevant sein wird. Zugleich
gilt die allgemeine Verpflichtung aus 8 114 Absatz 2 Satz 1, grundsétzlich jede zugelassene Pflegeeinrichtung
regelméaRig im Abstand von hdchstens einem Jahr zu priifen, ab 1. Januar 2022 wieder ohne Einschrankungen.
Gemal der aktuellen Fassung der Regelungen zur Durchfiihrbarkeit kénnen Qualitatspriifungen grundsétzlich
auch bei hoher regionaler Inzidenz durchgefiihrt werden, da wéhrend der Prifungen strenge Hygienevorschriften
Anwendung finden, alle Pflegebedirftigen sowie Pruferinnen und Prifern die Mdglichkeit einer kostenlosen
Schutzimpfung (sowie von Auffrischungsimpfungen) hatten und dariiber hinaus in den Pflegeeinrichtungen eng-
maschige Testungen durchgefiihrt werden. Auch werden die Qualitatsprifungen am Vortag durch die Prifinsti-
tution angekiindigt, so dass die Pflegeeinrichtungen sich organisatorisch und logistisch darauf vorbereiten kénnen.
Der Berichtspflicht aus Satz 6 ist der Spitzenverband Bund der Pflegekassen am 29. September 2021 nachgekom-
men; der Satz kann daher gestrichen werden.

Zu Artikel 16 (Anderung des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch)

Die Uberschrift wird an den Inhalt der Neufassung angepasst: Begrenzung auf die Ubergangsregelung zur Mit-
tagsverpflegung fur Menschen mit Behinderungen sowie Ergdnzung um eine Verordnungserméchtigung.

Die Neufassung von § 142 SGB XII beschrankt sich im Vergleich zur geltenden Fassung der Vorschrift auf die
Ubergangsregelung fiir den Mehrbedarf fiir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Werkstatten. Nicht mehr
umfasst ist damit die Ubergangsregelung zu Bedarfen fiir die Aufwendungen der gemeinschaftlichen Mittagsver-
pflegung fur Schillerinnen und Schiller sowie furr Kinder, die eine Tagesstétte besuchen oder fur die Kindertages-
pflege geleistet wird (8 34 Absatz 6 SGB XII). Hierflr bleibt es damit im SGB XIlI, im BVG und auch im Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch sowie im Asylbewerberleistungsgesetz beim Auslaufen mit Aufhebung der Feststellung
der epidemischen Lage von nationaler Tragweite am 24. November 2021.

Die Weiterfiihrung der Ubergangsregelung fiir den Mehrbedarf fir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in
Werkstétten fir Menschen mit Behinderungen, bei anderen Leistungsanbietern (mit den Werkstétten vergleich-
baren Leistungen) sowie bei vergleichbaren tagesstrukturierenden MalRnahmen (die in der Regel unter dem ,,ver-
langerten Dach® der Werkstatten angesiedelt sind) begriindet sich daraus, dass es sich bei den dort tatigen oder
betreuten Menschen mit Behinderungen um einen vulnerablen Personenkreis handelt. Ein weiterer Unterschied
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zu Schilerinnen und Schiilern sowie Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege liegt darin, dass
ein groRer Anteil der von einer Schliefung der Werkstétten betroffenen Menschen mit Behinderungen nicht in
der Wohnung von Eltern oder Angehdérigen beziehungsweise in einer eigenen Wohnung lebt, sondern in der so-
genannten besonderen Wohnform (8 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und Satz 3 SGB XII). Die Menschen mit
Behinderungen sind an Arbeitstagen in den Werkstatten, weshalb es in der besonderen Wohnform in der Regel
nur an Wochenenden eine Mittagsverpflegung gibt. Die als Bestandteil des Lebensunterhalts in der besonderen
Wohnform umfasste Verpflegung beinhaltet dann kein Mittagessen an Arbeitstagen. Den deshalb bei zeitweiser
Schlielung einer Werkstatt erforderlichen finanziellen Ausgleich fiir eine Mittagsverpflegung auch an Arbeitsta-
gen schafft die Weitergewahrung des Mehrbedarfs nach § 42b Absatz 2 SGB XI|I.

8 142 Absatz 1 regelt die Weitergewahrung des Mehrbedarfs fur die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in
Werkstétten und Gibernimmt damit den Regelungsinhalt von § 142 Absatz 2 SGB XII der geltenden Fassung. Da-
bei wird der Regelungsinhalt auf den mit Inkrafttreten dieses Gesetzes neu beginnenden Zeitraum bis zum Ablauf
des 31. Mdrz 2022 ausgerichtet und inhaltlich gestrafft. Anspruchsgrundlage ist deshalb in Satz 1 nicht mehr die
Gewéhrung des Mehrbedarfs fiir Februar 2020, sondern fiir Oktober 2021. Dies ist der letzte Kalendermonat vor
Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite. Inhaltlich Gibernommen werden die
wegfallenden Voraussetzungen der Gemeinschaftlichkeit der Mittagsverpflegung und der Essenseinnahme in
Verantwortung des Leistungsanbieters. In Satz 2 wird entsprechend des auf Oktober 2021 umgestellten Bezugs-
monats flr die Hohe des Mehrbedarfs auf die Arbeitstage in diesem Monat abgestellt. Die Hohe des Mehrbedarfs
je Arbeitstag ergibt sich unveréndert zur geltenden Fassung nach § 42b Absatz 2 Satz 3 SGB XII. Dadurch wird
weiterhin auf die Werte der aktuellen Sozialversicherungsentgeltverordnung abgestellt, ab Januar 2022 gelten
damit die Betrdge je Mittagessen fir das Jahr 2022.

Mit der in Absatz 2 vorgesehenen Verordnungsermachtigung wird der Bundesregierung die Mdglichkeit gegeben,
die Ubergangsregelung zur Mittagsverpflegung in Werkstatten durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates langstens bis zum 31. Dezember 2022 zu verléangern, soweit dies pandemiebedingt erforderlich ist.
Dies entspricht der durch das Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlasslich
der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 23.11.2021 (BGBI. |
S. 4906) fiir die Ubergangsregelungen fiir den vereinfachten Zugang zu den Grundsicherungssystemen vorge-
nommenen Ergénzung um eine Verordnungserméchtigung.

Zu Artikel 17 (Anderung des Bundesversorgungsgesetzes)

Im Gleichklang zur Neufassung von § 142 SGB XII beschrénkt sich auch § 88b BVG im Vergleich zur geltenden
Fassung der Vorschrift auf die Ubergangsregelung fiir den Mehrbedarf firr die gemeinschaftliche Mittagsverpfle-
gung in Werkstétten. Nicht mehr umfasst ist Absatz 1 der bisherigen Fassung fur die Aufwendungen der gemein-
schaftlichen Mittagsverpflegung fiir Schiilerinnen und Schiller sowie fiir Kinder, die eine Tagesstatte besuchen
oder fur die Kindertagespflege geleistet wird (§ 34 Absatz 6 SGB XII). Hierfiir bleibt es im BVG ebenso wie im
SGB XII und auch im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch sowie im Asylbewerberleistungsgesetz beim Auslaufen
mit Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite am 24. November 2021.

Im neu gefassten 8 88b Absatz 1 BVG wird die Neufassung von § 142 Absatz 1 SGB XII durch dieses Gesetz
nachvollzogen. So besteht auch im Sozialen Entschadigungsrecht durch die Weitergewahrung des Mehrbedarfs
der erforderliche finanzielle Ausgleich fur eine Mittagsverpflegung an Arbeitstagen bei zukinftigen zeitweisen
SchlieBungen einer Werkstatt. Zukiinftig wird jedoch in Satz 1 nicht mehr auf die Gewahrung des Mehrbedarfs
fur Februar 2020, sondern flir Oktober 2021 abgestellt. In Satz 2 wird dementsprechend fiir die Hohe des Mehr-
bedarfs auf die Arbeitstage im Monat Oktober 2021 abgestellt. Die Anderung ist erforderlich, um den Gleichlauf
der Regelungen im Sozialen Entschadigungsrecht mit dem SGB XII zu erhalten.

Mit der im neuen Absatz 2 vorgesehenen Verordnungsermachtigung wird der Bundesregierung die Moglichkeit
gegeben, die Ubergangsregelung zur Mittagsverpflegung in Werkstatten durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates langstens bis zum 31. Dezember 2022 zu verl&dngern, soweit dies pandemiebedingt erfor-
derlich ist.

Zu Artikel 18 (Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes)

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Neufassung von § 142 SGB XII. Diese Vorschrift beinhaltet kiinftig
nur noch die Ubergangsregelung fir den Mehrbedarf fir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Werkstét-
ten. Deshalb ist die Verweisung im AsylbLG auf den bisherigen § 142 Absatz 1 SGB XII und damit auf die
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bisherige Ubergangsregelung zur Mittagsverpflegung fir Schilerinnen und Schiiler sowie Kinder, die eine Ta-
geseinrichtung besuchen oder fur die Kindertagespflege geleistet wird, zu streichen.

Zu Artikel 19 (Anderung des COVID-19-Gesetzes zur Funktionsfahigkeit der Kammern)

Das COVID-19-Gesetz zur Funktionsfahigkeit der Kammern vom 10. Juli 2020 (BGBI. | S. 1643, 1644 —
COV19FKG) galt nach dessen 8§ 11 zunéchst bis zum 31. Dezember 2020. Mit dem COV19FKG wurden zur
Gewdhrleistung der Handlungsfahigkeit der Rechtsanwaltskammern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Pa-
tentanwaltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und Landernotarkasse, der Wirt-
schaftspriiferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuerberaterkammer voriibergehende Erleich-
terungen flr Wahlen und Beschlussfassungen in den zustdndigen Organen und Gremien geschaffen. Es wurde
insbesondere die Mdglichkeit schriftlicher Verfahren eingefiihrt bzw. vereinfacht. Diesen Regelungen kommt ein
Ausnahmecharakter zu. Sie sollen die Kammern und Kassen in die Lage versetzen, trotz der im Zuge der COVID-
19-Pandemie geltenden Beschrankungen rechtssicher entscheiden und handeln zu kénnen. Der Geltungszeitraum
des 8 11 COV19FKG wurde durch § 1 der Verordnung zur Verlangerung der Manahmen zur Sicherstellung der
Funktionsféhigkeit der Kammern im Bereich der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Patentanwaltsordnung, der
Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriferordnung und des Steuerberatungsgesetzes wahrend der COVID-19-
Pandemie vom 10. Dezember 2020 (BGBI. I S. 2930) bis zum 31. Dezember 2021 verlangert. Eine weitere Ver-
langerung durch Verordnung ist nicht mehr méglich, da die Verordnungserméchtigung des 8§ 12 COV19FKG nur
dazu erméchtigt, die Geltung der §8 2 bis 10 geméaR 8§ 11 bis langstens zum 31. Dezember 2021 zu verléangern; an
diesem Tag tritt nach dem bisher geltenden Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der
COVID-19-Pandemie im Pauschalreisevertragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit der Kammern
im Bereich der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriferordnung und des
Steuerberatungsgesetzes wahrend der COVID-19-Pandemie vom 10. Juli 2020 (BGBI.| S.1643) das
COV19FKG aufler Kraft.

Durch die Anderung soll daher der Geltungszeitraum des COV19FKG durch eine gesetzliche Anderung des § 11
COV19FKG verléngert werden. Die Verlangerung ist erforderlich, da trotz steigender Impfquote wegen hoher
Infektionszahlen und der drohenden Uberlastung des Gesundheitswesens weiterhin SchutzmaBnahmen zur Pan-
demiebekdmpfung notwendig sind. Diese SchutzmalRnahmen umfassen auch MalBnahmen zur Kontaktreduzie-
rung. Grolle Versammlungen kénnen erheblich zum Infektionsgeschehen beitragen und sind daher von diesen
Schutzmalinahmen betroffen. Der weitere Verlauf der Pandemie, deren Fortdauer sowie die Ausgestaltung der
erforderlichen SchutzmaBnahmen zur Vermeidung der weiteren Ausbreitung der Pandemie lassen sich derzeit
nicht sicher prognostizieren. Es ist daher auch nicht absehbar, ob und unter welchen Bedingungen die Kammern
und Kassen der Selbstverwaltungskorperschaften im Bereich der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Patentan-
waltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriiferordnung und des Steuerberatungsgesetzes im Win-
ter und im Friihjahr 2022 Présenzversammlungen durchfiihren und die erforderlichen Beschlussfassungen in Pra-
senz erfolgen konnen. Es besteht Bedarf, die Handlungsfahigkeit dieser Kammern zumindest bis einschlieflich
Juni 2022 durch die Mdglichkeit der présenzlosen Beschlussfassung sicherzustellen.

Zu Artikel 20 (Anderung des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im
Pauschalreisevertragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit der Kammern im Bereich der
Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriferordnung und des
Steuerberatungsgesetzes wahrend der COVID-19-Pandemie)

Das COV19FKG tritt nach Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pande-
mie im Pauschalreisevertragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsféhigkeit der Kammern im Bereich der
Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriferordnung und des Steuerberatungs-
gesetzes wahrend der COVID-19-Pandemie am 31. Dezember 2021 auBer Kraft. Die in Artikel 18 vorgesehene
Verléngerung des Geltungszeitraums nach § 11 COV19 FKG ist daher nur mdglich, wenn gleichzeitig das Au-
Rerkrafttreten des COV19FKG durch eine Anderung des Artikels 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Abmilderung der
Folgen der COVID-19-Pandemie im Pauschalreisevertragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit
der Kammern im Bereich der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriiferord-
nung und des Steuerberatungsgesetzes wahrend der COVID-19-Pandemie hinausgeschoben wird.
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Zu Artikel 21 (Anderung des Gesetzes zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze
anlasslich der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite)

Zu Nummer 1

Durch ein Versehen sind verschiedene Zeitpunkte des Inkrafttretens der Artikel 5 Nr. 3a und Artikel 20b des Ge-
setzes zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlésslich der Aufhebung der Feststellung
der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geregelt worden. Dieses Versaumnis wird durch diese Anderung
behoben.

Zu Nummer 2

Durch ein Versehen sind verschiedene Zeitpunkte des Inkrafttretens der Artikel 5 Nr. 3a und Artikel 20b des Ge-
setzes zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlasslich der Aufhebung der Feststellung
der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geregelt worden. Dieses Versdaumnis wird durch diese Anderung
behoben.

Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a
Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Nummer 2.

Zu Buchstabe b

Mit dem Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlasslich der Aufhebung der
Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite wurden in Artikel 5 Nummer 1a (8 105 SGB V)
und Nummer 3a (§ 125b SGB V) Regelungen getroffen, mit denen sichergestellt werden soll, dass die Kranken-
kassen die Kosten fiir auergewthnliche pandemiebedingte Maltnahmen der Kassenarztlichen Vereinigungen so-
wie die Hygienepauschale fiir Heilmittelerbringer weiterhin auch nach Aufhebung der epidemischen Lage bis ins
Jahr 2022 iibernehmen. Aufgrund eines gesetzgeberischen Versehens wurde jedoch einheitlich fiir samtliche An-
derungen des SGB V ein Inkrafttreten zum 1. Januar 2022 angeordnet, obwohl es hier einer Differenzierung,
insbesondere einer fritheren Inkraftsetzung der oben genannten Regelungen, bedurft hatte. Um die intendierte
lickenlose Zahlung sicherzustellen, hatte fiir Artikel 5 Nummer 1a und Nummer 3a — genauso wie fur die we-
sentlichen Teile des Gesetzes — ein Inkrafttreten am Tag nach der Verkindung (24. November 2021) vorgesehen
werden miissen. Dies insbesondere auch vor dem Hintergrund, dass Artikel 20b, der die Anderungen der Hygie-
nepauschaleverordnung enthalt, schon am 24. November 2021 und damit vor der Anderung der zugrundeliegen-
den Ermdchtigungsgrundlage in Artikel 5 Nummer 3a in Kraft getreten ist.

Zu Buchstabe ¢
Anpassung der Absatzbezeichnung aufgrund der Verschiebung der Absétze.

Zu Artikel 22 (Einschréankung von Grundrechten )

Die Vorschrift tragt den Anforderungen des Zitiergebotes nach Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes
Rechnung.

Zu Artikel 23 (Inkrafttreten)

Zu Absatz 1
Das Gesetz tritt vorbehaltlich der Abséatze 2 und 3 am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Zu Absatz 2

Die Anderungen des SGB XlI, BVG und AsylbLG treten mit Wirkung vom 25. November 2021 in Kraft. Das
riickwirkende Inkrafttreten ist erforderlich, um im Falle einer Gewahrung des Mehrbedarfs nach den Ubergangs-
regelungen in § 142 SGB XII sowie in § 88b BVG am 24. November 2021 bei durchgehend vorliegenden Vo-
raussetzungen eine Unterbrechung zu verhindern.
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Zu Absatz 3

Mit Absatz 3 wird geregelt, dass Artikel 2 dieses Gesetzes zum 1. Januar 2023 in Kraft tritt. Damit werden durch
dieses Gesetz neu eingefiihrte Regelungen 88 20a und § 20b IfSG mit Ablauf des 31. Dezember 2022 aufgehoben.
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	3. In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „§ 21 Absatz 1a Satz 1“ die Wörter „und Absatz 1b“ eingefügt, werden die Wörter „sowie die für das Jahr 2021 gezahlten Versorgungsaufschläge nach § 21a Absatz 1 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes“...
	4. In Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b werden nach den Wörtern „§ 21 Absatz 1a Satz 1“ die Wörter „oder Absatz 1b“ eingefügt.
	5. In Absatz 10 Satz 1 und 2 werden nach den Wörtern „§ 21 Absatz 1a Satz 1“ jeweils die Wörter „und Absatz 1b“ eingefügt.

	Artikel 5
	Artikel 6
	Artikel 7
	Artikel 8
	1. Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe angefügt:
	2. Folgender § 48 wird angefügt:

	Artikel 9
	1. Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe angefügt:
	2. Folgender § 50 wird angefügt:

	Artikel 10
	Artikel 11
	Artikel 12
	Artikel 13
	Artikel 14
	1. Die Sätze 1 und 6 werden aufgehoben.
	2. Im neuen Satz 3 wird die Angabe „Satz 2“ durch die Angabe „Satz 1“ ersetzt.

	Artikel 16
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 142 wie folgt gefasst:
	2. § 142 wird wie folgt gefasst:
	§ 142 „


	Artikel 17
	(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, den in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraum durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates längstens bis zum 31. Dezember 2022 zu verlängern.“

	Artikel 18
	Artikel 20
	Artikel 21
	2. Artikel 20b wird aufgehoben.
	3. Artikel 22 wird wie folgt geändert:
	(2) „ Artikel 5 Nummer 1a tritt mit Wirkung vom 24. November 2021 in Kraft.
	(3) Die Artikel 4, 5 Nummer 1, 2, 3 und 4 sowie Artikel 8 treten am 1. Januar 2022 in Kraft.“


	Artikel 22
	Artikel 23
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(2) Die Artikel 16 bis 18 treten mit Wirkung vom 25. November 2021 in Kraft.
	(3) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.




